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Naturrecht und Positivismus sind zwei konkurrierende rechtstheore-
tische und rechtsphilosophische Grundhaltungen und Lehren. Zwei
hochstrichterlich entschiedene Falle machen deutlich, dass es sich dabei
nicht um einen rein akademischen Streit handelt.Vielmehr hingen die
Entscheide davon ab, ob das Gericht auf dem Boden des positiven
Rechts blieb oder ein Gberpositives Recht anerkannte.
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Grenzfille

Das Recht stosst zuweilen an seine eigenen Grenzen.
Statt Konflikte zu losen, 16st es neue Konflikte aus.
Das wird offenkundig, wenn allgemeine, anerkannte
Rechtsprinzipien kollidieren, wenn hochrangige und
zudem gleichrangige Rechtsgrundsitze in Wider-
streit geraten. Solche Fille sind nicht zu l6sen, son-
dern nur zu entscheiden. Bei der Entscheidung geht
es dann héufig um Grundfragen des Rechts und der
Gerechtigkeit. Und wenn es um Grundfragen von
Recht und Gerechtigkeit geht, dann pflegt eine alte
Kontroverse der Rechtstheorie und Rechtsphiloso-
phie wieder aufzubrechen: die Frage nach Natur-
recht oder Positivismus. Die zwei im Folgenden zu
schildernden Fille gehoren in diese Kategorie von
«Grenzfillen».

Es handelt sich aber auch um Grenzfille im wort-
lichen Sinn. Denn sie ereigneten sich an nationalen
Grenzen, der erste an der Grenze zwischen der DDR
und der BRD, der zweite an der Grenze zwischen der
Schweiz und Frankreich. In beiden Fillen versuchten
Menschen, eine Grenze zu iiberschreiten, im ersten
Fall, um einem Staat zu entkommen, im zweiten Fall,
um in einen Staat zu gelangen. Beide Versuche schei-
terten. In beiden Fillen gab es Tote. Beide Fille ge-
ben damit Anlass, iiber die prinzipielle Gemeinge-
fahrlichkeit von nationalen Grenzen nachzudenken.
Das allerdings ist nicht die Aufgabe von Gerichten.
Diese hatten sich vielmehr mit den rechtsdogmati-
schen, rechtstheoretischen und rechtsphilosophi-
schen Problemen der beiden Fille zu befassen. Ehe
diese Probleme dargestellt und diskutiert werden, sei
an das Geschehen erinnert.

Das «Mauerschiitzenurteil»
BVerfGE 95, 96ff.vom 24.Oktober 1996

Im Jahr 1972 versuchte der damals 29-jihrige W. die
DDR zu verlassen, indem er in der Nacht den Fluss
Spree bei Berlin durchschwamm, um auf die westli-
che Seite zu gelangen. «Republikflucht» hiess dieses
Verhalten, das seit dem Bau der Mauer zwischen
Ost- und Westdeutschland im August 1961 scharf
verfolgt wurde. Zwei junge Grenzsoldaten entdeck-
ten den Fliichtling und riefen ihm eine Warnung zu.
Da W. nicht reagierte, zielten sie auf ihn mit mehre-
ren Schiissen. Einer der Schiisse — welcher es war,
blieb unklar - totete W. Die beiden Grenzwichter
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wurden mit einer Pramie von 150 Mark belohnt. Der
Witwe des Getoteten wurde einige Wochen spiter
mitgeteilt, ihr Mann habe Selbstmord begangen, die
Leiche sei bereits eingedschert worden.

W. war eines von mehr als 100 Todesopfern an der
Mauer zwischen 1961 und 1989. Und die beiden
Grenzsoldaten waren zwei von zahlreichen Titern,
die nach der Wiedervereinigung zur Rechenschaft
gezogen wurden.' Das Landgericht Berlin verurteilte
sie zu Jugendstrafen von einem Jahr und zehn Mona-

Wenn es um Grundfragen von Recht und Gerechtigkeit
geht, pflegt eine alte Kontroverse wieder aufzubrechen:

die Frage nach Naturrecht oder Positivismus.

ten auf Bewihrung. Das Urteil wurde vom Bundes-
gerichtshof in Strafsachen bestitigt. Einer der beiden
Grenzsoldaten legte Beschwerde beim Bundesver-
fassungsgericht ein, das die Rechtslage erneut begut-
achtete.

Der Fall Joseph Spring
BGE 126 Il 145ff.vom 21.Januar 2000

Joseph Spring, 1927 in Berlin geboren, lebte seit 1939
als Emigrant zunichst in Belgien, dann in Frank-
reich, wo er sich einen gefilschten franzdsischen Per-
sonalausweis auf den Namen Joseph Dubois be-
schaffen konnte. Als die Judenverfolgung auch in
Frankreich radikaler wurde, versuchte er im Novem-
ber 1943, also als 16-Jidhriger, die Grenze von Frank-
reich in die Schweiz zu iiberschreiten. In seiner Be-
gleitung befanden sich drei junge Minner, sein 14-
jahriger Cousin, ein weiterer 21-jiahriger tuberkulo-
sekranker Cousin sowie ein 20-jihriger Franzose.
Die Gruppe wurde von Schweizer Grenzbeamten
gefasst und zuriickgewiesen. Die Grenzbeamten
drohten den jungen Minnern an, dass sie bei einem

1 Zur Verantwortung gezogen wurden nicht nur «Mauerschiit-
zen», sondern auch deren Vorgesetzte, Mitglieder des SED-
Politbiiros und - so gleichzeitig im vorliegenden Fall - Mit-
glieder des Nationalen Verteidigungsrats der DDR: vgl. zu
weiteren Fille auch SILKE BUCHNER, Die Rechtswidrig-
keit der Taten von «Mauerschiitzen» im Lichte von Art. 103 11
GG unter besonderer Beriicksichtigung des Volkerrechts,
Frankfurt am Main, Berlin, Bern 1996, 251
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erneuten Versuch, die Schweizer Grenze zu passie-
ren, den deutschen Behorden ausgeliefert werden
wiirden. So geschah es wenige Tage spiter. Dabei
héndigten die Schweizer Grenzbeamten den Deut-
schen nicht nur den gefilschten Ausweis des Joseph
Spring aus, sondern, was allerdings unbewiesen blieb,
auch dessen echte Papiere, die ihn als Juden auswie-
sen. Joseph Spring und seine Begleiter wurden zu-
ndchst in ein Lager in Frankreich verbracht und
wenig spiter nach Auschwitz deportiert. Als einziger
iiberlebte Joseph Spring.

Im Jahr 1998 stellte Spring beim Eidgendssischen
Finanzdepartement ein Genugtuungsbegehren in
Hohe von 100000 Franken. Er stiitzte dies auf das
«Bundesgesetz iiber die Verantwortlichkeit des Bun-
des und seiner Beamten» von 1958. Nachdem der
Schweizer Bundesrat das Begehren abgelehnt hatte,
klagte Joseph Spring beim Schweizer Bundesgericht
auf die Genugtuungssumme von 100000 Franken.

Fiir den Gesetzespositivsten ist der Wortlaut des
Gesetzes der einzige Massstab, nach dem eine Tat oder
ein Fall zu beurteilen ist.

100

Rechtsgrundlagen im Mauerschiitzenfall

Im «Einigungsvertrag»® zwischen DDR und BRD
wurde unter anderem beschlossen, dass Taten, die
auf dem Boden der DDR begangen wurden, grund-
sitzlich nach dem Strafrecht der DDR zu beurteilen
seien, es sei denn, das Recht der BRD erweise sich
als milder. Die zwei Grenzsoldaten, die wegen Tot-
schlags angeklagt waren, unterstanden damit prinzi-
piell dem DDR-Recht. Mord und Tétung waren
selbstverstindlich auch nach dem Strafgesetzbuch
der DDR, § 112, strafbar. Gerechtfertigt war hinge-
gen der Gebrauch von Schusswaffen, auch wenn er
zur Tétung fiihrte, «um die unmittelbar bevorstehen-
de Ausfiihrung oder die Fortsetzung einer Straftat zu
verhindern, die sich den Umstianden nach als ein Ver-
brechen ... darstellt» (§ 17 Abs.2 Volkspolizeigesetz
von 1968). Ahnlich wurde dies nochmals in § 27 des
Gesetzes iiber die Staatsgrenze der DDR von 1982
formuliert: «Die Anwendung der Schusswaffe ist ge-

2 Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Deutschen Demokratischen Republik iiber die Herstellung
der Einheit Deutschlands vom 31. August 1990, BGBI 11 889.

rechtfertigt, um die unmittelbar bevorstehende Aus-
fiihrung oder die Fortsetzung einer Straftat zu ver-
hindern, die sich den Umstdnden nach als ein Ver-
brechen darstellt.»

«Republikflucht» war jedoch — wegen des vorge-
sehenen Strafmasses von «bis zu zwei Jahren»® —
nach DDR-Recht kein Verbrechen, sondern ledig-
lich ein Vergehen. Damit waren der Gebrauch der
Schusswaffe und die Tétung nicht gerechtfertigt, die
Tat der beiden Grenzsoldaten also nach DDR-Recht
strafbar. Unsere erste Entscheidung miisste also lau-
ten: Die Grenzsoldaten sind wegen vorsitzlicher
Totung zu verurteilen.

Diese Argumentation und diese Schlussfolgerung
entspriichen der Haltung eines Gesetzespositivisten®.
Diesem gilt das — geschriebene, gesetzte — Recht als
einzige verbindliche Norm, jenseits derer kein Recht
existiert. Der Wortlaut des Gesetzes ist der einzige
Massstab, nach dem eine Tat oder ein Fall zu beurtei-
len ist. Im Strafrecht hat sich dieses Prinzip — nulla
poena sine lege — im Verlauf des 18. Jahrhunderts
durchgesetzt. Seine Bliitezeit aber erlebte der Geset-
zespositivismus in dem fiir die zweite Hilfte des 19.
Jahrhunderts typischen Glauben, das gesamte Recht
einer Gesellschaft sei liickenlos durch Gesetzgebung
zu erfassen. Dieser Glaube ist inzwischen zwar aus-
getridumt. Doch sollte man nicht vergessen, dass der
Gesetzespositivismus eine ausserordentlich wichtige
politische Grundlage hatte. Niemand, so die Forde-
rung, sollte sich mehr auf Recht berufen konnen, das
nicht parlamentarisch beschlossen und gutgeheissen
worden war. Niemand sollte sich verteidigen oder
jemanden anklagen kénnen unter Berufung auf ein
Recht, das angeblich irgendwo jenseits der Gesetz-
biicher existiere.

Und gleichwohl haben auch «harte» Positivisten
mit der Zeit zugeben miissen, dass allein der Wort-

3 So § 213 StGB der DDR, vgl. im Einzelnen BUCHNER
(Fn.1), 77ff. In «schweren Fiillen» konnte das Strafmass aller-
dings auf bis zu acht Jahre erhéht werden.

4 Zum Positivismus und seinen verschiedenen Unterarten vgl.
grundlegend WALTER OTT, Der Rechtspositivismus. Kriti-
sche Wiirdigung auf der Grundlage eines juristischen Prag-
matismus, 2. Auflage, Berlin 1992, und DERS., Did East Ger-
man border guards along the Berlin Wall act illegally?, in:
Legal Philosophy: General Aspects, Proceedings of the 19th
World Congress of the International Association for Philoso-
phy of Law and Social Philosophy, New York, June 24-30,
1999, ed. by M. Troper and A.Verza = ARSP-Beiheft 82, Wies-
baden 2002, 143-154 [Deutsche Fassung in: Zeitschrift fiir
Schweizerisches Recht 119 (2000) 137-154].
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laut der Gesetze kaum mehr als Druckerschwirze ist

und jedenfalls nicht identisch sein kann mit «Recht»

tout court. Zumindest die Interpretation des Geset-
zeswortlauts sowie die justizielle und administrative

Praxis miissen beachtet werden, um den Rechtszu-

stand zu ermitteln. Dann aber ergibt sich fiir die

DDR und unseren Fall folgendes Bild:

m Republikflucht wurde, entgegen dem Gesetzes-
wortlaut, in der Regel als Verbrechen geahndet,
entsprechend hohe Strafen wurden verhéngt.®

m Entgegen dem Wortlaut des Volkspolizeigesetzes
und des Gesetzes iiber die Staatsgrenze wurden
Grenzsoldaten «vergattert», das heisst, es wurde
ihnen nachdriicklich und unablissig eingeschérft,
«Grenzverletzer vorldufig festzunehmen oder zu
vernichten und den Schutz der Staatsgrenze unter
allen Bedingungen zu gewihrleisten».”

m Dem entsprach auch die Praxis, durch Tétung ver-
hinderte Republikflucht zu belohnen, wihrend
nicht verhinderte Republikflucht zumindest zu ei-
nem Untersuchungsverfahren gegen die Dienst
tuenden Grenzsoldaten fiihrte.

m «Besser der Fliichtling ist tot, als dass die Flucht
gelingt» war die Maxime des unseligen, nie gesetz-
lich fixierten, aber jahrzehntelang praktizierten
«Schiessbefehls» an der Mauer.

Kein Zweifel: Trotz fehlender gesetzlicher Grund-
lage wurde durch Dienstvorschriften, Schulungen,
politische und administrative Praxis, Nichteinschrei-
ten der Justiz und wiederholte scharfe Anweisungen
klargestellt, dass die Totung von Fliichtlingen rech-
tens, erwiinscht und sogar befohlen war, das Ent-
kommenlassen hingegen unangenehme, nicht genau
vorhersehbare  Konsequenzen fiir unachtsame
Grenzsoldaten hatte.

Ein Rechtspositivist also sagt: Zu beachten ist
nicht nur der Wortlaut des Gesetzes, sondern auch
der faktische Gebrauch des Gesetzes einschliesslich
der tatséchlichen Praxis und iiblichen Interpretation.
Recht ist, was als Recht gilt.

Unsere zweite Entscheidung miisste also lauten:
Die Grenzbeamten sind nicht zu verurteilen, weil sie
entsprechend dem in der DDR giiltigen und gelten-
den Recht gehandelt haben. Dieser — heute wohl
allein noch anerkannte — Rechtspositivismus hat nun
auch gute Griinde. Ihm liegt nicht mehr, wie dem
Gesetzespositivismus, die Vorstellung flichende-

5 Vgl. BUCHNER (Fn.1), 79
6 Zitate hier und im Folgenden aus BVerfGE 95 (1997) 96ff.
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ckender Gesetzgebung zugrunde, die allein ausrei-
chend und allein verbindlich sei. Neben dem Geset-
zestext seien vielmehr Praxis, Interpretation, Recht-
sprechung konstitutiv fiir das, was als Recht gilt.
Gemeinsam mit dem Gesetzespositivismus ist dem
Rechtspositivismus aber, dass Recht nur das von
Menschenhand gesetzte und angewandte Recht ist.
Jenseits dieses menschlichen Rechts gebe es keine
legitime Instanz, die «besser wisse», was Recht sei.
Ein Satz wie: «Recht und Gerechtigkeit stehen nicht

Fir einen Rechtspositivisten ist nicht nur der Wortlaut
des Gesetzes zu beachten, sondern auch der faktische

Gebrauch des Gesetzes einschliesslich der tatsach-
lichen Praxis und tiblichen Interpretation.

zur Disposition des Gesetzgebers»” ist einem Positi-
visten zutiefst zuwider. Alles Recht steht zur Disposi-
tion des Gesetzgebers, lautet sein Credo, und alles
Recht wird allein durch irdische Richter, Juristen,
Gesetzgeber gesetzt.

Das klingt arrogant, ja erweckt den Verdacht der
Hybris, weil iiber den (Juristen)Menschen keine
hohere Instanz und keine ewige Werteordnung fiir
das Recht anerkannt werden. Doch entspringt diese
Haltung ganz im Gegenteil einer grossen Beschei-
denheit. Denn der Positivismus eines Gustav Rad-
bruch® und eines Hans Kelsen’, der zwei beriihmtes-
ten Vertreter des Positivismus vor dem Zweiten
Weltkrieg, griindet auf der Annahme, dass kein
Mensch befugt und befihigt ist, eine endgiiltige,
ewige, allgemeinverbindliche Werteordnung aufzu-
stellen. Wer meint, dies tun zu konnen, und sei es
unter Berufung auf den christlichen oder einen sons-
tigen Gott, verstosst unweigerlich gegen die Mei-
nungs- und Gewissensfreiheit anderer, macht sich
selbst zum absoluten Massstab und tendiert damit,
nicht selten unfreiwillig, zum Totalitarismus. Relati-
vismus — das Eingestdndnis der begrenzten Maoglich-
keit, Wahrheit zu erkennen, und der daraus folgende
Verzicht auf eine absolute Werteordnung — war die
philosophische Grundlage des Positivismus des 20.
Jahrhunderts. Seine demokratische Grundlage fand
er in der Verpflichtung aller Biirger auf das gesetzte,

7 BVerfGE 23 (1968) 98 (106).

8 1878-1949, Jurist und Politiker. Grundlegend seine «Rechts-
philosophie» von 1914,

9 1881-1973, Staatsrechtler und Rechtsphilosoph. Sein be-
riihmtestes Werk ist die «Reine Rechtslehre» von 1934,
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praktizierte und parlamentarisch legitimierte Recht,
dessen Befolgung immerhin Rechtssicherheit ver-
sprach. Ein solcher Relativismus und daraus abgelei-
teter Rechtspositivismus muss — nolens volens — auch
respektieren, dass eine Gesellschaft von Menschen
ein Recht produziert, vor dem es Menschen einer
anderen Gesellschaft schaudert.

Und nun? Fiihrt der blanke Gesetzespositivismus
zur Verurteilung der Grenzbeamten, der reine
Rechtspositivismus hingegen zu ihrem Freispruch,
wie ist zu entscheiden? Das Landgericht Berlin, ihm
folgend der Bundesgerichtshof und diesem wiede-
rum folgend das Bundesverfassungsgericht fanden
einen dritten Weg: Der genannte Relativist und
Positivist Gustav Radbruch hatte 1946 unter dem
Schock der Verbrechen des Nationalsozialismus
einen kleinen Aufsatz geschrieben,” in dem er
erklirte, dass die Rechtssicherheit, die nur der Posi-
tivismus garantieren konne, dann zuriicktreten und
aufgegeben werden miisse, wenn eine Entscheidung
nach positivem Recht massiv und in unertriglichem
Masse gegen die Gerechtigkeit verstosse. Auf

Ein solcher Relativismus muss - nolens volens - auch
respektieren, dass eine Gesellschaft von Menschen ein
Recht produziert, vor dem es Menschen einer anderen
Gesellschaft schaudert.

102

«Extremes Unrecht ist kein Recht» hat man diese
als «Radbruchsche Formel» bekannte Meinung spi-
ter verkiirzt." «Extremes Unrecht», gleich ob vom
Gesetzgeber verordnet oder von der Staatsgewalt
praktiziert, hat keinen Anspruch auf Geltung.
Umgekehrt wird derjenige, der es befolgt, dafiir zur
Rechenschaft gezogen. Denn egal, wie er erzogen
und diszipliniert wurde, egal wie alle anderen han-
delten und es vormachten — von einem Menschen
wird erwartet, dass er in der Lage ist, «extremes
Unrecht» zu erkennen, zu vermeiden und gegebe-
nenfalls Widerstand zu leisten. Stellt sich wie in
unserem Fall, der im Jahr 1972 spielte und im Jahr
1993 erstmals vor Gericht kam, iiber 20 Jahre spiter
heraus, dass das, was 1972 Recht schien, kein Recht

10 GUSTAV RADBRUCH, Gesetzliches Unrecht und iiberge-
setzliches Recht, in: Siiddeutsche Juristenzeitung 1946, 105ff.

11 ROBERT ALEXY, Mauerschiitzen. Zum Verhiltnis von
Recht, Moral und Strafbarkeit, Joachim Jungius-Gesellschaft
der Wissenschaften, Heft 2, Gottingen, Hamburg 1993.

war, so tut dies nichts zur Sache. Im Fall von schwers-
tem Unrecht ist auch das strengste, verfassungs-
rechtliche Riickwirkungsverbot wirkungslos. Zwar
gilt laut Leitsatz 1. a) des Urteils: «Das Riickwir-
kungsverbot des Art.103 Abs.2 GG ist absolut und
erfiillt seine rechtsstaatliche und grundrechtliche
Gewiihrleistungsfunktion durch eine strikte Forma-
lisierung.» Eben das soll aber nur gelten, wenn Straf-
gesetze «von einem an die Grundrechte gebunde-
nen demokratischen Gesetzgeber erlassen werden»
(Leitsatz 2.). Kein Vertrauen in die Gesetze diirfen
die Biirger haben, wenn die Staatsmacht manifestes
Unrecht setzt. «Der strikte Schutz von Vertrauen
durch Art.103 Abs. 2 GG muss dann zuriicktreten»
(Leitsatz 3. am Ende). Folgt man dieser die «argu-
mentative Schmerzgrenze» spiirbar iiberschreiten-
den Logik®, so ergibt sich: Das Riickwirkungsverbot
ist absolut und relativ.

Gleichzeitig war klargestellt, dass die «Rechtsord-
nung» der DDR, soweit es die Anweisungen zur
«Grenzverteidigung» betraf, kein Recht enthielt.
Recht war nicht in der Ordnung der DDR, sondern
ausserhalb, jenseits, iiber dieser Ordnung. Ein sol-
ches, nicht von Menschen gesetztes, sondern diesen
vorgegebenes Recht firmiert in seinen verschiede-
nen Varianten als Naturrecht, das unabhingig von
Zeit und Umstinden, von Gesetzestext und Rechts-
praxis gilt. Einst leitete man es aus Gottes Willen und
Ordnung ab, dann aus der Natur oder der (nicht
empirischen, sondern idealen) Vernunft des Men-
schen. Auch die Macht der Geschichte und Tradition
vermochte (wie in der «Historischen Rechtsschule»
der ersten Hilfte des 19. Jahrhunderts) das, was
Recht ist, der alleinigen Bestimmung durch Men-
schen, Parlamente und Gesetzgeber zu entziehen.
Heute schliesslich leitet man ein iiberpositives Recht
aus den Menschenrechten ab, auf die sich eine «welt-
weite Rechtsgemeinschaft» geeinigt hat — oder doch,
so hofft man, eines Tages einigen wird. Die DDR
hatte sich nicht darauf geeinigt,” sie wurde vereinigt;
und stand ab diesem Tag — und riickwirkend — unter
dem Recht jenseits des positiven Rechts. Wenn nicht

12 REGINA OGOREK, «Mauerschiitzen» (BVerfGE 95,
96ff.), in: Kritische Vierteljahresschrift fiir Gesetzgebung und
Rechtswissenschaft, 2000, 83, 323ff. (340).

13 Der in diesem Zusammenhang besonders bedeutsame «In-
ternationale Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte»
wurde von der DDR zwar 1973 ratifiziert, aber nicht in inner-
staatliches Recht umgesetzt; vgl. im Einzelnen BUCHNER
(Fn.1), 176ff.
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unsere, so doch die dritte mogliche Entscheidung, die
des Bundesverfassungsgerichts, lautet: Die Grenz-
beamten sind zu verurteilen, weil sie zwar nicht ge-
gen positives Recht verstossen, aber schwerstem Un-
recht nicht widerstanden haben.

Rechtsgrundlagen im Fall Joseph Spring

«Das Boot ist voll», lautete eine populire Devise in
der Schweiz in den Kriegsjahren. 1939 erteilte die
Bundesversammlung dem Bundesrat ausserordentli-
che Vollmachten zum Schutz des Landes" — auch vor
weiteren, massenhaften Immigranten, primér jiidi-
schen Fliichtlingen. Auf dem Hohepunkt der Fliicht-
lingswelle, Ende 1942, erliess die Polizeiabteilung des
Eidgendssischen Justiz- und Polizeidepartements mit
Zustimmung des Bundesrats eine neue Weisung an
die Grenzbeamten, die die strikte Zuriickweisung
von Auslindern an der Grenze befahl. Ausgenom-
men waren Auslinder, die eindeutig als politische
Fliichtlinge zu erkennen waren. Doch «Fliichtlinge
nur aus Griinden der Rassenverfolgung sind nicht als
politische Fliichtlinge im Sinne dieser Weisung zu
betrachten».” Eben dieser Klausel fielen Joseph
Spring und seine Begleiter zum Opfer.

Joseph Spring stiitzte nun seinen Genugtuungs-
anspruch auf das Staatshaftungsgesetz, nach dem der
Staat fiir die schidigenden Handlungen seiner Be-
amten — auch ohne Verschulden — haften muss. Un-
abhiéngig davon, ob die Eidgenossenschaft eine Ver-
antwortlichkeit fiir das Schicksal des Joseph Spring
treffe, stellte das Bundesgericht zunichst fest, dass
ein solcher Anspruch jedenfalls verjihrt sei. Die
zehnjihrige absolute Frist war lingst abgelaufen, und
Joseph Spring war auch nicht daran gehindert wor-
den, seinen Anspruch rechtzeitig geltend zu machen.
Nach neuerem Schweizer Recht — Art.75bis StGB
von 1981 — tritt die Verjahrung allerdings nicht ein,
wenn es sich um ein Verbrechen handelt, das sich
gegen die Menschlichkeit richtet, insbesondere «auf
die Ausrottung oder Unterdriickung einer Bevolke-
rungsgruppe aus Griinden ihrer Staatsangehorigkeit,
Rasse, Religion ... gerichtet» war. Als dieses Gesetz
in Kraft trat, war ein moglicher Anspruch des Joseph
Spring jedoch bereits verjahrt. Ginzlich unverjihr-
bar, so machte der Kldger geltend, sei aber eine Tat,

14 Bundesbeschluss iiber Massnahmen zum Schutze des Landes
und zur Aufrechterhaltung der Neutralitit vom 30. August
1939, BBI 1939 11 216.

15 Zitate aus BGE 126 11 145ff.
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die «Beihilfe zum Vélkermord, zu Kriegsverbrechen
oder zu einem Genozid» leiste. Eben dies sei durch
den Grenzbeamten, der ihn zuriickwies, und indirekt
durch die vom Bundesrat gebilligten Weisungen ge-
schehen. Dagegen wandte das Gericht ein, dass es der
Schweiz und auch seinen Beamten am Vorsatz zu
einem Genozid und zur Beteiligung an den Griuelta-
ten der Nazis stets gefehlt habe. Die Praxis an der
Grenze miisse historisiert, also in den politischen und
sozialen Kontext jener Zeit gestellt und aus diesem
heraus verstanden werden. «Die Fliichtlingspolitik

Die Praxis an der Grenze miisse historisiert, also in den
politischen und sozialen Kontext jener Zeit gestellt
und aus diesem heraus verstanden werden.

der Schweiz war in der Zeit ab August 1942 hart, und
sie mag aus heutiger Sicht, insbesondere soweit sie
die jiidischen Fliichtlinge betraf, als unmenschlich
bezeichnet werden. Aber sie ist aus der damaligen
Zeit heraus zu verstehen, als die Schweiz von den
Achsenmiichten umschlossen war und sich ... in einer
Situation des Notstands befand oder doch wihnte.»

Nicht die Rede ist vom «extremen Unrecht».
Nicht erwogen wird, ob nicht auch ein kleiner
Schweizer Grenzbeamter hitte wissen konnen und
miissen, dass er die Gruppe von vier jungen Min-
nern ins Verderben schickte. Ein Verderben, das
eben so sicher war, wie jenes, das die DDR-Grenz-
soldaten durch ihren Kugelhagel anrichteten. Eine
Diskussion, ob die damaligen Weisungen, auch wenn
sie gesetzlich gedeckt waren, womdglich doch in
unertriglichem Mass gegen die Gerechtigkeit ver-
stiessen und deshalb kein Recht waren, findet nicht
statt. Dementsprechend eriibrigen sich Erwidgungen
der Erkennbarkeit von Unrecht und einer «Wider-
standspflicht» der exekutierenden Beamten.

Das Bedauern iiber das Schicksal des Joseph
Spring und seiner Gefihrten ist gleichwohl aus dem
Urteil herauszuhoren. Zum Abschluss des Entscheids,
der die Schweiz und ihre Beamten von Verantwortung
freistellte, verkiindet das Bundesgericht wie iiblich
den Kostenentscheid. Im Prinzip hat die unterliegen-
de Partei, also Joseph Spring, die Kosten des Verfah-
rens zu tragen. Doch unter besonderen Umstinden
kénnen sie auch auf die obsiegende Partei, das heisst
die Eidgenossenschaft, iibergewilzt werden — wovon
das Bundesgericht Gebrauch machte. Die eigenen
Kosten des Klidgers hitten bei einer Streitsumme von
100000 Franken bis zu 30000 Franken betragen. Doch
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unter besonderen Umstinden, bei «aussergewdhnlich
viel Arbeit, umfangreichem Beweisverfahren, ver-
wickelten Verhiltnissen» kann der Betrag auch
erhoht werden — wovon das Bundesgericht Gebrauch
machte. Es erhohte ihn auf 100000 und sprach Joseph
Spring damit in Form der Parteientschidigung zu, was
er als Genugtuung eingeklagt hatte.

Zwei Grenzfille - zwei Stile

Vergleicht man die beiden Urteile, so ist sofort zu
erkennen, dass das deutsche Gericht den schweren
und heiklen Weg einer Prinzipiendiskussion gegan-
gen ist, um seine Vorstellung von einer gerechten
oder richtigen Entscheidung zu verwirklichen. Es ist
ein Grundsatzurteil daraus geworden, das uns wissen
ldsst: Der reine Rechtspositivismus wird verworfen.
Auf ihn ist Deutschland schon einmal hereingefallen.
Zu neu und vor allem zu riskant war die «Radbruch-
sche Formel» von 1946, als dass man sie damals in
vollem Umfang zur Bewiltigung der Verbrechen des

Eine Finte des Bundesgerichtes? Gewiss. Aber
vielleicht gehort auch das zuweilen zu einer guten
Rechtsprechung.

Nationalsozialismus und zur Verfolgung von Tétern
hitte anwenden wollen und kénnen. Doch was man
in der Nachkriegszeit versdumte, das sollte nun, bei
der «Abwicklung» der folgenden deutschen Dikta-
tur, in die Tat umgesetzt werden. Hinter dem Ent-
scheid des Bundesverfassungsgerichts stehen rund
50 Jahre deutsche Geschichte und Justizgeschichte
mit all deren Versidumnissen und auch schlechtem
Gewissen. Fiir dieses Mal, im letzten Jahrzehnt des
schlimmen 20. Jahrhunderts, wollte die Justiz tun,
was auch politisch von ihr erwartet wurde: nicht nur

16 Dieses Bekenntnis legte die Justiz bereits in ihrer privat- und
insbesondere familienrechtlichen Rechtsprechung der 50er-
Jahre ab, weshalb man von einer «Naturrechtsrenaissance» in
jenen Jahren spricht. Auch die «Radbruchsche Formel» ge-
langte zur Anwendung, vgl. z.B. den oben (Fn.7) zitierten
Entscheid von 1968, Leitsatz 2: «In der Elften Verordnung
zum Reichsbiirgergesetz vom 25. November 1941 (RGBLI
S$.772) hat der Widerspruch zur Gerechtigkeit ein so uner-
triigliches Mass erreicht, dass sie von Anfang an als nichtig
erachtet werden muss.» Strafrechtliche Verfolgung von Ti-
tern des NS-Regimes auf der Grundlage von iiberpositivem
Recht blieben jedoch die Ausnahme.

ein Bekenntnis ablegen, dass es Recht iiber dem
positiven Recht gibt,” sondern daraus die Konse-
quenz fiir die Verfolgung von Tiétern zichen.

Das Schweizer Urteil ist demgegeniiber ausser-
ordentlich pragmatisch, verschweigt zwar keines-
wegs, wie problematisch und tragisch der Fall in
menschlicher und moralischer Hinsicht ist, bleibt
dann aber strikt auf dem Boden der Gesetzeslage. Es
ist ein korrektes, unpathetisches und positivistisches
Urteil. Was damals, 1943, Recht war, wird nicht plotz-
lich, riickwirkend und unerwartet, zu Unrecht. Dem
Grenzbeamten wird nicht postum vorgehalten, er
habe es besser wissen miissen als der Bundesrat,
habe notfalls gegen strikte Weisung handeln miissen,
um «extremes Unrecht» zu verhindern. Und gleich-
wohl — um seine Vorstellung von einer gerechten
Entscheidung doch noch zu verwirklichen — greift
das Bundesgericht zum Kostenbeschluss. Eine Finte?
Gewiss. Aber vielleicht gehért auch das zuweilen zu
einer guten Rechtsprechung.

Zwei Grenzfille - eine Aporie

Das deutsche Urteil hat eine Sturmflut von Kom-
mentaren und Kritiken ausgeldst.” Dem Gericht
wurde fehlerhafte Dogmatik vorgeworfen, leichtsin-
niger Umgang mit dem Riickwirkungsverbot des
Art. 103 Abs. 2 Grundgesetz, Verkennung der Be-
deutung der Radbruchschen Formel, «Lustlosigkeit»
und «Mattigkeit» in der Argumentation, die allzu
sichtbar machte, dass das Gericht nur tat, was es aus
politischen Griinden und mit Riicksicht auf die Er-
wartungen der Offentlichkeit tun musste.” Zutiefst
irritiert zeigte sich das juristische Publikum iiber den
Einbruch naturrechtlicher Grundgedanken in die
oberste Rechtsprechung. «Naturrecht» schien seit
langem obsolet, iiberfliissig in einem perfekten,

17 Eine Auswahl: ALEXY (Fn.11); HERWIG ROGGEMANN,
Zur Strafbarkeit der Mauerschiitzen, in: Deutsch-Deutsche
Rechtszeitschrift, 1993, 10ff; LOTHAR KUHLEN, THO-
MAS GRAMMINGER, Der Mauerschiitze und der Denun-
ziant — Ein Bericht {iber eine strafrechtliche Hausarbeit, in:
Juristische Schulung 1993, 32ff.; HORST DREIER, Gustav
Radbruch und die Mauerschiitzen, in: Juristen-Zeitung 1997,
52, 4211f.; OGOREK (Fn.12), dort, 333ff., auch Nachweise
der Reaktionen der Presse sowie, 336ff., weiterer Stellung-
nahmen; JAN-R. SIECKMANN, Die «Radbruch’sche For-
mel» und die Mauerschiitzen, in: Archiv fiir Rechts- und
Sozialphilosophie 87, 2001, 496ff.; OTT, Did East German
border guards ... (Fn4).

18 OGOREK (Fn.12),326.
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sakularisierten Rechtsstaat. Die Bonner Republik
meinte, sich den Rechtspositivismus leisten zu kén-
nen, weil kein «extremes Unrecht» in Sicht war. Da
erschreckte mit der Wiedervereinigung die ewige
Wiederkehr des iiberpositiven Rechts.

Das Schweizer Urteil hat bei den Juristen weniger
Aufsehen erregt. Wo es Kritik erfuhr,” lautete diese,
das Bundesgericht habe sich «von formalrechtlichen
Kriterien leiten lassen» und dieser «formalrechtliche
Ansatz» sehe «iiber jenen menschenrechtlichen
Kernbereich hinweg, der fiir die (materielle) Rechts-
staatlichkeit konstitutiv» sei. Allein das «Recht auf
Vergessen» — in Form der Verjihrung und des Riick-
wirkungsverbots — sei zum Zuge gekommen. Doch:
«Als rechtsstaatlicher Hiiter zentraler Gerechtig-
keitserwagungen hitte das Bundesgericht einer sol-
chen Verdringung der Vergangenheit justiziellen
Einhalt gebieten konnen.»” Nach Meinung des Au-
tors wohl auch gebieten miissen.

An hohe Gerichte werden hohe Anforderungen
gestellt. Wird dem einen der Vorwurf naturrecht-
licher Argumentation gemacht, so dem anderen just
deren Fehlen und das Beharren auf «formalrecht-
licher» Betrachtung. Wird dem einen vorgehalten,
allzu willig politischer Opportunitit gefolgt zu sein,
so dem anderen, nicht politisch genug gedacht und
gehandelt zu haben. Nicht nur hohe Gerichte haben
es schwer. Mehrfach erprobte Abstimmungen unter
Studierenden, welches die richtige Entscheidung in
dem einen wie dem anderen Grenzfall sei, ergaben
nie ein eindeutiges Ergebnis, nicht einmal deutliche
Mehrheitsverhiltnisse. Und dies, obwohl mehrstiin-
dige Lektionen iiber die Grundlagen des Rechts,
auch iiber Naturrecht und Positivismus, vorangegan-
gen waren.

Was folgt daraus? Sicherlich, dass es die eine, die
eine richtige Losung der Fille nicht gibt. Das wird
bei Grenzfillen offenbar, ist aber bei weniger spek-
takuldren Fillen nicht anders. Kénnte man Rechts-
fille 16sen, so wiren sie gelost und miissten nicht
mehr entschieden werden. Entscheiden kann und
muss man nur, was (mindestens) zwei Moglichkeiten
zuldsst. Und entscheiden miissen Gerichte — dank

19 Sie blieb spirlich. Die Mitteilung in ZBJV 137,2001,925 fand
lediglich «erwihnenswert», dass das Bundesgericht die Aus-
dehnung einer lingeren strafrechtlichen Verjihrungsfrist auf
den haftungsrechtlichen Anspruch (nach Art.60 Abs.2 OR)
im Fall von Art. 3 und 6 Verantwortungsgesetz ablehnte.

20 FRANK HALDEMANN, Geschichte vor Gericht: der Fall
Spring, in: Aktuelle juristische Praxis, 2002, 11, 875ff.
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des Justizverweigerungsverbots — auch dann, wenn
sie meinen, nicht entscheiden zu konnen, weil die
richtige Entscheidung vielleicht die falsche ist und
die falsche vielleicht die richtige wire.”

Wenn es nun die eine richtige Losung nicht (oder
nie) gibt, so sollte und darf trotzdem nicht die Will-
kiir ausbrechen oder der Wiirfel geworfen werden.
Was bleibt und nachhaltig hilft, sind Professionalitit,
Dogmatik, Anschlussfahigkeit und Widerspruchs-
freiheit von Entscheiden. Diese —zu Recht im juristi-
schen Unterricht eingeiibten — Tugenden sorgen im-

Konsens iiber die richtige Entscheidung verbiirgt nicht

deren Richtigkeit, sondern ist zuweilen ein Zeichen

von Tragheit der Beteiligten.

merhin fiir Transparenz, Nachvollziehbarkeit und ein
gewisses Mass an Rechtssicherheit. Das ist nicht
wenig und geniigt — die zwei Grenzfille haben es
gezeigt — doch nicht, um eine richtige oder sogar
gerechte Entscheidung zu garantieren. Was dann
noch bleibt ist — horribile dictu — Rhetorik. Gewiss
nicht die Rhetorik eines smarten Verkaufsmanagers,
auch nicht die eines ehrgeizigen Wahlkdmpfers, son-
dern die eines Gerichtsredners, etwa vom Typus des
Cicero, der nur eines verfolgt: sein Publikum zu
iiberzeugen. Das hat nur eine Chance, wenn Gegen-
argumente antizipiert und mogliche Einwidnde mit-
bedacht werden, wenn offen iiber politische Implika-
tionen und Folgen gesprochen wird, wenn Motive
auf den Tisch gelegt und moralische Erwdgungen als
solche gekennzeichnet werden. Wenn all dies ge-
schieht, ist zwar die Aporie allen Entscheidens — dass
es so und immer auch anders geht — nicht beseitigt.
Aber immerhin ist ein Akt des Uberzeugens gelun-
gen. Und wer nicht iiberzeugt ist, hat die Last des
nichsten Aktes. Konsens iiber die richtige Entschei-
dung verbiirgt nicht deren Richtigkeit, sondern ist
zuweilen ein Zeichen von Trigheit der Beteiligten.
Denn je linger und griindlicher man diskutiert, desto
grosser pflegt der Dissens zu werden. Diesen Dissens
herzustellen und zu ertragen sollten Jus-Studierende
so friih wie moglich lernen. Lif]

21 Zur Problematik richterlichen Entscheidens vgl. NIKLAS
LUHMANN, Das Recht der Gesellschaft, Frankfurt am
Main 1993, Kapitel 7 (2971f.): «Die Stellung der Gerichte im
Rechtssystems.
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Schweizerische Eidgenossenschaft
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

Sammelfrist bis 8. Mai 2024

Eidgendssische Volksinitiative
«Wahrung der schweizerischen Neutralitit
(Neutralitiitsinitiative)»

Vorpriifung

Die Schweizerische Bundeskanzlei,

nach Priifung der am 19. Oktober 2022 eingereichten Unterschriftenliste zur
eidgendssischen Volksinitiative « Wahrung der schweizerischen Neutralitét
(Neutralitétsinitiative)»,

nachdem das Initiativkomitee sich am 13. Oktober 2022 mit den drei verbindlichen
Sprachfassungen des Initiativtextes einverstanden erklart hat und bestétigt hat,
dass die Texte definitiv sind,

gestiitzt auf die Artikel 68 und 69 des Bundesgesetzes vom 17. Dezember 1976!
tiber die politischen Rechte,

gestiitzt auf Artikel 23 der Verordnung vom 24. Mai 19782 iiber die politischen
Rechte,

verfiigt:

1. Die am 19. Oktober 2022 eingereichte Unterschriftenliste zur eidgendssi-
schen Volksinitiative «Wahrung der schweizerischen Neutralitdt (Neutrali-
tatsinitiative)» entspricht den gesetzlichen Formen: Sie enthilt eine Rubrik fiir
Kanton und politische Gemeinde, in der die Unterzeichnerinnen und Unter-
zeichner stimmberechtigt sind, sowie fiir das Datum der Verdftentlichung des
Initiativtextes im Bundesblatt, ferner Titel und Wortlaut der Initiative, eine
Riickzugsklausel, den Hinweis, dass sich strafbar macht, wer bei der Unter-
schriftensammlung fiir eine eidgendssische Volksinitiative besticht oder sich
bestechen ldsst (Art. 281 StGB?) oder wer das Ergebnis einer Unterschriften-
sammlung fiir eine Volksinitiative félscht (Art. 282 StGB), sowie Namen und
Adressen von mindestens sieben und hochstens 27 Urheberinnen und Urhe-
bern der Initiative. Die Giiltigkeit der Initiative wird erst nach ihrem Zustan-
dekommen durch die Bundesversammlung gepriift.

1 SR 161.1
2 SR161.11
3 SR311.0

2022-3512 BBI 2022 2694
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Eidgenossische Volksinitiative
«Wahrung der schweizerischen Neutralitit (Neutralititsinitiative)»

Die Volksinitiative lautet:

Die Bundesverfassung# wird wie folgt geandert:

Art. 54a5 Schweizerische Neutralitit
I Die Schweiz ist neutral. Thre Neutralitit ist immerwéhrend und bewaffnet.

2 Die Schweiz tritt keinem Militdr- oder Verteidigungsbiindnis bei. Vorbehalten ist
eine Zusammenarbeit mit solchen Biindnissen fiir den Fall eines direkten militari-
schen Angriffs auf die Schweiz oder fiir den Fall von Handlungen zur Vorbereitung
eines solchen Angriffs.

3 Die Schweiz beteiligt sich nicht an militdrischen Auseinandersetzungen zwischen
Drittstaaten und trifft auch keine nichtmilitdrischen Zwangsmassnahmen gegen krieg-
fiilhrende Staaten. Vorbehalten sind Verpflichtungen gegeniiber der Organisation der
Vereinten Nationen (UNO) sowie Massnahmen zur Verhinderung der Umgehung von
nichtmilitdrischen Zwangsmassnahmen anderer Staaten.

4 Die Schweiz nutzt ihre immerwéhrende Neutralitdt fiir die Verhinderung und
Lésung von Konflikten und steht als Vermittlerin zur Verfiigung.

4 SR101

5 Die endgiiltige Nummerierung dieses Artikels wird nach der Volksabstimmung von der
Bundeskanzlei festgelegt; dabei stimmt diese die Nummerierung ab auf die anderen
geltenden Bestimmungen der Bundesverfassung.
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Erklarung des Nationalrates.
Urteil des EGMR "Verein
Klimaseniorinnen Schweiz u. a.
versus Schweiz"

Déclaration du Conseil national.
Arrét de la Cour EDH "Verein
Klimaseniorinnen Schweiz et autres
c. Suisse"

CHRONOLOGIE
NATIONALRAT/CONSEIL NATIONAL 12.06.24

Antrag der Mehrheit

Titel

Effektiver Grundrechtsschutz durch internationale Gerichte statt gerichtlicher Aktivismus

Text

Der Nationalrat,

— wirdigt die historische Bedeutung der Europédischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten und respektiert den zentralen Beitrag, den der Europaische Gerichtshof fir Menschenrechte
in der Vergangenheit zu der Entwicklung eines wirksamen Grundrechtsschutzes in Europa und in der Schweiz
geleistet hat;

— anerkennt, dass sich der Grundrechtsschutz prinzipiell in einem Spannungsfeld zwischen Rechtsstaats- und
Demokratieprinzip bewegt;

— unterstreicht die grundsétzliche Funktion des Konsensprinzips als Geltungsgrund des Vélkerrechts;

— erinnert an die durch das 15. Zusatzprotokoll erganzte Praambel der EMRK, wonach es "nach dem Grund-
satz der Subsidiaritat in erster Linie Aufgabe der Hohen Vertragsparteien ist, die Achtung der in dieser Kon-
vention und den Protokollen dazu bestimmten Rechte und Freiheiten zu gewahrleisten, und dass sie dabei
Uber einen Ermessensspielraum verfligen, welcher der Kontrolle des durch diese Konvention errichteten Eu-
ropaischen Gerichtshofs flir Menschenrechte untersteht”;

— nimmt Kenntnis vom Urteil des Gerichtshofs i. S. "Verein Klimaseniorinnen Schweiz vs. Schweiz" vom 9. April
2024;

— und stellt besorgt fest,

—dass das Urteil als Ergebnis der Auslegungsmethode der Konvention als "instrument vivant” die Grenzen der
dynamischen Auslegung Utberschreitet;

— dass der Gerichtshof dadurch die Grenzen der zulassigen Rechtsfortentwicklung durch ein internationales
Gericht Uberstrapaziert;

— dass sich der Gerichtshof durch diese Art der Vertragsauslegung dem Vorwurf eines unzulassigen und
unangemessenen gerichtlichen Aktivismus aussetzt;

— dass der Gerichtshof dadurch in Kauf nimmt, dass seine Legitimitat nicht nur von der Staatengemeinschaft
des Europarats, sondern auch von den innerstaatlichen politischen Akteuren in den Vertragsstaaten in Frage
gestellt wird;

— dass eine Schwéchung der Legitimationsbasis des Gerichtshofs zu einer Schwachung des effektiven Schut-
zes der Menschenrechte in Europa fihren kdnnte. Er appelliert an den Gerichtshof, bei der Anwendung seiner
Auslegungsmethode der Konvention als "instrument vivant" zukiinftig

—den in der Konvention verankerten Grundsatz der Subsidiaritat zu respektieren;

— dem Wortlaut der Konvention und ihrer historischen Entstehungsbedingungen wieder erhéhte Beachtung zu
schenken;
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— der staatlichen Souveréanitat und dem vélkerrechtlichen Konsensprinzip die ihm auch heute noch geblihrende
Bedeutung beizumessen;

— die demokratischen Prozesse der Vertragsstaaten zu achten.

Er fordert den Bundesrat dazu auf, sich mit Blick auf die Schweizer Interessenwahrung ebenfalls im Sinne
dieser Erklarung in den entsprechenden Gremien des Europarats aktiv einzubringen und das Ministerkomitee
im Aktionsplan der Schweiz geméss Art. 46 EMRK zudem inhaltlich wie folgt zu informieren:

— dass die Schweizer Stimmbevdlkerung das Bundesgesetz Uiber die Ziele im Klimaschutz, die Innovation und
die Starkung der Energiesicherheit vom 30. September 2022 angenommen hat, das ein Netto-Null-Ziel fir
2050, ein Zwischenziel fur 2040 sowie Durchschnittsziele fir die Jahre 2031-2040 und 2041-2050 festlegt;

— dass die Bundesversammlung — in Umsetzung der internationalen Verpflichtungen im Rahmen des Uberein-
kommens von Paris — die klimapolitischen Ziele und Massnahmen bis 2030 am 15. M&rz 2024 beschlossen
hat (Anderung des CO2-Gesetzes), sodass keine Regelungsliicke besteht;

— dass das Ubereinkommen von Paris den Vertragsparteien nicht vorschreibt, nationale Treibhausgasbudgets
auszuweisen, dass sich aber aus den bis 2050 festgelegten Durchschnittszielen der Schweiz letztlich ein
Treibhausgasbudget ableiten liesse;

— dass die Schweiz ihre internationalen, vélkerrechtlich verbindlichen Klima-Verpflichtungen bislang eingehal-
ten hat, insbesondere jene gemass Kyoto-Protokoll; dass die Schweiz daher keinen Anlass sieht, dem Urteil
des Gerichtshofs vom 9. April 2024 weitere Folge zu geben, da durch die bisherigen und laufenden klimapoli-
tischen Bestrebungen der Schweiz die menschenrechtlichen Anforderungen des Urteils erfullt sind.

Antrag der Minderheit
(Flach, Arslan, Brenzikofer, Dandres, Docourt, Funiciello, Jaccoud, Mahaim, Maitre, Marti Min Li)
Ablehnung der Erklérung
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Bundeshescniuss
hetrefeud
wmassnahmen zum Schuize des Landes una zur Suireshi-
heliung der Neutraiitit.

(Vom 3. August 1814.)

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Kiusicht einer Botschaft des Bundesrates vom 2. Au-
gust 1914, )
beschliesst:

Art. . Die schvweizerische Eidgenossenschaft erilirt ibrez
festen Willen, in den bevorstehenden kriegerischen Ercignisser
thre Neutralitit zu wahren.

Der Bundesrat ist ermi chtigt, die Neutralititserklirung in
ciner angemessenen Kundgebung den kriegfithrenden Staaten und
den Michten, welche die Neutralitit der Schweiz urd die Un-
verletzbarkeit ihres Terriioriums anerkannt haben, zur Xeunntnis
zu bringez.

Art. 2. Die Bundesversammlung nimm¢ von dem durch den
Bundesrat erlassenen ,.ruppenaufoebot und der Verfugurg be-

treffend den gesetzlichen Kurs der Banknoten gbnehmlgenc.e
BSenntais.

Art. 3. Die Bundesversammlung erteilt dem Bundesrate
unbeschrinkte Vollmacht zur Vornahme aller Massnahmen, die
fir die Behauptung der Sicherheit, Integritit und Neutralitit der
Schweiz und zur Wahrung des Kredites und der wirischaftlichesn

EKidgz. amtl. Semml. Neue Folge. Bd. XXX, 37
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Jaleressec des Landes, in besomdere aueh zur Sicherung des
Lebensunternaites, erforderlich werden.

Art. 4. Zu diesemn Zwecke wird dem Bundesrzie ein un-
begrepzber Kredit zur Beslreitung der Ausgaben eingeriumi. Ins-
besoncdere wird ihm die Ermichtigusg zum Abschiusse allfiliig
criorderiicher Anlelhen erieilt.

Art. 3. Der Bundesrat hat der Buadesversammiuag bei
ihrem niichsten Zusammentritt tber den Gebrauch, den er voa
den thm erteilten unbeschrinkten Volimachien gemacht haben
wird, Rechenschaft zbzulegen.

Art. 6. Gegenwirtiger Bundesbeschluss wird dringlich er-
ilart und $ritt sofort in Kraft.
Also beschlossen vom Nationalrate,
Bern, den 3. August 1914
Der Prisident: Dr. A. v. Planta.
Der Proiokoliftihrer: ScRatzmanz.

Also beschlosser vom Stinderate,
Bern, den 3. August 1914.

Der Vizeprisideat: Geel.
Der Protokollfithrer: David.

Der schweizer xsche Bundesrat beschliesst:
Vollzichung des vorstehenden Bundesbeschlusscs
Berz, den 3. Augusi 1914
Im Namen des schweiz. Bundesrates,
r Bundesprisident:
Eoffmana.
Der Kanzler der Eidgerossenschaft:

Wehatzmane.
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3932 Botschaftt

des
Bundesrates an die Bundesversammlung iiber Massnahmen zum
Schutze des Landes und zur Aufrechthaltung der Neutralitit.
(Vom 29. August 1939.)

Herr Prisident!
Hochgeehrte Herren!

Eine grosse politische Spannung liegt heute iitber Europa, ja iiber dem
ganzen Erdkreis. Die Hoffnung der Volker, dass sie sich auf friedlichem Wege
beilegen lasse, erscheint unsicher; wir miissen mit den Gefahren eines Krieges
rechnen. Sollte er wirklich ausbrechen, so ist nicht abzusehen, ob er nicht
die Ausdehnung des Weltbrandes der Jahre 1914—1918 annehmen konnte.

Fiir die Schweiz gilt es angesichts dieser Weltlage, sofort in diesem Kon-

flikt ihre Stellung festzulegen und sie dem Ausland kundzugeben. Es kann
angesichts der seit Jahrhunderten von der Schweiz befolgten Politik nicht
zweifelhaft sein, dass sie an dem aus freier Entschliessung gewéhlten Grund-
satze vollstindiger Neutralitit festhalten wird. Diese ihre Stellung ist auch
von zahlreichen Staaten anerkannt und durch internationale Vertrige gewéhr-
leistet worden; insbesondere haben alle Nachbarstaaten in feierlichen Erkli-
rungen, erstmals im Jahre 1815 und seitdem wiederholt bis auf unsere Tage,
ihren Willen kundgegeben, unsere Neutralitdt zu respektieren. Nicht minder
entspricht diese dem Willen des Schweizervolkes, in der Erkenntnis, dass es
nicht die Aufgabe unseres kleinen, inmitten von Grossméachten gelegenen Landes
sein kann, sich in ihre Auseinandersetzungen einzumischen, sondern dass es
in Zeiten des Krieges seine historische Mission ist, die Leiden der Kranken und
Verwundeten zu mildern und dem Gedanken des Friedens und seinen Werken
zu dienen.

Wir bitten Sie um die Erméichtigung, diesen Entschluss der schweizerischen
Eidgenossenschaft, in einem bevorstehenden Konflikt vollstindige Neutralitit
einhalten zu wollen, den fremden Méichten zu notifizieren.

Aber dieser Erklarung muss die Tat zur Seite stehen. Sie verlangt die
Wahrung der Neutralitit durch uns selbst. Es bedarf dazu der kraftvollen

Bundesblatt. 91. Jahrg. Bd. IL 18

214

Entschlossenheit aller Schweizer, sie zu verteidigen, die Unabhingigkeit,
Unversehrtheit und Sicherheit des Vaterlandes gegen jeden fremden Eingriff,
komme er woher immer, mit allen Mitteln zu schiitzen. Mit Genugtuung
dirfen wir feststellen, dass dieser Wille einmiitig das ganze Schweizervolk
beseelt.

Dem Schutze der Unabhingigkeit unseres Landes dient die Armee. An-
gesichts der sich zuspitzenden Lage haben wir uns veranlasst gesehen, auf
den heutigen Tag die Grenzschutztruppen aufzubieten. Vorbehalten bleibt
selbstverstéindlich je nach dem Gang der Ereignisse die Mobilisation der ge-
samten Armee. Wir bitten Sie, von dem fiir einmal erlassenen Aufgebot in
zustimmendem Sinne Kenntnis zu nehmen.

Aber die Sicherungsmassnahmen eines Staates sind mit der militdrischen
Bereitschaft keineswegs erschopit; dies war kaum je so offenkundig wie in
unserem Zeitalter. Neben sie treten die Anforderungen an die wirtschaftliche
Bereitschaft, die Notwendigkeit, dem Lande, der Armee wie der Zivilbevolke-
rung, die lebenswichtigen Giiter zu sichern, den Kredit zu wahren und iiber-
haupt die zu gewirtigenden Storungen soweit als moglich abzuwehren. Auf
dem Gebiete der wirtschaftlichen Vorsorge sind allerdings weitgehende Vor-
kehren schon getroffen; wir erinnern an den in seiner Geltungsdauer mehr-
fach verlingerten Bundesbeschluss vom 14. Oktober 1938 iiber wirtschaftliche
Massnahmen gegeniiber dem Ausland (AS 49, 811; 51, 792; 53, 1038), den-
jenigen vom 29. September 1936 iiber wirtschaftliche Notmassnahmen (AS 52,
749; 53, 1039) sowie an das Bundesgesetz vom 1. April 1988 iiber die Sicher-
stellung der Landesversorgung mit lebenswichtigen Giitern (AS 54, 309). Bei
der Raschheit, mit der die Verhéltnisse sich dndern konnen, ist jedoch voraus-
zusehen, dass die dem Bundesrat auf Grund dieser Erlasse zustehenden Be-
fugnisse nicht unter allen Umsténden geniigen werden, um im entscheidenden
Augenblick handeln zu kénnen. Wir miissen Sie deshalb heute wiederum,
wie zu Beginn des Weltkrieges im August 1914, ersuchen, uns eine allgemeine
Vollmacht zu erteilen, um jederzeit diejenigen Massnahmen rechtzeitig treffen
zu konnen, die aus den Ereignissen erforderlich sind. Wir werden uns bei
Handhabung dieser Vollmacht selbstverstindlich an die Verfassung und die
bestehende Gesetzgebung halten, soweit es mdglich ist; aber es liegt im Sinne
der ausserordentlichen Erméchtigung, dass wir nicht unter allen Umsténden
an diese Schranken gebunden sein koénnen.

Die Erteilung einer Vollmacht zieht die Einrdumung des Kredites zur
Deckung der Ausgaben nach sich, die durch die ausserordentlichen Mass-
nahmen verursacht werden und deren Hohe sich im voraus nicht bestimmen
lasst. Ebenso muss der Bundesrat um die Erméchtigung ersuchen, Anleihen
aufzunehmen, die zur Aufbringung der Mittel erforderlich werden konnen.

Es erscheint gegeben, dass der Bundesrat der Bundesversammlung jeweilen
Bericht erstattet iiber den Gebrauch, den er von den Vollmachten in einem
bestimmten Zeitraum gemacht hat. Im Bundesbeschluss vom 8. August 1914
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war diese Berichterstattung je auf den nichsten Zusammentritt der Bundes-
versammlung hin vorgesehen, im Herbst 1917 wurde sie jedoch auf die Juni-
und die Dezembersession beschrinkt, und die sogenannten Neutralititsberichte
wurden von da hinweg nur noch zweimal jahrlich erstattet (vgl. Burckhardt,
Bundesrecht, Bd. II, Nr.789). Wir schlagen Ihnen dieses zweckmdssigere
Verfahren auch heute vor. Andererseits haben wir die Bestimmung beigefiigt,
dass die Bundesversammlung jeweilen entscheiden soll, ob die vom Bundesrat
getroffenen Massnahmen weiter in Kraft bleiben, wie schon die Bundes-
beschliisse vom 8. April 1919 und 19. Oktober 1921 iiber die Beschrinkung
und die Aufhebung der ausserordentlichen Vollmachten des Bundesrates es
ausdriicklich vorsahen (A8 385, 255; 37, T41). In dieser Weise soll den eid-
genossischen Riten ein Mitbestimmungsrecht tiber die Anwendung der von
ihnen erteilten Vollmachten gewihrleistet werden.

Uber die Dringlicherklirung und die sofortige Inkraftsetzung des Bundes-
beschlusses brauchen wir uns nicht weiter zu verbreiten.

Wir empfehlen Thnen die Annahme des nachfolgenden Beschlussesentwurfes
und beniitzen auch diesen Anlass, Sie unserer vollkommenen Hochachtung zu
versichern.

Bern, den 29. August 1939.

Im Namen des schweiz. Bundesrates,
Der Bundesprisident:
Etter.

Der Bundeskanzler:
G. Bovet.
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(Entwurf.)

Bundesbeschluss
iiber

‘Massnahmen zum Schutze des Landes und zur Aufrechthaltung

der Neutralitit.

Die Bundesversammlung
der schweizerischen Eidgenossenschaft,

nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates vom 29. August 1939,

beschliesst:

T Ar 1L
Die schweizerische Eidgenossenschaft bestitigt ihren festen Willen, unter
allen Umstdnden und gegeniiber allen Méachten ihre Neutralitdit zu wabren.
Der Bundesrat ist erméchtigt, die Neutralititserklirung in einer ange-
messenen Kundgebung den Staaten, die hiefir in Betracht kommen, zur

Kenntnis zu bringen.
Art. 2.

Die Bundesversammlung nimmt von dem durch den Bundesrat erlassenen
Truppenaufgebot Kenntnis und stimmt ihm zu.

Art. 3.

Die Bundesversammlung erteilt dem Bundesrat Vollmacht und Auftrag,
die zur Behauptung der Sicherheit, Unabhingigkeit und Neutralitit der
Schweiz, zur Wahrung des Kredites und der wirtschaftlichen Interessen des
Landes und zur Sicherung des Lebensunterhaltes erforderlichen Massnahmen
zu treffen.

Art. 4.

Zur Deckung der damit verbundenen Ausgaben wird dem Bundesrat der

" notwendige Kredit eingeriumt. Ebenso wird ihm die Ermichtigung zum Ab-

schluss allfillig erforderlicher Anleihen erteilt.

Art. 5.

Der Bundesrat hat der Bundesversammlung jeweils auf die Juni- und
die Dezembersession hin iiber die von ihm in Ausfilhrung dieses Beschlusses
getroffenen Massnahmen Bericht zu erstatten.

Die Bundesversammlung entscheidet dariiber, ob diese Massnahmen
weiter in Kraft bleiben sollen.

Art. 6.

Dieser Bundesbeschluss wird dringlich erklart und tritt sofort in Kraft.
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LErscheiat nach Bedarf. Preis 5 Franken im Jahr, 2 Fr. 50 im Haibjabr,
zuziglich Nachnahme- und Postbestellungsgebubr.

inhalt: Schutz des Landes und Auirechthaitung der Neutralitit (S. 769). — Xricgs-
. mobilmachung der Armee (S.771). — Abgabebeschrénkung von Kohlen (S. 774). — Kauf und
Verkauf von Mehl (S.776). — Verkauf gebrannter Wasser (S. 778). — Fiiegerbcobachtungs-
und Meldedicnst (S. 780). — Sold und Verpflegung der Grtlichen Luftschuizorganisationen (S. 788).
— -Transportanstalten, Dienstbefreiung (S. 790} — Unterstiitzung von Greisen, Witwen und
Waisen (S. 79i). — Beilrag an die Stiftung {iir das Aiter (S. 798). — Beitrag an die Shﬂung
Al die .ugend (S. 801). — Verwendung von Fabriksircnen (S. 305). — Weltposiverein {Ver-
trag und Abkommen), Beitritt der Slowakei (S. 806). — Rundspruch im Inicresse des Fricdens
- (Abkommen), Anwendung auf gewisse britische Kolonien, Protektorate, Sciw!z- und Mandatgebicte
- sowie auf die Neuen Hebriden (S.807). — Learfilmverkenr (Protokoil), Unterzeichnung curch
Monako (S. 808).

Bundespeschiuss

; itber

Massnahmen zum Schuize des iLandes und zer Aufrechihaltung
der Neutraiiidl.

(Vom 80. August 1939.)

Dic Bundesversammlung
{ der schweizerischen Eidgenossenschait,
nach Binsicht einer Botschaft des Bundesrates vom 29. Awgasi 1939,

beschliesst:

Art. 1.
j 'Die s»Lweizerlsche Eimenos;erschaft bestamwt ‘J ren .es.u.x \ "1': 1, L“‘l}eii

£ Der Bandesmb 1st erm clmo.,, dle I\cul,rahtatsul\le.r"ng den St.m.ur.,
die hiefiir in "Betracht kommen, zur Kenninis zu bringen.

Art. 2.
Die Bundesversammlung nimmt von dems durch den Buadesrat erlassenen
Tuppenaufgebot Kenntnis und stimmt ihm zu.

Arts 3
Die Burdesversammlung erteils dem Bundesrat Vol‘mad t und Auftrag,
die-zur Behauptung der chherhext Unabhingigkelt und Neutralitit der

Kidg. Gesetzsammluag. Bd. 55. 33

T Aufrechtbaliung der Neuiraiitit,
]
. s T " A —— B A
Schwelz, zur \'vn.h‘ung des Kredives und der wirtschaiilichon Dnteressen de ]
Landes und zur Sicherung des Lebensunterhaltes erforderlichen Massnahmen o

zu treflen.
Art. 4

notwendige Kredit eingeriumt
schluss allfillig erforderlicher Anleihen erteils.

Art. 3.

die Dezembersession hin @ber die von Jhm n Ausfiilr ung (hcm,s Beschlt
getroffenea Massnahmen Bericht zu erstatten.

weiter In I{raf bleiben solien.

Berichte des Bmdesra
Der Bundesrat hat womdglich wichtige Massnahmen vor ihrem Brl..sc
den beiden Konnmnissionen zur Begutachtung vorzulegen.

Art.
Dieser Bundesbeschluss tritt sofort in Kraft.

Also beschlossen vom Natiopalrat,

Berz, den 30. August 1939.
Der Prisident: Vailotton.
Der Protokoilfitbrer: G. Lovet

Also beschlossen vom Sticderat,
Bero, den 30. August 1939. :
Der Prisidest: X. Lopfe-Ben
Der Protokolifiibrer: Lelmvruher.

Der schweizerische Bundesrat beschliesst:
Vollziehusg des vorstehendea Bundesbeschiusses.

Berzo, den 30. Avgust 193

Im Aufirag des schweiz. Bund"srates,

Der ou rdeskasnzler:
4. Boret.
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2. Teil Verfassungsstaatlichkeit

| Dokument 2 Verfassungschronologie, Prof. Andreas Kley

1797 4. 9.: Staatsstreich in Paris: Der Schweiz feindlich gesonnene Politiker gewinnen
die Vormacht.

1798 Zusammenbruch der alten Eidgenossenschaft
5. 3.: Nach der Schlacht im Grauholz und bei Fraubrunnen ziehen die Franzosen
in Bern ein

Frankreich proklamiert in Paris die Helvetische Verfassung

1799 Aufstande in den Kantonen werden durch Frankreich unterdriickt; Kriegselend

1800 Zwei Staatsstreiche; helvetische Verfassung ist faktisch aufgehoben. Heftiger
Parteikampf um kunftige Verfassung der Schweiz

1801/2 Weitere Staatsstreiche in der Schweiz

1802/03 | Dezember—Februar: Helvetische Consulta in Paris; Bonaparte ibergibt die Medi-
ationsverfassung (19. 2. 1803)

1803— Mediationszeit: Die Schweiz steht unter der Vormundschaft Napoleons mit strik-
1813 ter Pressezensur und der Pflicht zur militarischen Unterstitzung Frankreichs,
relative innere Ruhe

1813 Mit der Niederlage Napoleons in Russland zieht sich Frankreich aus der Schweiz
zurtck; Durchmarsch Alliierter Truppen; Aufhebung der Mediationsverfassung
durch eidg. Versammlung in Zurich

1814/ Langwierige Unterhandlungen und lange Tagsatzung zur Schaffung einer neuen
1815 Verfassungsgrundlage fir die Schweiz. Dank auslandischem Druck und russi-
scher Protektion kommt der Bundesvertrag der XXIlI souveranen Kantone zu-
stande; Wiener Kongress beschliesst teilweise Gebietsveranderungen und aner-
kennt die Neutralitat der Schweiz. Er verbietet ihr, rechtlose Untertanen zu halten

1815— Restaurationszeit: Schweiz steht unter Vormundschaft der fiinf europaischen
1830 Grossmachte Grossbritannien, Preussen, Osterreich, Russland und Frankreich.
Intern herrscht Friede; Pressezensur. Politische Flichtlinge lassen sich in dern
Schweiz nieder. Ideen der Revolution Uberleben vor allem in den ehemaligen Un-
tertanengebieten (Tessin, Waadt, Aargau, Thurgau und den neu geschaffenen
Kantonen)

1829/30 | Anschwellen der liberalen Krafte, die sich auf die Ideen der Franzosischen Revo-
lution berufen; ab 1830 beginnt die ,Regenerationszeit” (bis 1848). In den neuen
Kantonen und ehemaligen Untertanenlanden siegen die liberalen Krafte und
schaffen liberale Kantonsverfassungen

1841 13. 1.: Aargauer Grosser Rat beschliesst Aufhebung aller aargauischen Kloéster,
Verstoss gegen Bundesvertrag; konfessioneller Konflikt weitet sich auf die ganze
Schweiz aus

1844 Berufung der Jesuiten nach Luzern bewirkt die Antijesuiten-Bewegung; Freischa-
renzlige beginnen

1845 11. 12.: Schutzvereinigung von Luzern, Schwyz, Uri, Nid- und Obwalden, Zug,
Freiburg und Wallis (,Sonderbund®)

1847 20. 7.: Tagsatzung beschliesst die Auflosung des Sonderbunds und wahlt Henri

Dufour zum General; 4.—29. 11.: Sonderbundskrieg
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1848 Tagsatzung bereitet neue Bundesverfassung vor
12. 9.: Tagsatzung erklart Entwurf als angenommen

November: erstes Zusammentreten der Bundesversammlung; Wahl der Bundes-
behdrden; Festlegung von Bern als Bundessitz

1849 Bundesversammlung wahlt Henri Dufour zum General wegen Unruhen in Baden
und Flichtlingen

1849— EinfUhrung der Bundesverfassung durch erste Bundesgesetze (z. B. Post, Mun-

1854 zen, Mass und Gewichte usw.)

1856/57 |Bundesversammlung wahit Henri Dufour zum General. Neuenburger Handel:
Preussischer Kénig gibt nach einer schweren Krise die Krone flir Neuenburg auf,
Schweiz verzichtet auf Bestrafung der Royalisten

1859 Bundesversammlung wahlt Henri Dufour zum General wahrend des lombardisch-
Osterreichischen Krieges

1864 Erste Genfer Konvention, initiiert u. a. durch Henri Dunant

1866 14. 1.: Von neun Revisionsvorlagen der Bundesverfassung wird nur eine ange-
nommen

1870/71 |Bundesversammlung wahlt Hans Herzog zum General. Grenzbesetzung wah-
rend des deutsch-franzésischen Krieges

1872 12. 4.: Totalrevidierte Bundesverfassung scheitert an der Zustimmung von Volk
und Standen

1873 19.-24.7.. Erster inoffizieller Staatsbesuch eines Staatsoberhauptes in Genf
(Schah von Persien)

Kulturkampf, liberale Kantone und der Bund bekampfen den Einfluss des Papst-
tums auf die Schweizer Katholiken

1874 19. 5.: Totalrevidierte Bundesverfassung wird angenommen

1874— Ausbau des Bundesstaates durch Schaffung neuer Kompetenzen und Schaffung

1914 neuer Bundesgesetze wie SchKG (1889), aOR (1881), ZGB (1907), Ruckkauf
der Eisenbahnen (1898) oder UVG (1912)

1875 11. 1.: Standiges Bundesgericht nimmt Tatigkeit auf

1887 29. 1.: Urteil Kempin-Spyri des Bundesgerichts: Frauen kénnen sich nicht allge-
mein auf die Rechtsgleichheit des Art. 4 BV 1874 berufen

1891 Einfihrung der Volksinitiative auf Teilrevision der Bundesverfassung

1902 1. 1.: Schweizerische Bundesbahnen nehmen Tatigkeit auf

1. 4.: Feierlichkeiten zur Er6ffnung des Parlamentsgebaudes in Bern

1911/12 |Innerhalb von nur 13 Monaten scheiden infolge von Ricktritten und Todesfallen
5 Bundesrate aus

1914— 1. Weltkrieg mit Generalmobilmachung, Wahl von Ulrich Wille zum General und

1918 Einrdumung extrakonstitutioneller Vollmachten an den Bundesrat; Graben zwi-
schen Deutsch und Welsch bedroht den nationalen Zusammenhalt

1918 11.—14. 11.: Landesstreik

Grippeepidemien, wirtschaftliche Not; Erstarkung der linken Krafte durch Einflih-
rung des Proporzwahlrechtes in den Nationalrat

1920 Schweiz wird Mitglied des Voélkerbundes

1933 Frontenfruhling: rechtsextreme Parteien spuren Aufwind, Verscharfung der politi-
schen Auseinandersetzungen zwischen Links und Rechts
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1935 2. 6.: Die von den Fronten am 18. 3. 1934 lancierte Initiative auf Totalrevision der
Bundesverfassung wird wuchtig verworfen. Die faschistischen Krafte sind damit
politisch erledigt

1937 19. 7.: Friedensabkommen in der Metall- und Uhrenindustrie

1939 6. 5.-29. 10.: Landesausstellung in Zurich

29. 8.: Neutralitatserklarung; Wahl von Henri Guisan zum General; extrakonstitu-
tionelle Vollmachten fliir den Bundesrat

1. 9.: Ausbruch des Zweiten Weltkrieges, Mobilmachung

1945 8. 5.: Kriegsende in Europa
20. 7.: Rucktritt des Generals und Ende des Aktivdienstzustandes

1946 April: letzte Vélkerbundssession; Schweiz tritt als Nicht-Siegerstaat den 1945
geschaffenen Vereinten Nationen (UNO) nicht bei.

1947 EinflUgung der ,Wirtschaftsartikel“ in Bundesverfassung, Annahme des Bundes-
gesetzes Uber die AHV

1952 31. 12.: Vollmachtenregime von 1939 lauft aus

1956 Ungarnaufstand flhrt zu grosser Solidarisierung, Antikommunistische Hetzjagd,

Aufnahme von Flichtlingen

1957 26. 6.: Urteil des Bundesgerichts, wonach das kantonale Frauenstimmrecht nicht
auf dem Wege der Verfassungsneuinterpretation eingeflihrt werden kann.

1959 1. 2.: Ablehnung einer Frauenstimmrechtsvorlage im Bund, aber Annahme in
Neuenburg, spater auch in der Waadt und in Genf (1960)

17.12.: ,Zauberformel“ bei der Zusammensetzung des Bundesrates nach dem
Rucktritt von 4 Bundesraten (bis 2003)

1960 4. 1.: Schweiz Grindungsmitglied der Europaischen Freihandelsassoziation

1960 11. 5. Bundesgericht anerkennt Eigentumsgarantie als erstes ungeschriebenes
Grundrecht der BV 1874; weitere Grundrechte folgen

1963 Mai: Schweiz wird Mitglied des Europarates

1964 25. 3.: Urteil ,Castella“ des Bundesgerichts (BGE 90 | 29), wonach die Zulassig-

keitsvoraussetzungen der Enteignung (gesetzliche Grundlage, 6ffentliches Inte-
resse, Verhaltnismassigkeit) nun fur alle Beschrankungen der Freiheitsrechte

gelten
Mirage-Affare, Motionen Durrenmatt und Obrecht zur Totalrevision der Bundes-
verfassung

1968 Niederschlagung des Prager Frihlings fiihrt zu grosser Solidarisierung, Aufnah-
me von Flichtlingen

1972 22. 7.: Freihandelsabkommen zwischen der Schweiz und der EWG. Dieses wird
am 3. 12. von Volk und Standen angenommen

1977 25. 5.: Urteil ,Wéffler* des Bundesgerichts (BGE 103 la 369), welches die Gel-

tung des Gesetzmassigkeitsprinzips auch fur die Leistungsverwaltung verlangt

1978 ab Marz: Vernehmlassung zum Ende 1977 abgelieferten Entwurf der Experten-
kommission zur Vorbereitung der Totalrevision der Bundesverfassung (VE 77)

24. 9.: Grindung des Kantons Jura

1988 29. 4.. Urteil , Belilos* des europaischen Gerichtshofes flr die Menschenrech-
te gegen die Schweiz: Auslegende Erklarung zur EMRK ist unglltig. Alle Staats-
akte im Anwendungsbereich des Art. 6 EMRK bedirfen einer nachtraglichen
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Gerichtskontrolle; dies 16st umfangreiche Gesetzgebungsarbeiten aus

1989 12. 1.: Rucktritt von Bundesratin Kopp, Fichenaffare

1992 6. 12.: Ablehnung des EWR-Beitritts durch Volk und Stande

1996 20. 11.: Entwurf fur eine totalrevidierte Bundesverfassung

1999 18. 4.: Annahme der totalrevidierten Bundesverfassung durch Volk und Kantone

21. 6.: Unterzeichnung der ,Bilateralen Abkommen [“ zwischen der Schweiz und
der EU; Annahme in der Volksabstimmung vom 21. 5. 2000; Inkrafttreten am

1. 6. 2002.
2000 12. 3.: Paketrevision Justizreform wird angenommen; Inkrafttreten am 1. 1. 2007
2002 3. 3.: Zustimmung von Volk und Standen zum UNO-Beitritt, der am 10. 9. vollzo-
gen wird
2003 9. 2.: Paketrevision ,Volksrechtereform“ wird angenommen; wegen Umsetzungs-

schwierigkeiten kdnnen die Bestimmungen betreffend die allg. Volksinitiative
nicht in Kraft gesetzt werden; Inkrafttreten der anderen Bestimmungen 1. 8. 2003

Nichtwiederwahl von Bundesraten Ruth Metzler, neue parteipolitische Zusam-
mensetzung des Bundesrates

2004 26. 10.: Unterzeichnung der ,Bilateralen Abkommen II“ zwischen der Schweiz
und der EU und Gutheissung des Abkommens Schengen/Dublin in der Volksab-
stimmung vom 5. 6. 2005.

28. 11.; Paketrevision ,Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufga-

benteilung zwischen Bund und Kantonen (NFA)“ wird angenommen; Inkrafttreten
1.1.2008

2006 21. 5.: Paketrevision ,Bildungsraum Schweiz“ wird angenommen
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Nr. 47

Nachdem wir die allgemeine Form der vorgeschlagenen Regierung und
den allgemeinen Umfang an Kompetenzen, derihr zugewiesen werden soll,
untersucht haben, mochte ich nun dazu iibergehen, den spezifischen Aufbau
dieser Regierung und die Verteilung dieser Gesamtmenge an Kompetenzen
auf die sie konstituierenden Teile zu priifen.

Einer .der grundlegenden Einwénde, der von den respektableren unter
den Verfassungsgegnern immer wieder vorgebracht wird, besteht in der An-
nahme, die Verfassung verletze die politische Maxime, daB die legislative,
exekutive und judikative Gewalt deutlich voneinander getrennt sein sollten.
Im Aufbau der Bundesregierung sei —so wird behauptet — diese essentielle
VorsichtsmaBnahme zugunsten der Freiheit offenbar nicht beriicksichtigt
worden. Die verschiedenen Gewalten seien auf eine Weise verteilt und mit-
einander vermischt, die alle Symmetrie und Schonheit der Form zerstore
und zugleich einige der wesentlichen Teile des Geb#udes der Gefahr aus-
setze, vom I"Jbergewicht der anderen Teile erdriickt zu werden.

Ganz bestimmt ist keine politische Wahrheit von hoherem inneren Wert
oder mit der Autoritit von so erlauchten Verfechtern der Freiheit versehen
wie jene, auf der der Einwand beruht. Die Konzentration aller legislativen,
exekutiven und judikativen Befugnisse in denselben Hinden — seien es die
Hinde einesMannes, mehrerer oder vieler Minner, undseiendiese M#nner
durch Erbfolge, durch Selbsternennung oder durch Wahl an die Macht ge-
langt — kann zu Recht als die wahre Definition der Tyrannei bezeichnet
werden. Wire der Bundesverfassung daher tatséchlich eine solche Konzen-
tration der Macht anzulasten oder eine Vermischung der Machtbefugnisse,
die eine gefihrliche Tendenz zu einer derartigen Konzentration aufweist, so
wiren keine weiteren Argumente notwendig, um die vollige Ablehnung
dieses Systems zu rechtfertigen. Ich bin jedoch davon iiberzeugt, daf} es je-
dermann klar zu machen ist, wie unhaltbar der Vorwurf ist, und daf} die
Mazxime, auf die er sich bezieht, vollig falsch verstanden und falsch ange-
wendet wurde. Um sich von diesem wichtigen Thema die richtige Vorstel-
lung machenzu kénnen, wird es angebracht sein zu untersuchen, in welchem
Sinn es die Wahrung der Freiheit erfordert, daB die drei grolen Zweige der
Macht deutlich voneinander getrennt sein sollten.

Das Orakel, das zu diesems Thema immer befragt und zitiert wird, ist der
beriihmte Montesquieu. Wenn er auch nicht der Urheber dieses unschitz-
baren Leitsatzes der politischen Wissenschaft ist,'55 hat er doch zumindest
das Verdienst, ihn am wirkungsvollsten dargelegt und der Aufmerksamkeit
der Menschheit empfohlen zu haben. Wir sollten uns deshalb zuerst darum
bemiihen, seine Auffassung zu diesem Punkt festzustellen.

Die britische Verfassung war fiir Montesquieu, was Homer fiir diejenigen
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war, die in belehrender Absicht iiber epische Dichtung geschrieben haben.
So wie letztere das Werk des unsterblichen Barden als das vollkommene Vor-
bild betrachtet haben, von dem die Prinzipien und Regeln der epischen
Dichtkunst abgeleitet werden koénnen, und von dem her alle dhnlichen
Werke zu beurteilen sind, so scheint dieser grofle politische Kritiker die eng-
lische Verfassung als den Maf3stab oder, um seine eigene Formulierung zu ge-
brauchen: als den Spiegel der politischen Freiheit betrachtet zu haben. In
der Form elementarer Wahrheiten hat er dann die verschiedenen charakteri-
stischen Prinzipien dieses speziellen Systems tiberliefert. Um sicher sein zu

konnen, da3 wir seine Ansichten iiber die genannte Sache nicht mifver-
stehen, sollten wir also zu der Quelle zusriickgehen, von der die Maxime

abgeleitet wurde.

Schon bei oberflachlichster Betrachtung der britischen Verfassung wird
man bemerken, daf Legislative, Exekutive und Judikative inihr keineswegs
volistdndig voneinander getrennt sind. Der Trdger der Exekutivgewalt
bildet einen integralen Bestandteil der legislativen Autoritdt. Er allein hat
das Recht, Vertrage mit ausldndischen Herrschern zu schlie3en, die, wenn
sie abgeschlossen sind, unter gewissen Einschrankungen die Kraft von Ge-
setzen haben. Alle Mitglieder des judikativen Zweigs der Regierung werden
von ihm ernannt, kénnen von ihm auf Antrag der beiden Hauser des Parla-
ments wieder entlassen werden und bilden, wenn er sie zu konsultieren
wiinscht, einen der ihm verfassungsméfig zustehenden Réte. Ein Zweig der
Legislative bildet ebenfalls einen grofleren, von der Verfassung vorgese-
henen Rat fiir das Oberhaupt der Exekutive. Dieser Zweigist jedoch auf der
anderen Seite der einzige Triger richterlicher Gewalt im Fall von Amtsan-
klagen und oberste Berufungsinstanz in allen anderen Fallen. Die Richter
wiederum sind so eng mit der Legislative verbunden, daf} sie hdufig anihren
Beratungen teilnehmen, wenn ihnen auch keine Stimme in der Legislative
zusteht.

Aufgrund dieser Fakten, von denen Montesquieu sich leiten lief3, kann
ganz klar geschlossen werden, daf3 er, wenn er sagte: ,,Es kann keine Freiheit
geben, wo legislative und exekutive Befugnisse in derselben Person oder
derselben Korperschaft vereinigt sind“, oder: ,,wenn die richterlichen Be-
fugnisse nicht von den legislativen und exekutiven getrennt sind*,*3¢ nicht
gemeint hat, diese drei Zweige der Regierung sollten nicht zum Teil an dem
Tun der anderen mitwirken oder sich wechselseitig kontrollieren. Was er
meinte, kann, wie seine eigenen Worte bezeugen, oder noch schliissiger, wie .
es das‘Beispiel zeigt, das er im Auge hatte, auf nicht mehr hinauslaufen als
auf dieses: wo die gesamte Macht eines Zweiges von denselben Hénden aus-
gelibt wird, in denen auch die gesamte Macht eines anderen Zweiges ruht,
sind die grundlegenden Prinzipien einer freiheitlichen Verfassung unter-
graben. Das wire bei der von ihm untersuchten Verfassung dann der Fall ge-
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wesen, wenn der Konig, der einzig und allein die Exekutive verkorpert,
ebenfalls die komplette legislative Gewalt besessen hétte oder die oberste
Rechtsprechung; oder wenn die gesamte. legislative Korperschaft die
oberste richterliche oder die oberste exekutive Autoritdt innegehabt hitte.
Dieser Mangel ist jener Verfassung jedoch nicht anzulasten. Der einzige
Trager der gesamten exekutiven Machtkann selber kein Gesetzerlassen, ob-
wohl er. gegen jedes Gesetz sein Veto einlegen kann, noch kann er selbst
Recht sprechen, obwohl ihm die Ernennung derer obliegt, die dies tun. Die
Richter konnen kein exekutives Recht ausiiben, obwohl sie der Exekutive
entstammen, noch konnen sie irgendwelche legislativen Funktionen wahi-
nehmen, obwohl! sie von den legislativen Korperschaften beraten werden
konnen. Die Legislative im ganzen darf keinen richterlichen Akt vollziehen,
obwohl durch einen gemeinsamen Akt zweier ihrer Zweige die Richter aus
ihrem Amt entfernt werden konnen und obwohl einer ihrer Zweige die rich-
terliche Gewalt in letzter Instanz besitzt. Die Legislative im ganzen kann
wiederum kein exekutives Recht ausiiben, obwohl einer ihrer Zweige die
héchste exekutive Autoritit darstellt und ein anderer bei einer Amtsanklage
durch einen dritten alle untergeordneten Beamten der Exekutive verhoren
und verurteilen kann.

Die Begriindungen, auf denen Montesquieu seine Maxime ruhen 148t, lie-
fern eine weitere Veranschaulichung fiir das, was er meint. ,Wenn die legis-
lativen und exekutiven Befugnisse in derselben Person oder Korperschaft
vereinigt sind“, sagt er, ,,kann es keine Freiheit geben, weil sich Befiirch-
tungen erheben konnen, daf3 derselbe Monarch oder derselbe Senat tyranni-
sche Gesetze erlassen konnte, um sie auf tyrannische Weise durchzufithren.“
Oder: ,,Wire die richterliche Gewalt mit der legislativen verbunden, so
wirenLebenundFreiheit des einzelnen willkiirlicher Herrschaft ausgesetzt,
weil der Richter dann auch der Gesetzgeber wire. Wire sie mit der exeku-
tiven Gewalt verbunden, konnte der Richter mit aller Gewaltsamkeit eines
Unterdriickers auftreten.” Einige dieser Begriindungen sind in anderen Pas-
sagen ausfiihrlicher erklart. Aber auch so kurz gefaflt, wie sie es hier sind,
bestitigen sie zur Geniige die Bedeutung, die wir dieser berithmten Maxime
dieses beriihmten Autors beigelegt haben.

Wenn man sich die Verfassungen® der verschiedenen Staaten anschaut,
siecht man, daf} es ungeachtet der emphatischen und in einigen Féllen kom-
promifllosen Formulierungen, in denen dieser Grundsatz niedergelegt ist,
keinen einzigen Fall gibt, in dem die verschiedenen Zweige der Macht voll-
standig voneinander getrennt gehalten wurden. New Hampshire, dessen
Verfassung als letzte abgefa3t wurde, scheint sich vollkommen bewuf3t ge-

wesen zu sein, daf3 es unmoglich und auch unzweckmaéBig ist, jede wie auch
immer geartete Vermischung dieser Zweige zu vermeiden. Dieser Staat hat
die Doktrin daher durch die Erklarung eingeschriankt, ,,daf die legislativen,
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exekutiven und judikativen Befugnisse so weit voneinander getrennt und .

unabhingig voneinander gehalten werden sollten, wie es die Natur einer
freiheitlichen politischen Ordnung zulidBt; oder soweit es sich tnit jenem ver-
bindenden Band vereinbaren 148t, das das gesamte Verfassungsgebaude un-
aufloslich in Einigkeit und Freundschaft zusammenfiigt“. Diese Verfassung
vermischt die Gewalten dementsprechend in verschiedener Hinsicht. Der
Senat, der einen Zweig der Legislative bildet, ist ebenfalls Gerichtshof fiir
die Verhandlung von Amtsanklagen. Der Prisident, der das Oberhaupt der
Exekutive ist, ist zugleich prasidierendes Mitglied des Senats und hat au3er
einer gleichen Stimme in allen anderen Fillen auch die entscheidende
Stimme bei Stimmengleichheit. Das Oberhaupt der Exekutive selbst wird
schlieBlich jedes Jahr von der Legislative gewihlt, und sein Kabinett wird
jedes Jahr. von und aus den Mitgliedern desselben Regierungszweiges ge-
wihit. Einige der Staatsbeamten werden ebenfalls von der Legislative er-
nannt. Die Mitglieder des judikativen Zweiges werden von dem exekutiven
ernannt. - . ;
Die Verfassung von Massachusetts hat bei der Formulierung dieses funda-
mentalen Grundsatzes der Freiheit ausreichende, wenn auch nicht so ge-
zielte Vorsicht walten lassen. Sie erklirt, ,,daf der legislative Zweig niemals
exekutive und judikative Befugnisse oder eines von beiden ausiiben soll; der
exekutive soll niemals legislative und judikative Befugnisse oder eines von
beiden ausiiben; der judikative soll niemals legislative und exekutive Befug-
nisse oder eines von beiden ausiiben®. Diese Erklarung entspricht exakt der
Doktrin von Montesquieu, wie sie vorhin erkliart wurde; sie wird nicht in
einem einzigen Punkt von dem Entwurf der Versammlung verletzt. Sie geht
nicht weiter, als jedem Regierungszweig als ganzem die Ausiibung der Be-
fugnisse eines anderen zu untersagen. In eben der Verfassung, der sie voran-
gestellt ist, wurde eine partielle Vermischung der Gewalten zugelassen. Der
oberste Beamte der Exekutive hat ein eingeschrinktes Vetorecht gegeniiber
der Legislativkorperschaft, und der Senat, der ein Teil der Legislative ist;
bildet den Gerichtshof fiir Amtsanklagen gegen Angehorige der Exekutive,
ebenso auch gegen die der Judikative. Die Angehorigen der Judikative
werden wiederum von der Exekutive ernannt und konnen. auf Antrag der
beiden legislativen Zweige von derselben Autoritédt auch wieder entlassen
werden. SchlieBlich: Eine Anzahl von Regierungsbeamten wird jahrlich von
der Legislative ernannt. Da die Ernennung von Beamten, speziell von Be-
amten der Exekutive, ihrer Natur nach eine exekutive Funktion darstellt,
haben die Autoren der Verfassung zumindest in diesem letzten Punkt die von
ihnen selbst-aufgestellte Regel verletzt. :
Die Verfassungen von Rhode Island und Connecticut iibergehe ich, weit
sie vor der Revolution abgefaf3t wurden, und sogar noch bevor das von uns
gerade untersuchte Prinzip zum Gegenstand politischer Beachtung wurde.

Nr. 47 305

Die Verfassung von New York enthilt keine Erklérung zu diesem Thema,
scheint aber sehr deutlich mit Blick auf die Gefahr einer unzuldssigen Vermi-
schung der verschiedenen Gewalten abgefaBt worden zu sein. Nichtsdesto-
trotz ermoglicht sie dem obersten Beamten der Exekutive eine partielle
Kontrolle iiber die Legislative, und, was noch mehr ist: sie ermoglicht eine
shnliche Kontrolle auch der Judikative und verbindet sogar Exekutive und
Judikative in der Ausiibung dieser Kontrolle. In dem fiir Ernennungen zu-
stindigen Gremium sind Angehorige der Legislative mit solchender Exe}cu-
tive in der Ernennung sowohl exekutiver wie judikativer Beamter vereint.
Der Gerichtshof fiir Amtsanklagen und die Korrektur von Fehlurteilen be-
steht aus einem Zweig der Legislative und den fiihrenden Mitgliedern der
Judikative.

Die Verfassung von New Jersey hat die verschiedenen Regierungsbefug-
nisse stirker als irgendeine der vorhergehenden vermischt. Der Gouver-
neur, der der oberste Beamte der Exekutive ist, wird von der Legislative er-
nannt, ist Kanzler und ordentlicher Richter oder Reprisentant des Staates,
ist Mitglied des obersten Appellationsgerichtshofes und mit ausschlagge-
bender Stimme Prisident des einen der legislativen Zweige. Derselbe legis-
lative Zweig fungiert wiederum als Exekutivrat fiir den Gouverneur und
bildet mit ihm zusammen den Appellationsgerichtshof. Die Angehérigen
der Judikative werden von der Legislative ernannt und kénnen von einem
ihrer Zweige durch Amtsanklage seitens des anderenihres Amtes enthoben
werden. ; :

Nach der Vérfassung von Pennsylvania wird der Président, der das Ober-
haupt der Exekutive ist, jahrlich durch eine Abstimmung gewihlt, bei der
die Legislative das Ubergewicht hat. Im Verein mit einem Exekutivrat er-
neant er die Mitglieder der Judikative und bildet einen Gerichtshof fiir d}e
Verhandlung von Amtsanklagen gegen alle Beamten der Judikative wie
auch der Exekutive. Die Richter des obersten Gerichtshofes und die Frie-
densrichter?57 scheinen ebenfalls von der Legislative abgesetzt werden zu
konnen, und das der Exekutive zukommende Recht auf Begnadigung
scheint in bestimmten Fillen derselben Gewalt iibertragen zu sein. Die Mit-
glieder des Exekutivrates sind im gesamten Staat zu Friedensrichtern ex

officio berufen. : i

In Delaware wird das Oberhaupt der Exekutive jéhrlich von der Legis-
lative gewihlt. Die Sprecher der beiden legislativen Zweige sind Vizeprési-
denten in der Exekutive. Das Oberhaupt der Exekutive bildet zusammen
mit sechs anderen, von denen je drei von je einem der beiden Zweige der Le-
gislative ernannt sind, den obersten Appellationsgerichtshof. In der E_men—
nung der anderen Richter ist der oberste Trager der Exekutivgewglt m}t d?r
Legislative verbunden. Es scheint, daf die Mitglieder der Leglsla.tlve in
allen Staaten zugleich Friedensrichter sein diirfen; in diesem Staat sind die
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Angehorigen eines ihrer Zweige Fricdensrichter ex officio, ebenso wie die
Mitglieder des Exekutivrates. Die fiihrenden Beamten der Exekutive
werden von der Legislative ernannt, und ein Zweig der letztgenannten
bildet den Gerichtshof fiir Amtsanklagen. Alle Beamten konnen auf Antrag
der Legislative entlassen werden.

Maryland hat besagten Grundsatz in der kompromif3losesten Formuhe-
rung in seine Verfassung aufgenommen, indem es erklirt, dafl die legisla-
tiven, exekutiven und judikativen Regierungsbefugnisse fiir immer deutlich
voneinander getrennt sein sollten. Dessen ungeachtet 1a6t seine Verfassung
den obersten Beamten der Exekutive von der Legislative ernennen und die
Mitglieder der Judikative von der Exekutive.

Die Verfassung von Virginia spricht sich noch bestimmter iiber dieses
Thema aus. Sie erklirt, ,,dal Legislative, Exekutive und Judikative deutlich
voneinander getrennt sein sollten, so daf keine von ihnen die Befugnisse
ausiibt, die rechtméfig den anderen Regierungszweigen zustehen. Auch soll
keine Person die Befugnisse von mehr als einer der Gewalten zur selben Zeit
ausiiben, abgesehen davon; da die Richter der Kreisgerichte. in jede der
beiden ' gesetzgebenden Korperschaften gewidhlt werden konnen.“ Wir
sehen jedoch, daB3 nicht nur diese ausdriickliche Ausnahme im Hinblick auf
die Mitglieder der untergeordneten Gerichtshofe zugelassen wird, sondern
daf auch der oberste Beamte zusammen mit seinem Exekutivrat von der Le-
gislative ernannt werden kann. Zudem koénnen nach Ermessen der Legisla-
tive alle drei Jahre zwei Mitglieder des Rates abgesetzt werden, und alle we-
sentlichen Amter, sowohl die der Exekutive wie die der Judikative, werden
ebenfalls von der Legislative besetzt. Auch das exekutive Recht auf Begna-
digung ist in einem Fall der Legislative iibertragen.

Die Verfassung von North Carolina, die erklart;, ,,daB3’ die Ieglslatlve,
exekutive und die oberste richterliche Gewalt fiir immer deutlich vonein-
ander getrennt sein sollten®, weist gleichzeitig der Legislative nicht nur die
Ernennung des Oberhaupts der Exekutive, sondern auch die aller wichtigen
Beamten innerhalb dieses und des judikativen Bereichs zu.

In South Carolina setzt die Verfassung fest, daB3 der oberste Beamte der
Exekutive von der Legislative gewéhlt wird. Sie {ibertragt letzterer auch die
Ernennung der Mitglieder der Judikative, sogar einschlieBlich der Friedens-
richter und Sheriffs; auSerdem die Ernennung der Beamten in der Exeku-
tive bis hinunter zu den Hauptleuten der Armee und der Marine dieses
Staates.

In derx Verfassung von Georgia, die die Erklarung enthilt, ,,dafl Legisla-
tive, Exekutive und Judikative deutlich voneinander getrennt sein sollen, so
daB keine die Befugnisse ausiibty die rechtmif3ig einer anderen zugehoren,
sehen wir, daf3 die Exekutive durch Ernennungen seitens der Legislative be-
setzt werden soll. Das Recht der Exekutive auf Begnadigung wird letztlich
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von derselben Autoritit ausgeiibt. Sogar Friedensrichter sind von der Legis-
lative zu ernennen.
Wenn ich diese Fille angefiihrt habe, in denen Legislative, Exekutive und

Judikative nicht vollstdndig voneinander getrennt gehalten wurden, so

michte ich deshalb nicht als ein Anwalt der besonderen Organisations-
formen, die die verschiedenen Staaten ihren Regierungen gegeben haben,

betrachtet werden. Ich bin mir vollkommen bewuf3t, daf} sie neben den
vielen ausgezeichneten Grundsitzen, die in ihnen erkennbar werden, auch
sehr deutliche Merkmale der Hast und noch mehr der Unerfahrenheit auf-
weisen, die bei ihrer Abfassung vorherrschten. Es ist nur zu offensichtlich,
daB das gerade untersuchte fundamentale Prinzip in einigen Fallen durch
eine zu starke Vermischung und zum Teil sogar eine faktische Verschmelzung
der verschiedenen Gewalten verletzt wurde. Zudem wurde in keinem der
Fille eine hinreichende Vorkehrung getroffen, um die auf dem Papier vorge-
nommene Trennung in der Praxis auch aufrecht halten zu kénnen. Was ich
darlegen wollte, ist, da3 der gegen die vorgeschlagene Verfassung vorge-
brachte Vorwurf, sie verletze die heilige Maxime jeder freien Regierung;
weder durch die tatsdchliche Bedeutung gerechtfertigt ist, die der Urheber
dieser Maxime mit ihr verkntipft, noch durch den Sinn, in dem sie bisher in
Amerika verstanden wurde. Dieses interessante Thema werden wir im
folgenden Artikel wieder aufnehmen.

Publius (Madison)

I
Q
3,
—
o
-}
~
Z i
Q
Q.
(7))
o
>
~
(.
Q
<
O
@
M
D
o
D
=S
L
a.
—
U
Q
©
D
S
w
Z
=
N
~
1
O
)
>
c
3
Q)
-]
—
(o)}




Georg Mdller, Staatsleitung und Gewaltenteilung im Bund - Dokument 7

/’\\

/

SCHWERPUNKT - LE THEME - IL TEMA

Staatsleitung und Gewaltenteilung im Bund

Georg Miiller, Prof. Dr. iur., Universitat Ziirich?

I. Staatsleitung

Den Begriff der Staatsleitung verwenden
wir in der Politik und in der Staatsrechts-
lehre gerne, weil er so bedeutungsvoll und
feierlich tont und gleichzeitig so unbe-
stimmt ist, dass wir darunter ganz Ver-
schiedenes verstehen konnen. Das erlaubt
uns, iiber ein wichtiges staatspolitisches
Thema zu diskutieren, ohne uns konkret
festlegen zu miissen. Nicht von ungefdhr
spricht man seit Jahrzehnten {iber eine
Staatsleitungsreform im Bund, wobei die
einen damit eine Reorganisation des
Bundesrates, andere eine Neugliederung
der Bundesverwaltung und wieder andere
eine Parlamentsreform oder eine Neuge-
staltung der Beziehungen zwischen Regie-
rung und Parlament oder mehrere dieser
institutionellen Reformen meinen2. Im
Expertenbericht Hongler wird die Staats-
leitung beschrieben als "die antreibende,
schopferisch lenkende und integrierende
Staatstatigkeit, die die staatliche Organi-
sation und ihre Betdtigungen iiberschaut,
die sich um Zusammenfiihrung der staats-
gestaltenden Krdfte bemiiht". Das ist
unverkennbar eine Formulierung aus der
Feder von Kurt Eichenberger, Mitglied der
Expertenkommission, der sich immer wie-
der mit Problemen der Staatsleitung
beschdftigt hat und sie als tiberwdlbende,
antreibende und dirigierende Kraft
bezeichnet hat, die alle anderen Staats-
funktionen umgreift und durchdringt?.

Wenn wir von dieser Begriffshohe her-
unterklettern und versuchen, etwas kon-
kreter zu werden, so kann man sicher ein-
mal festhalten, dass Staatsleitung bedeu-
tet, dem Staat und seinen Organen die
Richtung zu weisen, ihnen Ziele zu setzen
und allenfalls die Wege oder die Mittel auf-

zuzeigen, um sie zu erreichen. Man kann
auch sagen, es gehe bei der Staatsleitung
darum, die Grundsatzentscheidungen fiir
die kiinftige Entwicklung des Staates, seine
Aufgaben und seine Organisation zu tref-
fen®. Aus dieser Umschreibung folgt, dass
Staatsleitung nicht in die Zustdndigkeit
eines einzelnen Staatsorganes - der Regie-
rung oder des Parlamentes - fallen kann,
sondern dass diese beiden Organe
zusammenwirken miissen, um die Grund-
satzentscheidungen fiir die kiinftige
Staatstdtigkeit zu treffen. In unserem
System der halbdirekten Demokratie ist
unter Umstdnden sogar das Volk an der
Staatsleitung beteiligt, indem es referen-
dumspflichtige Grundsatzbeschliisse in der
Form von Verfassungsbestimmungen,
Gesetzen oder wichtigen Verwaltungsakten
wie z.B. Ausgabenbewilligungen gutheis-
sen oder ablehnen kann. Staatsleitung
steht also der Regierung und dem Parla-
ment "zu gesamter Hand®" zu. Allenfalls ist
sogar das Volk in diesen Entscheidungspro-
zess einbezogen. Man kann auch von "Cor-
porate Governance" im Staat sprechen’.

1. Rechtssetzung

Im Bund erldsst die Bundesversammlung
die wichtigsten rechtssetzenden Bestim-
mungen®. In den meisten Féllen unterbrei-
tet der Bundesrat ihr die Entwiirfe zu ihren
Erlassen®. Auch bei der Beratung der Geset-
zesentwiirfe in den Kommissionen und im
Plenum des Parlamentes wirkt der Bundes-
rat mit'°. Staatsleitung in der Form der
Gesetzgebung ist also eine "Gemein-
schaftsaufgabe" von Parlament und Regie-
rung.

2. Aussenpolitik

Auf dem Gebiet der Aussenpolitik sind Par-
lament und Regierung ebenfalls auf
Zusammenarbeit angewiesen. Die Bundes-
versammlung beteiligt sich gemass Art.
166 BV'* an der Gestaltung der Aussenpoli-
tik und {ibt die Aufsicht iiber die Pflege der
Beziehungen zum Ausland aus. Sie geneh-
migt in der Regel die vom Bundesrat aus-
gehandelten und unterzeichneten Vertra-
ge. Der Bundesrat ist nach Art. 184 Abs. 1
BV fiir die Besorgung der auswartigen
Angelegenheiten - unter Wahrung der Mit-
wirkungsrechte der Bundesversammlung -
zustdandig und vertritt die Schweiz nach
aussen. Art. 24 Abs. 1 ParlG?? fiihrt dazu
aus, dass die Bundesversammlung die
internationale Entwicklung verfolgt und
bei der Willenshildung iiber wichtige
aussenpolitische Grundsatzfragen und Ent-
scheide mitwirkt. Art. 152 ParlG regelt die
Information und Konsultation des Parla-
mentes im Bereich der Aussenpolitik. Der
Bundesrat hat gemdss Abs. 2 dieser
Bestimmung die Ratsprdsidien und die fiir
die Aussenpolitik zustandigen Kommissio-
nen iiber wichtige aussenpolitische Ent-
wicklungen zu informieren; dies hat regel-
mdssig, frithzeitig und umfassend zu
geschehen. Art. 152 Abs. 3 ParlG statuiert,
dass der Bundesrat die Kommissionen zu
wesentlichen Vorhaben sowie zu den Richt
und Leitlinien zum Mandat fiir bedeutende
internationale Verhandlungen zu konsultie-
ren und {iber den Stand der Realisierung
dieser Vorhaben sowie den Fortgang der
Verhandlungen zu informieren habe.

Der aussenpolitische Bericht des Bundesra-
tes, der iiber die bisherige und {ber die
kiinftige Aussenpolitik Aufschluss gibt,
wird der Bundesversammlung periodisch

1 Fiir die Mitwirkung bei der Ausarbeitung dieses Beitrags danke ich Frau lic. iur. Astrid Hirzel. Dieser Beitrag ist auch in spanischer Sprache erschienen in: Anuario Iberoamericano de Justi-
cia Constitutional, No. 9, Madrid 2005. Eine analoge Untersuchung zur verfassungsrechtlichen Lage im Kanton Aargau findet sich in: Festschrift 100 Jahre Aargauischer Anwaltsverband,

Ziirich/Genf/Basel 2005.

2 Botschaft iiber eine neue Bundesverfassung vom 20. November 1996, BBL 1997 I 370 f.; Botschaft zur Staatsleitungsreform vom 19. Dezember 2001, BBl 2002, 2116 f.; ULRICH HAFE-
LIN/WALTER HALLER, Schweizerisches Bundesstaatsrecht, 6. Auflage, Ziirich 2005, N. 1652 f.; PIERRE TSCHANNEN, Staatsrecht der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Bern 2004, Rz. 34
ff. zu § 2; RENE RHINOW, Grundziige des Schweizerischen Verfassungsrechts, Basel 2003, Rz. 2354 ff.

3 Expertenbericht iiber die Verbesserungen in der Regierungstatigkeit und Verwaltungsfiihrung des Bundesrates von 1967 (Bericht Hongler), S. 26.

4 Staatsreformen und Regierungsbild in der Schweiz, in: Der Staat der Gegenwart, Ausgewahlte Schriften von Kurt Eichenberger, Basel/Frankfurt a. M. 1980, S. 410.

5 DAVID JENNY, Der Begriff der Staatsleitung und die Schweizerische Bundesverfassung, Diss. Basel 1988, S. 85 ff.; zu den besonderen Anforderungen an die staatsleitenden Organe in der
Referdumsdemokratie KURT EICHENBERGER, Von der Staatsleitung in der Referendumsdemokratie, in: Vom schweizerischen Weg zum modernen Staat, Ausgewdhlte Schriften von Kurt

Eichenberger, Basel/Genf/Miinchen 2002, S. 148 ff.

6 ERNST FRIESENHAHN, Parlament und Regierung im modernen Staat, in: Verdffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer, Heft 16, Berlin 1958, S. 9 ff.

7 Zum Mode- oder Zauberwort der Corporate Governance in der Privatwirtschaft vgl. Peter Forstmoser/Hans Caspar von der Crone/Rolf H. Weber/Dieter Zobl (Hrsg.), Corporate Governance,
Symposium zum 80. Geburtstag von Arthur Meier-Hayoz, Ziirich/Basel/Genf 2002; fiir den staatlichen Bereich HANS WERDER, Brauchen wir neue Governance-Strukturen fiir den 6ffent-
lichen Sektor?, in: Andreas Bergmann/Albert Hofmeister (Hrsg.), Privatisierung - schldgt das Pendel zuriick?, Schriftenreihe der Schweizerischen Gesellschaft fiir Verwaltungswissenschaf-

ten, Band 45, 2004, S. 75 ff.
8 Art. 164 Abs. 1 BV.

o Art. 181 BV; siehe dazu TSCHANNEN (Anm. 2), Rz. 54 zu § 45.

5
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Siehe Anm. 10.
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Siehe dazu Art. 159 Bundesgesetz liber die Bundesversammlung (Parlamentsgesetz, ParlG) vom 13. Dezember 2002 (SR 171.10).
Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (SR 101).
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"unterbreitet” (Art. 148 Abs. 3 ParlG). Bei
der Ausarbeitung des Parlamentsgesetzes
vertrat die Staatspolitische Kommission
des Nationalrates (SPK-N) die Auffassung,
der Bundesrat miisse verpflichtet werden,
der Bundesversammlung jeweils mit dem
Bericht einen Entwurf zu einem einfachen
Bundesbeschluss {iber die Ziele der schwei-
zerischen Aussenpolitik zu unterbreiten.
Nur auf diese Weise konne der in der BV
vorgesehenen Mitwirkung des Parlamentes
Geniige getan werden®,

Der Bundesrat hielt dem entgegen, er trage
gemass Art. 184 Abs. 1 BV die Hauptver-
antwortung im Bereich der Aussenpolitik.
Die bisherige Regelung des Zusammenwir-
kens von Parlament und Regierung im
Bereich der Aussenpolitik habe sich
bewahrt; es solle nicht von der Praxis der
blossen Kenntnisnahme durch das Parla-
ment abgewichen werden®“.

Die Kommission folgte der Auffassung des
Bundesrates. In den Beratungen des Natio-
nalrates wurde zwar kritisiert, es sei nicht
konsequent, im Bereich der Aussenpolitik
auf eine Mitentscheidung des Parlamentes
in Form eines einfachen Bundesbeschlus-
ses zu verzichten®®. Der Rat stimmte jedoch
dem Antrag der Kommission zu und
begniigte sich mit der Kenntnisnahme des
aussenpolitischen Berichts. Eigene aussen-
politische Aktivitaten des Parlamentes sind
zwar nicht grundsatzlich als Verletzungen
des Gewaltenteilungsprinzips zu betrach-
ten?, doch iiberwog offenbar das Argu-
ment, das Parlament solle sich und den
Bundesrat in diesem Bereich nicht durch
verbindliche Beschlussfassungen festlegen
und damit die erforderliche Flexibilitdt im
Verhalten gegeniiber anderen Staaten und
internationalen Organisationen verringern.

®OO

2001, 5428 ff., 5442 f.
Amtl. Bull. Nationalrat 2001, S. 1370.
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Bericht (Anm. 19), 12.

\

3. Politische Planung

a) Allgemeines

In der Bundesverfassung von 1874 fanden
sich keine Bestimmungen {iber die politi-
sche Planung. Der Bundesrat vertrat
urspriinglich die Auffassung, die politische
Planung stehe aufgrund von Art. 95 aBVY
ausschliesslich ihm selbst zu®. In einem
Bericht iiber die Mitwirkung des Parlamen-
tes bei der politischen Planung? fiihrte der
Bundesrat aus, eine Hauptaufgabe des Par-
lamentes bei der Planung bestehe darin,
die von der Regierung ausgearbeiteten Pla-
nungsberichte zu diskutieren und zu beur-
teilen und auf diejenigen Einzelaspekte
Einfluss zu nehmen, die aus aktuellem
Anlass politisch bedeutsam seien. Die
Regierung miisse die Verantwortung fiir
eine sachlich richtige, konsistente und
inhaltlich abgestimmte Planung Uberneh-
men, wahrend es Aufgabe des Parlamentes
sei, diese Planung zu bewerten und durch
gezielte Einflussnahme mitzugestalten?.
Art. 173 Abs. 1 lit. g BV statuiert nun, dass
die Bundesversammlung bei den wichtigen
Planungen der Staatstdatigkeit mitwirkt?.
In Art. 28 ParlG wird dazu ausgefiihrt, die
Bundesversammlung berate die Planungs-
berichte des Bundesrates und nehme sie
zur Kenntnis; sie erteile dem Bundesrat
Auftrdge, eine Planung vorzunehmen oder
die Schwerpunkte einer Planung zu dndern,
und sie fasse Grundsatz- und Planungsbe-
schliisse. Solche Beschliisse seien Vorent-
scheidungen, die festlegen, dass bestimm-
te Ziele anzustreben, Grundsatze und Kri-
terien zu beachten und Massnahmen zu
planen sind. Aus diesen Verfassungs- und
Gesetzesbestimmungen ergibt sich, dass
auch die politische Planung im Bund eine
"Gemeinschaftsaufgabe" von Parlament
und Regierung ist?.

Die SPK-N hielt in ihrem Bericht vom 1.
Méarz 2001 zum ParlG® fest, die blosse
Kenntnisnahme von wichtigen Planungen

Verfassungsrevsion vom 6. Mdrz 1997 (BBL 1997 III 245 ff., 288) aufgenommen.

Planung und Parlament, Diss. Bern 1977, S. 102.

ROB

Bericht der Staatspolitischen Kommission (Anm. 13), 3467 ff.
Nach bisherigem Recht gab es die Mdglichkeit, bei der Beratung der Richtlinien der Regierungspolitik entweder mit Richtlinienmotionen (Art. 45ter Abs. 2 Bundesgesetz iiber den

des Bundesrates sei politisch und rechtlich
unverbindlich und das Verfahren, in wel-
chem die Kenntnisnahme zustande komme,
unbefriedigend. Es handle sich im Wesent-
lichen um einen Meinungsaustausch im
Parlament, bei welchem nicht explizit zum
Ausdruck komme, ob die Mehrheit der Mit-
glieder tatsachlich hinter den vom Bundes-
rat vorgelegten Zielen und Konzepten
stehe. Die Moglichkeit einer differenzierte-
ren Stellungnahme bestehe zwar, jedoch
sei das Verfahren unbefriedigend?. Die
Kommission schlug deshalb vor, das Parla-
ment solle in der Form des einfachen
Bundesbeschlusses iiber die Pldne des
Bundesrates beschliessen®. Damit werde
eine erhdhte Verbindlichkeit erreicht. Die
Bundesversammlung kdnne sich "in einem
transparenten und demokratischen Ent-
scheidungsprozess zu den einzelnen Ele-
menten einer wichtigen Planung oder der
Gesamtkonzeption z.B. der Aussenpolitik
dussern"2s,

In der Stellungnahme zum Bericht der
SPK-N?7 begriisste der Bundesrat zwar
grundsatzlich die vorgesehene Mitwirkung
des Parlamentes bei der politischen Pla-
nung. Es werde jedoch {iber die blosse Mit-
wirkung hinaus in die Planungskompetenz
des Bundesrates eingegriffen. Der Bundes-
rat schlug vor, den Text dahingehend zu
andern, dass das Parlament die Schwer-
punkte bei wichtigen Planungen (wo not-
wendig) anders setzen konne, aber nicht
die Moglichkeit haben solle, bei den Pla-
nungen des Bundesrates beliebig Prdzisie-
rungen und Anderungen anzubringen?. Er
stiitzte sich zur Begriindung seiner Haltung
auf den Zusatzbericht der SPK beider Rate
zur Verfassungsreform, wonach "die Pla-
nung der Staatstatigkeiten primar Aufgabe
der Exekutive" sei?®. Das Parlament solle
selber keine Pldne erstellen. Der Bundesrat
wollte keine neuen politischen Handlungs-
instrumente einfiihren, sprach sich somit
gegen die Einfiihrung der Grundsatz- und

Parlamentarische Initiative Parlamentsgesetz, Bericht der Staatspolitischen Kommission des Nationalrates vom 1. Mdrz 2001, BBL 2001, 3467 ff., 3598.
Parlamentarische Initiative Parlamentsgesetz, Bericht der Staatspolitischen Kommission des Nationalrates vom 1. Mdrz 2001, Stellungnahme des Bundesrates vom 22. August 2001, BBL

STEPHAN C. BRUNNER, Kantonale Staatlichkeit im Wandel: Die Kantonsparlamente vor der Herausforderung kooperativer Handlungsformen, LeGes 2004/1, S. 142 mit weiteren Hinweisen.
Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 29. Mai 1874.
SUSANNE HARDMEIER, Die Mitwirkung der Bundesversammlung bei der politischen Planung und ihre Grundlagen im neuen Parlamentsgesetz, LeGes 2003/2, S. 79.
Bericht iiber die Mitwirkung des Parlamentes bei der politischen Planung vom 10. Mdrz 1986, BBL 1986 II 1 ff.

Art. 173 Abs. 1 lit. g BV war im Vorentwurf 96 des Bundesrates zur BV noch nicht enthalten. Diese Bestimmung wurde aufgrund des Zusatzberichts der staatspolitischen Kommissionen zur

MARTIN GRAF, Bundesversammlung und staatsleitende Politikgestaltung, in: Thomas Sdgesser (Hrsg.), Die Bundesbehdrden, Bern 2000, S. 112. So auch schon CHRISTOPH LANZ, Politische

Geschaftsverkehr der Bundesversammlung sowie tiber die Form, die Bekanntmachung und das Inkrafttreten ihrer Erlasse [Geschéftsverkehrsgesetz] vom 23. Médrz 1962, in der Fassung vom
1. November 1979; AS 1979, 1318 ff.) andere Akzente zu setzen oder den Bericht zurilickzuweisen, verbunden mit dem Auftrag, die Richtlinien in einem bestimmten Sinn zu iiberarbeiten.
Zum Ganzen siehe Bericht der Staatspolitischen Kommission (Anm. 13), 3492 f.; GRAF (Anm. 22), S. 122; PATRIK WAGNER, Die Motion nach eidgendssischem Parlamentsrecht, Diss. St.

Gallen 1990, S. 248 ff.

N

Stellungnahme Bundesrat (Anm. 14), 5428 ff.
Stellungnahme Bundesrat (Anm. 14), 5440.
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1997, BBL 1997 III 245 ff., 288.

Bericht der Staatspolitischen Kommission (Anm. 13), 3493.
Bericht der Staatspolitischen Kommission (Anm. 13), 3494.

Bundesversammlung. Organisation, Verfahren, Verhiltnis zum Bundesrat. Zusatzbericht der Staatspolitischen Kommissionen der eidgendssischen Rate zur Verfassungsreform vom 6. Marz
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Planungsbeschliisse in Form von (einfa-
chen) Bundesbeschliissen aus®. In der
Pressemitteilung war zu lesen, dass der
Bundesrat seinen Handlungsspielraum zu
stark eingeschrankt sahe, wenn das Parla-
ment statt der bisher {blichen Kenntnis-
nahme rechtlich verbindliche Entscheidun-
gen treffen konne?’. Die SPK-N hielt jedoch
an ihrem Vorschlag fest.

In der Debatte im Plenum wies die Bundes-
kanzlerin namens des Bundesrates noch
einmal darauf hin, dass die Motion als
Handlungsinstrument der Bundesversamm-
lung im Bereich der Planung des Bundesra-
tes geniige und deshalb die Form eines
Grundsatz- oder Planungsbeschlusses nicht
geschaffen werden miisse®?. Demgegeniiber
hielt die Kommissionssprecherin fest, dass
nur sehr restriktive von Planungs- und
Grundsatzbeschliissen in Form von Bundes-
beschliissen Gebrauch gemacht werden
solle®3. In der Schlussabstimmung unterlag
der Antrag des Bundesrates.

Die blosse Kenntnisnahme der politischen
Plane hat weder politische noch rechtliche
Verbindlichkeit. Mit der Beschlussfassung
in der Form des (einfachen) Bundesbe-
schlusses wird zumindest eine politische
Verbindlichkeit erreicht. Darin liegt auch
der Unterschied zur Motion3¢. Fiihrt die
Debatte im Parlament zu einem Beschluss,
so ist sie auch gezielter, strukturierter und
die politische Willensbildung klarer.

b) Finanzplanung

Fiir die Erarbeitung des Finanzplanes ist
der Bundesrat gemdss Art. 183 Abs. 1 BV
zustdandig. Diesen nimmt die Bundesver-
sammlung nach Art. 143 Abs. 1 ParlG zur
Kenntnis. Die SPK-N schlug vor, es solle
nicht bei der blossen Kenntnisnahme blei-
ben. Der Bundesrat habe der Bundesver-
sammlung Einnahmen und Ausgaben nach
Sachgruppen in der Form eines Entwurfes
zu einem einfachen Bundesbeschluss zur
Beratung vorzulegen3®. In seiner Stellung-
nahme dusserte sich der Bundesrat ableh-
nend dazut. Die Finanzplanung liege
gemadss Art. 183 Abs. 1 BV in der Kompe-
tenz des Bundesrates. Zwar solle das Parla-
ment nach Art. 173 lit. g BV mitwirken,
jedoch nicht anders als bei anderen Pla-
nungsberichten. Der Bundesrat wolle "an

3

8

Stellungnahme Bundesrat (Anm. 14), 5440.
Pressemitteilung der Bundeskanzlei vom 22.8.2001.
AmtL. Bull. Nationalrat 2001, S. 1337.

AmtL. Bull. Nationalrat 2001, S. 1336.

3

3]

3

b

3

®

schaft fiir Parlamentsfragen) 2004, Nr. 3, S. 19.
Bericht der Staatspolitischen Kommission (Anm. 13), 3595.
Stellungnahme Bundesrat (Anm. 14), 5445.
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Stellungnahme Bundesrat (Anm. 14), 5444 f.
AmtL. Bull. Standerat 2002, S. 39.
AmtL. Bull. Standerat 2002, S. 40.

8

4

8

4

4

SCHWERPUNKT - LE THEME - IL TEMA

Georg Mdller, Staatsleitung und Gewaltenteilung im Bund - Dokument 7

der bewdhrten Regelung von Art. 23
Finanzhaushaltsgesetz®’ festhalten,
wonach der Finanzplan zur Kenntnisnahme
unterbreitet wird"38.

Im Laufe der parlamentarischen Beratun-
gen kristallisierte sich heraus, dass die
Finanzplanung als rollende Planung dau-
ernden Anderungen unterworfen und es
deshalb nicht sinnvoll ist, einem solchen
Plan eine besondere Verbindlichkeit und
Bestandigkeit in Form eines Bundesbhe-
schlusses zu verleihen?®®. Es geniige die
(formlose) Kenntnisnahme und das Instru-
ment der Motion, mit welcher das Parla-
ment auf einzelne Aspekte Einfluss nehmen
kann“°, Deshalb wurde darauf verzichtet,
die Bundesversammlung iiber die Finanz-
planung durch einen einfachen Bundesbe-
schluss entscheiden zu lassen.

c) Weitere Planungen

Der Bundesrat kann gemdss Art. 148 Abs. 1
ParlG "der Bundesversammlung weitere
Planungen und Berichte zur Information
oder zur Kenntnisnahme" unterbreiten. Es
diirfte sich dabei vor allem um sektorielle
politische Planungen - z. B. auf dem
Gebiet der Energie und des Verkehrs*t —
handeln. Auch hier besteht die Mdglich-
keit, Ziele oder Schlussfolgerungen wichti-
ger Planungen in Form eines Entwurfes zu
einem (einfachen) Bundesbeschluss dem
Parlament vorzulegen (Art. 148 Abs. 2
ParlG), die Bundesversammlung also zu
einer politisch verbindlichen Form der Mit-
wirkung einzuladen.

d) Zusammenfassung

Zusammengefasst kann gesagt werden,
dass die politische Planung im Bund zwar
primar Aufgabe der Regierung ist (Art. 180
Abs. 1 BV), dem Parlament jedoch Instru-
mente zur Verfiigung stehen, welche eine
Mitwirkung von unterschiedlicher Inten-
sitdt zulassen (siehe Art. 28 ParlG).

II. Gewaltenteilung

a) Gewaltenteilung und Kooperation der
Gewalten

Gewaltenteilung bedeutet primar einmal,
dass die Staatsgewalt nicht von einem

Bundesgesetz vom 6. Oktober 1989 iiber den eidgendssischen Finanzhaushalt (Finanzhaushaltgesetz, FHG), SR 611.0.

Gesamtenergiekonzeption, Gesamtverkehrskonzeption; vgl. dazu LANZ (Anm. 22), S. 40, S. 52 ff. B
HANSJORG SEILER, Gewaltenteilung, Allgemeine Grundlagen und schweizerische Ausgestaltung, Bern 1994, S. 253 ff.; WALTER HALLER/ALFRED KOLZ, Allgemeines Staatsrecht, 3. Auflage,

Basel/Genf/Miinchen 2004, S. 188 f.; TSCHANNEN (Anm. 2), Rz. 21 zu § 33.
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Organ im Staate allein ausgeiibt, sondern
auf mehrere verteilt und dadurch gemads-
sigt wird. Eine moderne Form der Gewal-
tenteilung geht nicht davon aus, dass eine
Gewalt in einem bestimmten Bereich allein
zustandig ist. Vielmehr sollen die Befug-
nisse so zugeordnet werden, dass die
Gewalten - vor allem Parlament und Regie-
rung - gezwungen sind, fiir das Zustande-
kommen von Entscheidungen zusammenzu-
arbeiten. Auf diese Weise wird das Ziel der
Gewaltenteilung, die Ausiibung staatlicher
Macht zu begrenzen, in idealer Weise
erreicht. Die Bundesverfassung sieht eine
solche Gewaltenteilung im Bereich der
Staatsleitung durch Zusammenwirken von
Parlament und Regierung vor. Zudem sind
diese Staatsorgane in einer Weise an den
staatsleitenden Grundsatzentscheidungen
beteiligt, die ihrer Eignung und ihrer
demokratischen Legitimation entspricht.
Nicht das Aufteilen, das Trennen der
"Gewalt" steht im Vordergrund, sondern
das Erfordernis der Kooperation. Keine
Gewalt soll allein, ohne Mitwirkung und
Kontrolle der anderen, Macht ausiiben; Par-
lament und Regierung sollen nach Massga-
be ihrer Fahigkeiten am Staatsleitungspro-
zess beteiligt sein“.

b) Gewaltenteilung und politische Planung
Besonders differenziert ist dieses System
der Kooperation, wie dargelegt, im Bereich
der politischen Planung ausgebildet. Im
Bund ist der Bundesrat gemdss Art. 180
Abs. 1 Satz 2 BV fiir die Planung der staat-
lichen Tatigkeiten zustandig. Der Bundes-
versammlung wird in Art. 173 Abs. 1 lit. g
BV eine Kompetenz zur Mitwirkung bei
wichtigen Planungen der Staatstatigkeit
eingerdumt. Zu den wichtigen Planungen
gehdren die politische Gesamtplanung,
also der Legislaturplan und andere Sach-
pldne wie der Finanzplan oder der aussen-
politische Bericht. Die Mitwirkung des Par-
lamentes kann unterschiedlich ausgestal-
tet sein. In allgemeiner Form sind die Mit-
wirkungsmoglichkeiten in Art. 28 ParlG
umschrieben®.

Bei der Legislaturplanung, welche aus den
Richtlinien der Regierungspolitik und dem
Legislaturfinanzplan besteht, verfasst der
Bundesrat nach Art. 146 ParlG einen

GRAF (Anm. 22), S. 124; PASCAL SCIARINI, La participation des parlements a la planification politique - Bilan et perspectives, in: Parlament (Mitteilungsblatt der Schweizerischen Gesell-
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Bericht und einen Entwurf zu einem einfa-
chen Bundesbeschluss iiber die Ziele der
Legislaturplanung. Gemadss Art. 147 Abs. 1
Parlc beraten die beiden Kammern
getrennt in der gleichen Session dariiber.
Erstmals nach Inkraftsetzung des ParlG*
konnte das Parlament die Legislaturpla-
nung des Bundesrates fiir die Jahre 2003 _
2007 nicht nur wie bis anhin zur Kenntnis
nehmen, sondern in einem einfachen
Bundesbeschluss dariiber befinden. Das
Verfahren erwies sich als schwieriger, als
man sich dies beim Erlass des ParlG vorge-
stellt hatte. Im Nationalrat folgte nach
einer langen Eintretensdebatte eine ausge-
dehnte Detailberatung, die mit der Ableh-
nung des vom Bundesrat vorgelegten Ent-
wurfs zu einem einfachen Bundesbeschluss
endete*®. Der Ratsprasident driickte sich
dazu folgendermassen aus: "Die Bilanz die-
ser Debatte heisst: 16 Stunden Ratsdebat-
te, etwa 7 vorausgegangene Kommissions-
sitzungen, lediglich 4 angenommene Min-
derheitsantrage - und das fiir rund eine
halbe Million Franken. Das hdtten Sie
bereits beim Eintreten in einer halben
Stunde erledigen kdnnen“." Der Stdnderat
trat auf die Vorlage ein*’ und fiihrte auch
eine Detailberatung durch, die mit der Ver-
abschiedung des Bundesbeschlusses ende-
te. Anschliessend beschloss der Nationalrat
Nichteintreten, was zur Folge hatte, dass
das Geschaft fiir das Parlament erledigt
war“s, Es zeigte sich, dass die fehlende
Konsensbereitschaft der politischen Par-
teien das Parlament daran hindern kann,
auf die langfristige politische Planung ein-
zuwirken. Die Bundesversammlung hat sich
damit selbst eines wichtigen Instrumentes
beraubt, um die Gewaltenteilung im
Bereich der Staatsleitung zu verwirklichen.
Der Entwurf des Bundesrates fiir einen
Bundesbeschluss iiber die Ziele der Legisla-
turplanung war zu abstrakt und nannte die
politisch umstrittenen Massnahmen zur
Erreichung der Ziele nicht. Immerhin
kamen in der Parlamentsdebatte die wich-
tigen politischen Auffassungen zur Legisla-
turplanung zum Ausdruck®. Es stellt sich
die Frage, ob die Bundesversammlung nur
wegen der besonderen politischen Konstel-
lation die Kooperation mit dem Bundesrat
im Bereich der politischen Planung verwei-

4 1. Dezember 2003.

4 Amtl. Bull. Nationalrat 2004, S. 935.
Amtl. Bull. Nationalrat 2004, S. 935.
Amtl. Bull. Standerat 2004, S. 292.
Amtl. Bull. Nationalrat 2004, S. 1103.
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gerte, oder ob es dazu - wie gelegentlich
behauptet wird®® - grundsdtzlich nicht
geeignet ist.

III. Schlussfolgerung

Staatsleitung in einem System kooperie-
render Gewalten ist ein mithsamer Prozess.
Es kommt immer wieder zu Reibungsverlu-
sten, Leerldufen oder eben sogar zu Bloc-
kierungen. Konsens zu suchen und zu fin-
den ist aufwdndig. Voraussetzungen fiir
erfolgreiche Zusammenarbeit sind nament-
lich die Bereitschaft, einander zuzuhdren
und miteinander auf rationaler Basis zu
diskutieren, gegenseitiges Verstandnis fiir
unterschiedliche Standpunkte und eine
gewisse Toleranz. Kooperative Prozesse in
der Staatsleitung sind - wie politische Pro-
zesse {iberhaupt - auch Lernprozesse.
Wenn es — wie in letzter Zeit gelegentlich -
zu Problemen in der Zusammenarbeit zwi-
schen Regierung und Parlament kommt, so
sollte man daraus hiiben wie driiben seine
Lehren ziehen und versuchen, es ein nach-
stes Mal besser zu machen.

Zu den Problemen bei der ersten Anwendung des Verfahrens vgl. MARTIN GRAF, Mitwirkung der Bundesversammlung an der politischen Planung, in: Parlament (Mitteilungsblatt der

Schweizerischen Gesellschaft fiir Parlamentsfragen) 2004, Nr. 3, S. 15.
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Vgl. die Literaturhinweise bei GEORG MULLER, Inhalt und Formen der Rechtssetzung als Problem der demokratischen Kompetenzordnung, Basel/Stuttgart 1979, S. 40; Parlamentarische

Initiative liber Regierungsrichtlinien und Finanzplanung, Bericht der Kommission des Nationalrates vom 16. Mai 1978, BBL 1978 II 95 ff.; Zusatzbericht der Staatspolitischen Kommissio-

nen zur Verfassungsreform (Anm. 29).
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Parlamentarische Initiative
Parlamentsgesetz

(PG)
Bericht der Staatspolitischen Kommission des Nationalrates

vom 1. Mirz 2001

Sehr geehrter Herr Prisident
sehr geehrte Damen und Herren,

wir unterbreiten Ihnen gemiss Artikel 21ter Absatz 3 und Artikel 21quater Absatz 3
des Geschiftsverkehrsgesetzes (GVG) den vorliegenden Bericht. Gleichzeitig erhélt
der Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme.

Die Kommission beantragt, ihrem beiliegenden Gesetzesentwurf zuzustimmen.

Gleichzeitig beantragen wir Ihnen,

— folgende parlamentarische Initiativen als erfiillt abzuschreiben:

96.451 Pa. Iv. Kommission 95.067-NR. Einsatz von Sachverstindigen und
Pflicht zur Verschwiegenheit in PUK-Verfahren

96.452 Pa. Iv. Kommission 95.067-NR. Parlamentarische Oberaufsicht:
Richtlinien der Bundesversammlung an den Bundesrat

96.453 Pa. Iv. Kommission 95.067-NR. Einblick der parlamentarischen Kon-

trollkommissionen in die Fiihrungs- und Kontrolldaten der Departe-
mente sowie in Akten noch nicht abgeschlossener Verfahren

96.454 Pa. Iv. Kommission 95.067-NR. Koordination unter den parlamentari-
schen Kontrollkommissionen

97.441 Pa. Iv. Schliier. Interessenbindung

98.425 Pa. Iv. Zbinden Hans. Die Schweiz in internationalen Institutionen.

Demokratisierung der Strukturen und Verfahren

— folgende Vorstisse abzuschreiben:

1996  P96.3151  Zusammenfiihrung, allenfalls intensivere Koordination der
Finanz- und Geschiftspriifungskommission
(N 21.6.96, Raggenbass)

1998 P 98.3052  Sachbereiche der stindigen Kommissionen. Anderung
(N 18.12.98, Finanzkommission NR)

2001-0663 3467

1998 P 98.3349
1999 P 99.3283
1999 P 99.3380
1999 P 99.3526
1999 P 99.3565
1999 P 99.3568
1. Mirz 2001
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Wiederkandidierende Bundesrite. Wahlverfahren
(N 18.12.99, Weyeneth)

Vorstoss gegen die Vorstossflut (N 13.12.2000, Theiler)

Verstarkung der Instrumentarien Motion und Postulat
(N 8.10.99, Stamm Luzi)

Anderung des GVG (N 22.12.99, Bangerter)

Parlamentarische Initiativen. Vorprifungsverfahren in bei-
den Riten (N 24.3.2000, Hess Peter)

Eides- und Geliibdeformel (N 22.12.99, SPK-NR)

Im Namen der Kommission

Die Prisidentin: Vreni Hubmann
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2 Grundziige des neuen Parlamentsgesetzes

2.1 Uberblick iiber Aufgaben, Organisation und
Verfahren der Bundesversammlung

Am Anfang jeder Reform von staatlichen Organen sollte die Uberlegung stehen,
welche Aufgaben ein bestimmtes Organ und seine Mitglieder wahrzunehmen haben.
Die Zuweisung der Aufgaben an die Bundesversammlung ist zur Hauptsache Ge-
genstand der Bundesverfassung (BV). Der Prozess der Totalrevision der BV hat die
Gelegenheit geboten, die Aufgaben der Bundesversammlung in der BV vom
18. April 1999 viel umfassender und priziser zu definieren als in ihrer Vorgingerin
vom 29. Mai 1874. Es waren in erster Linie die Staatspolitischen Kommissionen, die
mit ihrem Zusatzbericht zur Verfassungsreform vom 6. Midrz 1997 diese gebotene
Gelegenheit ergriffen haben (BBI1 7997 111 245). Auf Gesetzesebene besteht nurmehr
ein relativ geringer Bedarf nach weiteren Prizisierungen der Aufgaben der Bundes-
versammlung und nur ein kleiner Spielraum fiir funktionale Reformen.

Eine grundlegende funktionale Reform des Parlamentes miisste auf Verfassungsstufe
ansetzen. Da die neue BV von 1999 die seit 1848 bestehenden umfassenden Aufga-
ben der Bundesversammlung als «oberste Gewalt» und die weitgehenden Rechte ih-
rer einzelnen Mitglieder prézisiert und damit gefestigt hat, konnte eine grundlegende
funktionale Reform wohl nur in die entgegengesetzte Richtung gehen, das heisst
diese Aufgaben und Rechte abbauen. Dazu besteht allerdings kein Anlass.

Die gesetzlichen Regelungen tiber die Organisation und das Verfahren der Bundes-
versammlung miissen im Lichte der grundlegenden verfassungsméssigen Aufgaben
der Bundesversammlung und der Rechte ihrer einzelnen Mitglieder getroffen wer-
den. Diesem Anspruch kann das geltende Geschiftsverkehrsgesetz (GVG), das von
seiner Systematik her weitgehend als reines Verfahrensgesetz konzipiert ist, nicht
gerecht werden. Diesem Anspruch wird aber auch eine Reformdiskussion nicht ge-
recht, die allein unter dem Gesichtspunkt der Effizienzsteigerung auf Verfahrensre-
formen abzielt. Namentlich darf die Reprdsentationsfunktion der Bundesversamm-
lung und ihrer einzelnen Mitglieder als eigentliche «raison d’étre» eines Parlamentes
nicht aus dem Auge verloren werden, auch wenn die Wahrnehmung dieser Repré-
sentationsaufgabe in einen gewissen Gegensatz zur Effizienz staatlichen Handelns
geraten kann. Die Mitglieder der Bundesversammlung haben die zentrale Aufgabe,
ihre Wihlerinnen und Wihler mit ihren vielfiltigen und unterschiedlichen Interessen
zu vertreten. Durch die 6ffentliche parlamentarische Auseinandersetzung und durch
die demokratische Entscheidfindung stellt das Parlament die Legitimitét staatlichen
Handelns her. Diese Legitimitit ist Voraussetzung fiir die Akzeptanz und damit fiir
die Effektivitit staatlichen Handelns. Wer sich vertreten fiihlt im Parlament, wer
sieht, dass dort seine Meinungen und Interessen artikuliert und 6ffentlich diskutiert
werden (insbesondere bei der Gesetzgebung und der Wahl von Magistratspersonen),
wer sieht, dass Verwaltung und Regierung kontrolliert werden und dass bei Miss-
standen eingegriffen wird, der kann den Staat als «seinen» Staat empfinden. Diese
Legitimitét staatlichen Handelns wird noch entscheidend verstéirkt durch das Refe-
rendumsrecht des Volkes, das wichtige Parlamentsentscheidungen sanktionieren
kann. Dabei ist zu bedenken, dass das Referendumsrecht auf den Parlamentsrechten
aufbaut: Was der Zustindigkeit des Parlamentes entzogen wird, dariiber kann auch
das Volk nicht mehr entscheiden.
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Die neue BV akzentuiert das individualistische Reprisentationsverstdndnis des
schweizerischen Parlamentarismus, indem sie neben dem Initiativrecht des einzelnen
Ratsmitglieds auch sein Antragsrecht garantiert. Anders als in anderen Parlamenten
kann ein einzelnes Ratsmitglied in der Bundesversammlung nicht nur im grésseren
Kollektiv einer Fraktion Wirkung entfalten, sondern sollte sich auch als individueller
Reprisentant seiner Wéhlerschaft im Rat einbringen kénnen. Auf Gesetzesstufe
muss sichergestellt werden, dass diese individuellen Initiativ- und Antragsrechte
nicht nur pro forma bestehen, sondern auch tatsdchlich wahrgenommen werden kon-
nen. In diesen Kontext gehort die neu im Parlamentsgesetz vorzunehmende Defi-
nition der Informationsrechte des einzelnen Ratsmitglieds. Reformbedarf besteht im
Bereich der Initiativ- und Motionsrechte. Insbesondere das Instrument der Motion
geniesst heute weder im Parlament selbst noch bei Bundesrat und Verwaltung den
Respekt, der ihm auf Grund seiner gesetzlichen Definition gebiihren wiirde. Die
Herausforderung an das neue Gesetz besteht darin, geeignete Verfahren zu finden,
die diese Rechte der einzelnen Ratsmitglieder wahren, ohne dass dadurch die Funk-
tionsfihigkeit des gesamten Parlamentes beeintriichtigt wird. Die Rechte des Parla-
mentes und seiner Mitglieder wiirden in Frage gestellt, wenn das Parlament als Fol-
ge unbefriedigender Verfahren nicht mehr fihig wire, zeit- und sachgerecht Ent-
scheide zu féllen. Ein chaotischer Parlamentsbetrieb wiirde das Vertrauen der Biirge-
rinnen und Biirger in die Institution Parlament schwichen. Wie historische Erfah-
rungen (z.B. das Ende der 4. Franzosischen Republik) zeigen, fordert eine solche
Situation antiparlamentarische, autoritér-exekutivstaatliche Tendenzen, die haufig
auch scheindemokratische plebiszitire Elemente enthalten. Die Forderung nach ei-
ner Volkswahl des Bundesrates weist in eine dhnliche Richtung.

Die Definitionen der einzelnen Zustindigkeiten der Bundesversammlung gemaéss
Artikel 164—-173 BV bediirfen zwar nur kleinerer Prizisierungen auf Gesetzesebene.
Voraussetzung fiir die tatsdchliche Wahrnehmung dieser verfassungsméssigen Zu-
stindigkeiten ist aber die Festlegung einer geeigneten Organisation des Parlamentes
und zweckmdssiger parlamentarischer Verfahren im Gesetz. Die Bedeutung des
neuen PG liegt wie beim bisherigen GVG vor allem in diesen Organisations- und
Verfahrensregelungen. In diesem Bereich kénnen mit dem neuen PG auch grundle-
gende Reformen vorgenommen werden.

Die Verfassung weist zwar der Bundesversammlung die Gesetzgebungsfunktion zu,
indem sie sie zustindig erklért fiir den Erlass aller «wichtigen rechtsetzenden Be-
stimmungen» (Art. 164 BV). Die Ausgestaltung des Gesetzgebungsverfahrens in der
Bundesversammlung ist aber Gegenstand des Gesetzes. Weil es sich hier seit 1848
um eine traditionelle Kernfunktion des Parlamentes handelt, ist das Verfahren be-
reits im bestehenden GVG umfassend geregelt. Dieses Verfahren hat sich in den
Grundziigen bewihrt; notwendig sind nur geringfiigige Prézisierungen. Auf Grund
der umfassenden Zustdndigkeit der BV fiir die Gesetzgebung statuiert das Parla-
mentsgesetz neu den im heutigen Recht nicht sichergestellten Zugrift auf Informa-
tionen tiber das vor- und nachparlamentarische Gesetzgebungsverfahren.

Keine wesentlichen Anderungen sind notwendig im Bereich der traditionellen Re-
gierungs- und Verwaltungsfunktionen des Parlaments, wie zum Beispiel bei der
Festsetzung des Voranschlags (Art. 167 BV). Reformbedarf besteht aber bei der
Ausiibung der jetzt explizit in der BV verankerten Zustdndigkeit der Bundesver-
sammlung zur Mitwirkung bei wichtigen Planungen (Art. 173 Abs. 1 Bst. g) und zur
Beteiligung an der Gestaltung der Aussenpolitik (Art. 166 BV). Das bis heute iibli-
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che Verfahren der blossen Kenntnisnahme von Berichten des Bundesrates gentigt
nicht mehr dem verfassungsmissigen Anspruch auf Mitwirkung; notig ist eine diffe-
renziertere und verbindlichere Mitwirkung in Form von Bundesbeschliissen.

Um die Funktion der Oberaufsicht (Art. 169) ausiiben zu konnen, braucht das Par-
lament neben einer zweckmaissigen Organisation insbesondere auch Rechte, um sich
tiber die Vorgéinge in Regierung und Verwaltung informieren zu kénnen. Gerade in
diesem Bereich hat sich das GVG seit den 1960er-Jahren bereits betriachtlich weiter-
entwickelt. Auf Grund der neuen BV miissen im Parlamentsgesetz drei grundsitzli-
che Neuerungen niher ausgefiihrt werden: die Kommissionen erhalten Anspruch auf
alle fiir ihre Aufgabenerfiillung notwendigen Informationen (Art. 153 Abs. 4 BV);
im Konfliktfall entscheidet letztinstanzlich der «Kontrolleur» und nicht der Kontrol-
lierte tiber den Umfang der Informationsrechte; den Delegationen der Aufsichts-
kommissionen diirfen keine Informationen mehr vorenthalten werden (Art. 169
Abs. 2).

Die neue BV iibertrigt der Bundesversammlung die Aufgabe, fiir die Uberpriifung
der Wirksamkeit der Massnahmen des Bundes zu sorgen (Art. 170 BV). Das neue
Parlamentsgesetz muss den Vollzug dieser Verfassungsbestimmung sicherstellen,
indem es geeignete organisatorische Vorkehrungen trifft und diese Aufgabe be-
stimmten Organen der Bundesversammlung zuweist.

Schliesslich kommt dem Parlament auch eine Wahlfunktion zu (Art. 168 BV), insbe-
sondere hat es die Regierung zu wihlen, aber z.B. auch Wahlen anderer Organe zu
bestétigen. Das entsprechende Verfahren ist bisher entweder nur auf Verordnungs-
ebene (Wahl des Bundesrates usw.) oder tiberhaupt nicht geregelt (Bestéitigung von
Wahlen). Der Gesetzesbegriff der neuen BV verlangt, dass derart wichtige Fragen
im Gesetz geregelt werden, damit sich allenfalls auch die Stimmbiirgerinnen und
Stimmbiirger dazu aussprechen konnen. Das neue Parlamentsgesetz bietet die Gele-
genheit zur Uberpriifung, ob sich namentlich das bisherige Verfahren der Wahl des
Bundesrates bewdhrt hat; eine Frage, welche die Kommission mehrheitlich bejaht.

Eine weitere zentrale Voraussetzung dafiir, dass die Bundesversammlung und ihre
Mitglieder ihre verfassungsmassigen Aufgaben erfiillen konnen, besteht in einer hin-
reichenden Infrastruktur. Einerseits stehen der Bundesversammlung und insbeson-
dere ihren Organen die Dienstleistungen der Parlamentsdienste und beigezogener
Dienststellen der Bundesverwaltung zur Verfiigung, was in den Grundziigen durch
das Parlamentsgesetz geregelt wird. Andererseits brauchen die einzelnen Ratsmit-
glieder hinreichende Entschidigungen und eine Infrastruktur, was aber nicht Gegen-
stand dieses Gesetzes ist. Die Kommission sieht hier grundlegenden Reformbedarf
und wird daher mit einer separaten Vorlage eine entsprechende Revision des Ent-
schadigungsgesetzes vorschlagen.

2.2 Grundziige der Gewaltenteilung

Wie werden die Aufgaben der Bundesversammlung abgegrenzt von den Aufgaben
der beiden anderen obersten Bundesbehorden? Auch diese Frage wird weitgehend
durch die neue BV beantwortet. Das Parlamentsgesetz muss die verfassungsmaéssi-
gen Grundsitze der Gewaltenteilung umsetzen und in diesem Sinne einige Prézisie-
rungen vornehmen.
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Die neue BV geht zwar wie die BV von 1848 und 1874 von einer weitgehenden
formellen Unabhingigkeit der Gewalten voneinander aus (strikte personelle Gewal-
tentrennung, feste Amtsdauer der Regierung ohne Abberufungsrecht des Parlamen-
tes und ohne Recht der Regierung zur Auflosung des Parlamentes). Anders als die
fritheren BV macht die neue BV aber deutlich, was in der Staatspraxis schon seit je-
her gang und gédbe war: dass ndmlich Bundesversammlung und Bundesrat zu enger
Kooperation aufgerufen sind. Eine klare Zuweisung der Zustindigkeiten und Ver-
antwortlichkeiten schliesst nicht aus, dass jede der beiden Gewalten auf den Zustdin-
digkeitsbereich der anderen Gewalt einwirkt. Formelle Entscheidungszustindigkei-
ten einerseits und Einflussnahmen andererseits miissen klar auseinander gehalten
werden. Seit jeher war und ist selbstverstandlich, dass der Bundesrat auf den Zu-
standigkeitsbereich der Bundesversammlung einwirkt und Einfluss nimmt, indem er
sein Initiativ- und Antragsrecht in der Bundesversammlung wahrnimmt und indem
seine Mitglieder auch personlich an den Verhandlungen der Ratsplena und Kommis-
sionen teilnehmen. Umgekehrt hat der Bundesrat aber immer wieder Versuche der
Einflussnahme des Parlamentes auf seinen Zustandigkeitsbereich mit dem Argument
zurlickgewiesen, damit wiirde der Grundsatz der Gewaltenteilung verletzt. Diese
Argumentation wird durch die neue BV hinfillig. Artikel 171 stellt klar, dass der
Bundesversammlung Instrumente zur Verfiigung stehen miissen, mit welchen sie auf
den Zustindigkeitsbereich des Bundesrates einwirken kann. Zudem geht die neue
BV davon aus, dass der Bundesrat in den Bereichen der Aussenpolitik (Art. 166 und
184) und der wichtigen Planungen (Art. 173 Abs. 1 Bst. g und Art. 180 Abs. 1, 2.
Satz) entgegen frither vertretenen Auffassungen nicht allein zustidndig ist, sondern
dass der Bundesversammlung hier Mitwirkungsrechte zustehen. Die Aufgabe des
neuen Parlamentsgesetzes besteht darin, diese Verfassungsbestimmungen umzuset-
zen, indem das Ausmass dieser Mitwirkungsrechte genauer definiert und die Verfah-
ren der Mitwirkung néher geregelt werden.

Die traditionelle Gewaltenteilungsdiskussion geht hidufig von einem statischen Ver-
sténdnis der Zustindigkeitsordnung aus; es wird argumentiert, eine bestimmte par-
lamentarische Forderung sei nicht zuldssig, weil die Regierung zustiandig sei. Diese
Argumentation verkennt, dass die Kompetenzordnung immer vercinderbar ist. Die
Forderung ist nicht unzulissig, nur bedarf ihre Umsetzung einer vorherigen Ande-
rung der Zustdndigkeitsordnung. Daftir hinwiederum ist in den allermeisten Féllen
der Gesetzgeber zustindig; ist er es nicht, so ist es der Verfassungsgeber. So oder so
hat die Bundesversammlung die Moglichkeit, unter Vorbehalt der Rechte von Volk
und Sténden eine Zustandigkeit an sich zu ziehen, und zwar auch in traditionellen
Dominen der so genannt «ausschliesslichen» Zusténdigkeit des Bundesrates.

Die Bundesversammlung wird sich allerdings im eigenen Interesse und im Interesse
der Funktionsfihigkeit des Staates als Ganzes auf die Behandlung der wesentlichen
Fragen beschrinken miissen. Was wesentlich ist, ldsst sich nicht nach abstrakten
rechtlichen Kriterien beurteilen, sondern dariiber entscheidet die Bundesversamm-
lung nach politischen Kriterien; eine zentrale Funktion bei der Selektion des Wichti-
gen kommt dabei den stindigen Kommissionen zu. Das neue Parlamentsgesetz weist
den Kommissionen umfassende Informations- und Konsultationsrechte zu, welche
die Befiirchtung aufkommen lassen konnten, dass die Kommissionen Gefahr laufen,
durch nicht mehr verarbeitbare Informationsfluten und durch Konsultationen zu
technischen Detailfragen lahmgelegt zu werden und damit zugleich auch die Ver-
waltung tiberméssig zu beanspruchen. Demgegeniiber kann darauf vertraut werden,
dass das politische Interesse der Kommissionsmitglieder in Verbindung mit ihren
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beschrinkten zeitlichen Ressourcen von selbst dafiir sorgen wird, dass die Kommis-
sionen von diesen Rechten nur dann im Sinne von «Zugrechten» Gebrauch machen,
wenn es eben um politisch bedeutsame Fragen geht.

Die Grundsitze der Gewaltenteilung spielen nicht nur im Verhiltnis von Bundesver-
sammlung und Bundesrat eine zentrale Rolle. Das Parlamentsgesetz wird neu auch
der Stellung des Bundesgerichts als selbststindiger dritter Gewalt Rechnung tragen.
Zu regeln sind die direkte Vertretung der Anliegen des Bundesgerichts in der Bun-
desversammlung und das spezifische Ausmass der parlamentarischen Oberaufsicht
tiber das Bundesgericht. Dabei ist die Unabhéngigkeit der Rechtsprechung des Bun-
desgerichtes zu wahren.

2.3 Die Systematik des neuen Gesetzes

Das GVG von 1962 ist als reines Verfahrensrecht konzipiert worden, das den Ver-
kehr zwischen den Riten und zwischen der Bundesversammlung und dem Bundesrat
regelt. Wihrend seiner bald 40-jahrigen Geltungsdauer wurde es durch iiber 30 Teil-
revisionen mit weiteren parlamentarischen Regelungsinhalten angereichert, insbe-
sondere den Bestimmungen iiber die Oberaufsicht. Heute kann das GVG deshalb
kaum mehr als reines Verfahrensgesetz bezeichnet werden. Die Systematik war den
vielen Teilrevisionen nicht gewachsen, so dass das GVG uniibersichtlich und unles-
bar geworden ist. Die Nummerierung musste teilweise umsténdlich angepasst wer-
den (vgl. Art. 47°"b GVG) und gewisse Artikel umfassen bis neun Absitze (vgl.
Art. 27 GVG). Auch wurden verschiedene Bestimmungen mehrmals revidiert, spater
wieder gestrichen oder in einem anderen Artikel integriert. Gewisse Inhalte des
GVG konnen folglich nicht mehr ohne Auslegung und Analogieschliisse verstanden
werden. Die Totalrevision bietet nun Gelegenheit, die Systematik des Gesetzes neu
zu tiberdenken und die Inhalte neu zu ordnen.

Bedeutend fiir die Erarbeitung einer neuen Systematik ist die Bestimmung des Ge-
genstandes des Gesetzes. Entsprechend der Entwicklung des GVG zielt das neue
Parlamentsgesetz darauf ab, all diejenigen Inhalte zu regeln, die einen direkten Zu-
sammenhang mit dem Parlament, seinen Mitgliedern und seinen Organen haben
(vgl. Ziff. 1.1). Der Inhalt des geltenden GVG wurde dazu mit Bestimmungen aus
anderen Gesetzen ergénzt, so beispielsweise den Bestimmungen iiber die Immunitét
und die Sessionsteilnahmegarantie oder iiber die Unvereinbarkeiten des parlamenta-
rischen Mandats mit anderen Amtern. Der neue Gesetzesbegriff auf Verfassungs-
ebene fiihrt zudem dazu, dass verschiedene Bestimmungen der Ratsreglemente auf
Gesetzesstufe gehoben werden miissen: So beispielsweise das Abstimmungsverfah-
ren in den Réten und das Wahlverfahren in den Bundesrat und das Bundesgericht,
die zu den Grundlagen des Verfahrens der Bundesversammlung zdhlen (Art. 164
Abs. 1 Bst. g BV); oder aber das Verfahren iiber die Behandlung von Petitionen,
weil dieses die Rechte und Pflichten der Biirgerinnen und Biirger tangiert (Art. 164
Abs. 1 Bst. ¢ BV).

Aufbauend auf diesem Inhalt des Parlamentsgesetzes liegt dem Entwurf eine syste-
matische Ordnung zu Grunde, die von zwei Grundgedanken geprigt ist: Zum einen
soll die Systematik durch die Trennung von Aufgaben, Organisation und Arbeits-
weise der Bundesversammlung die Beziehung zwischen den einzelnen Bestimmun-
gen verstdndlicher machen. Zum anderen soll die Systematik gentigend Raum bie-
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(9]
verfiigen dazu zusitzlich tber das Mittel, ihre Delegationen mit der Priifung der In-
formationen zu beauftragen (Art. 152 Abs. 5).

Die Kompetenz der Ratsprésidien ist neu. Unter den Begriff «Ratsprasidiumy» fallt
nach Artikel 34 das Dreiergremium jedes Rates, das sich aus der Ratsprasidentin
oder dem Ratsprisidenten sowie den beiden Vizeprisidentinnen oder -présidenten
zusammensetzt (vgl. auch Art. 152 BV). Das Ratsprisidium ist als Kollektivorgan
das geeignete Gremium zur Schlichtung solcher Konfliktfille. Es strahlt nicht nur
gegeniiber den Ratsmitgliedern, sondern auch gegeniiber dem Bundesrat eine gewis-
se Uberparteilichkeit und Autoritit aus. Um diese Kompetenz sinnvoll wahrnehmen
zu kénnen, muss es in die strittigen Unterlagen Einsicht nehmen kénnen.

2.4.14 Stellungnahmen der Aufsichtskommissonen
zum Entwurf

Die Geschiftspriifungskommissionen (GPK) und die Finanzkommissionen (FK)
heissen in ihren Mitberichten den Entwurf und die Verbesserungen zum geltenden
Recht, insbesondere die Aufwertung der Aufsichtsdelegationen, gut. Die GPK be-
griisst zudem, dass ihre Kompetenz, die eigenen Informationsrechte selbststindig
durchsetzen zu konnen, konsequent ausgestaltet ist. Nur so koénne Oberaufsicht
wirksam wahrgenommen werden. Artikel 152 Absatz 5 gewihrleiste dabei, dass
Geheimhaltungsinteressen nicht leichthin tibergangen werden kénnen, und die GPK
werde somit angehalten sein, ihre Informationsrechte auf geeignete Weise durchzu-
setzen. Die Regelung ldsst durch ihre offene Formulierung geniigend Raum offen,
sodass der Geheimnisschutz dem Einzelfall angepasst werden kann.

2.4.2 Grundsatz- und Planungsbeschliisse (insb. fiir
die Legislasturplanung und in der Aussenpolitik)

2.4.2.1 Ausgangslage

Die Bundesversammlung spielt eine zentrale Rolle bei der Rechtsetzung, indem sie
die Gesetze erldsst und Volk und Stianden Verfassungsinderungen unterbreitet. In
ausgewdhlten Fillen obliegt ihr auch die Rechtsanwendung, indem Verfassung oder
Gesetz ihr die Kompetenz zum Erlass wichtiger Einzelakte zuweisen kénnen. Staats-
leitende Politikgestaltung besteht aber nicht nur aus Rechtsetzung und Rechtsan-
wendung. Rechtsetzung und Rechtsanwendung sind das Resultat eines Meinungs-
bildungs- und Entscheidungsprozesses. Dieser Prozess wird gesteuert durch Wei-
chenstellungen, Grundsatzbeschliisse und Vorentscheidungen, die zwar keine
Rechtssitze darstellen, aber dennoch von erheblicher politischer Bedeutung sind, in-
dem sie das spitere Resultat des Prozesses massgeblich vorbestimmen. In gewissen
Politikbereichen, insbesondere in der Aussenpolitik, spielt Rechtsetzung ohnehin nur
eine untergeordnete Rolle. Die Politikgestaltung erfolgt hier weitgehend durch
(mehr oder minder explizite) Konzepte und Grundsatzbeschliisse ohne Rechtssatz-
charakter.

Die verfassungsrechtliche Stellung der Bundesversammlung als oberstes Représen-
tationsorgan von Volk und Stéinden verlangt, dass sie an dieser staatsleitenden Poli-
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tikgestaltung beteiligt ist. Die neue Bundesverfassung trigt dieser Forderung an ver-
schiedenen Stellen Rechnung:

Artikel 166 Absatz 1

Die Bundesversammlung beteiligt sich an der Gestaltung der Aussenpolitik (...).
Artikel 171 1. Satz

Die Bundesversammlung kann dem Bundesrat Auftrige erteilen.

Artikel 173 Absatz 1 Buchstabe g

Sie (die Bundesversammlung) wirkt bei den wichtigen Planungen der Staatstitigkeit

mit.

Die alte Bundesverfassung enthielt keine analogen Bestimmungen. Die drei neuen
Bestimmungen bringen aber keine materielle Neuerung, sondern haben nur die seit
1848 bestehende Verfassungswirklichkeit transparent gemacht. Welches [Instru-
mentarium steht der Bundesversammlung nach geltendem Recht zur Verfiigung, um
diese Aufgaben wahrzunehmen?

a.
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Parlamentarische Vorstisse

In Ausfithrung von Artikel 171 BV kann die Bundesversammlung mit par-
lamentarischen Vorstossen die Erreichung bestimmter Ziele verlangen und
damit Vorentscheidungen und Grundsatzbeschliisse herbeifiihren. Es handelt
sich dabei um Initiativinstrumente der Bundesversammlung bzw. ihrer Or-
gane und Mitglieder, die vorwiegend dazu dienen, Verfahren zu einzelnen
Themen auszuldsen (vgl. dazu im weiteren Ziff. 2.4.3).

Konsultationen parlamentarischer Kommissionen

Die Beteiligung der Bundesversammlung «an der Gestaltung der Aussenpo-
litik» zeigt sich insbesondere darin, dass der Bundesrat durch Artikel 47™°a
GVG verpflichtet ist, die fiir die Aussenpolitik zustindigen Kommissionen
zu den «Richt- und Leitlinien» fur Verhandlungsmandate zu konsultieren
(vgl. dazu im Weiteren Ziff. 3, Erlduterungen zu Art. 151).

Kenntnisnahme von Berichten des Bundesrates

Die Mitwirkung der Bundesversammlung «bei den wichtigen Planungen der
Staatstitigkeit» und teilweise auch die Beteiligung «an der Gestaltung der
Aussenpolitik» zeigt sich darin, dass der Bundesrat der Bundesversammlung
Berichte tber Gesamtplanungen der Bundespolitik oder Konzepte und Pla-
nungen zu einzelnen Themenbereichen (z.B. zur Aussenpolitik) zur Kenntnis-
nahme unterbreitet. Einzelne Berichte sind durch das Gesetz vorgesehen, so
die Berichte iiber die Legislaturplanung (Art. 45°* GVG), iiber den Finanz-
plan der Legislaturperiode sowie iiber den jéhrlichen Finanzplan (Art. 23 Fi-
nanzhaushaltgesetz). Gemiss Artikel 10 des Bundesgesetzes iiber aussen-
wirtschaftliche Massnahmen berichtet der Bundesrat der Bundesversamm-
lung «einmal jahrlich tiber wichtige Fragen der Aussenwirtschaftspolitik».
Weitere Berichte unterbreitet der Bundesrat der Bundesversammlung aus
freiem Ermessen oder auf Grund eines iiberwiesenen Postulates, siche z.B.
den Bericht iiber die Aussenpolitik der Schweiz in den 90er-Jahren vom
29. November 1993 (BBI 71994 1 153), den Bericht iiber die Sicherheitspoli-
tik der Schweiz vom 7. Juni 1999 (BBI1 7999 7657) und den Aussenpoliti-
schen Bericht 2000 vom 15. November 2000 (BBI 2001 261). «Kenntnis-
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nahme» bedeutet lediglich, dass sich der Rat mit dem Bericht befasst hat. In
der Praxis heisst dies in der Regel, dass eine Aussprache im Rat stattgefun-
den hat. Das Parlament kann den Bericht zum Anlass nehmen, parlamentari-
sche Vorstosse zu iiberweisen, oder es kann den Bericht oder Teile dessel-
ben zuriickweisen und Anderungen verlangen.

Einfache Bundesbeschliisse

Auch die Form des einfachen Bundesbeschlusses steht der Bundesver-
sammlung fir Grundsatzbeschliisse zur Verfugung. Mit Bundesbeschluss
vom 3. Juni 1987 iiber die Totalrevision der Bundesverfassung hat sie den
Bundesrat beauftragt, ihr einen Verfassungsentwurf zu unterbreiten und ihm
dafiir inhaltliche Richtlinien vorgegeben (BBl 7987 II 963). Mit seiner Bot-
schaft vom 27. Januar 1999 zur Volksinitiative «Ja zu Europa» hat der Bun-
desrat der Bundesversammlung den Entwurf zu einem indirekten Gegenent-
wurf zu dieser Volksinitiative in der Form eines einfachen Bundesbeschlus-
ses unterbreitet (BBl 7999 3830). Dieser Entwurf sah vor, dass das Ziel und
die Grundsitze des Verfahrens der schweizerischen Integrationspolitik fest-
gehalten werden. Die Rechtswirkung dieser einfachen Bundesbeschliisse
unterscheidet sich nicht von der Rechtswirkung einer Motion. In seinem Be-
richt iber die Totalrevision der Bundesverfassung vom 6. November 1985
hielt der Bundesrat fest: «Ob die Bundesversammlung auch den neuen Auf-
trag in die Form der Motion kleidet oder ob sie dafiir den einfachen Bundes-
beschluss wihlt, ist rechtlich belanglos» (BBI 7985 III 113). Dasselbe gilt
fiir den Entwurf des «Bundesbeschlusses iiber Beitrittsverhandlungen der
Schweiz mit der europdischen Uniony. In seiner Begriindung behielt sich der
Bundesrat ausdriicklich die «Wahrung seiner verfassungsrechtlichen Regie-
rungsverantwortungy vor (BBl 7999 3838). Dieser einfache Bundesbe-
schluss hitte nicht eine rechtliche zwingende, sondern letztlich nur eine po-
litische Verpflichtung mit sich gebrachtS: «Dem Bundesrat liegt daran, da-
rauf hinzuweisen, dass das Ergebnis der parlamentarischen Beratung tiber
den einfachen Bundesbeschluss ein zentrales Beurteilungselement darstellt
fiir die Frage, ob die innenpolitischen Voraussetzungen fiir die Aufnahme
von Beitrittsverhandlungen gegeben sind. Er ist der festen Ansicht, dass er
dann iiber Reaktivierung des schweizerischen Beitrittsgesuchs entscheiden
und anschliessend mit der EU Erfolg versprechend verhandeln kann, wenn
eine Mehrheit der eidgendssischen Rite die bundesritliche Integrationspoli-
tik mittragty (BBl 1999 3837). Der Unterschied zwischen Motion und einfa-
chem Bundesbeschluss liegt nicht in der Rechtswirkung, sondern im Verfah-
ren. Das Parlament kann im normalen Verfahren der Beratung von Erlass-
entwiirfen Anderungen vornehmen. Das qualifiziertere Verfahren der Bera-
tung des Entwurfes fiir einen einfachen Bundesbeschluss verschafft dem Re-
sultat eine hohere politische Verbindlichkeit. Zudem erlaubt dieses Verfah-
ren im Gegensatz zum Verfahren der Motion, dass der Bundesrat von sich

Dieser einfache Bundesbeschluss hat allerdings in anderer Beziehung eine unmittelbare
Rechtsfolge: als indirekter Gegenentwurf zur Volksinitiative bewirkt er eine
Verlingerung der Behandlungsfrist der Volksinitiative gemiss Art. 27 Abs. 5 GVG.
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aus einen Entwurf vorlegen und sich auf diese Weise eine erhohte demokra-
tische Legitimation seiner Politik verschaffen kann®.

Die Mingel und der Reformbedarf im Bereich der parlamentarischen Vorstdsse und
der Konsultationen durch parlamentarische Kommissionen werden weiter unten dar-
gelegt (Ziff. 2.4.3 und 3).

Folgende Mdngel des Verfahrens der Kenntnisnahme wichtiger Planungen und Kon-
zepte des Bundesrates konnen festgestellt werden:

Die blosse Kenntnisnahme verbleibt in jeder Hinsicht — rechtlich und poli-
tisch — unverbindlich. Die entsprechenden Beratungen dienen allein der Ar-
tikulation einzelner Ratsmitglieder und damit dem Meinungsaustausch. Es
ist daher schwierig, aus diesen Beratungen einigermassen zuverlédssige
Riickschliisse zu ziehen, ob durch den Bundesrat vorgelegte Ziele und Kon-
zepte tatsdchlich von einer Mehrheit getragen werden oder nicht. Der Stel-
lenwert dieser Ziele und Konzepte wird daher durch die Beratung nicht ver-
bessert. Haufig werden denn auch derartige Beratungen als unnétiger Zeit-
verlust empfunden.

Eine differenzierte parlamentarische Stellungnahme zu einzelnen vorge-
schlagenen Zielen im Rahmen umfassenderer Planungen und Konzepte ist
zwar moglich, das Verfahren ist aber unbefriedigend. Im Verfahren der Be-
handlung der Legislaturplanung ist zwar vorgesehen, dass die Bundesver-
sammlung mit Richtlinienmotionen (Art. 45" Abs. 2 GVG) andere Akzente
setzen kann. Die Auswahl dieser Motionen erfolgt aber weniger auf Grund
einer gesamthaften Priifung der Planung als auf Grund recht zufilliger Prife-
renzen, die in den vorberatenden Kommissionen gedussert werden. Zu ande-
ren Berichten kénnen Riickweisungsantrige gestellt werden, verbunden mit
dem Auftrag, den Bericht in diesem oder jenem Sinn zu iiberarbeiten. Bei
der Beratung des aussenpolitischen Berichtes im Nationalrat am 7. Mérz
1994 wurden z.B. vier sich thematisch iiberschneidende Riickweisungsan-
trage gestellt (Amtl. Bull. N 7994 174). Eine einigermassen iibersichtliche
Beratung und Beschlussfassung iiber die einzelnen Anliegen war da nicht
moglich.

Als Folge des zunehmenden Unbehagens iiber die Form der Kenntnisnahme
wurde mit der Anderung des GVG vom 23. Juni 1995 ein neuer Artikel 44%*
eingefiihrt. Danach kann jeder Rat «ausdriicklich beschliessen, von einem
Bericht in zustimmendem oder ablehnendem Sinne Kenntnis zu nehmeny.
Eine differenzierte Stellungnahme ist damit nach wie vor nicht méglich. Zu-

Ein weiteres Beispiel stellt der Entwurf des Bundesrates fiir einen Bundesbeschluss tiber

die Kenntnisnahme des Konzeptes BAHN 2000 dar. In der Botschaft fiihrte der Bundesrat

aus: «Angesichts der Bedeutung des Konzeptes BAHN 2000 fiir die Gestaltung des
offentlichen Verkehrs und der Verkehrspolitik tiberhaupt, erachten wir es als angezeigt,
dass das Parlament sich nicht damit begniigt, den Bericht zu diskutieren und einen bloss
formlosen Beschluss fasst. Seine Stellungnahme sollte in einem formellen Erlass zum
Ausdruck kommen. Dazu kommt einzig die Form des einfachen Bundesbeschlusses in
Frage» (BB11986 1262). Die Bundesversammlung hat dann den Inhalt dieses einfachen
Bundesbeschlusses in den allgemeinverbindlichen Bundesbeschluss eingebaut, mit dem
sie tiber den Bau der neuen Linien Beschluss fasste (BBI 1987 146). Dieser dem
Referendum unterstellte Bundesbeschluss ist also einerseits in seinem Art. 1 ein Grund-
satzbeschluss (siche dazu Ziff. 2.4.2.3), andererseits in seinem Art. 2 ein Einzelakt, wie
ihn die neue BV in Art. 173 Abs. 1 Bst. h nun ausdriicklich vorsieht.
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dem stellt sich nun die Frage, welches die Wirkung der «Kenntnisnahme im
zustimmenden Sinny ist. Eine zwingende rechtliche Verbindlichkeit entsteht
nicht — so wenig wie bei allen anderen Formen der Beschlussfassung im Be-
reich der staatsleitenden Politikgestaltung. Hingegen entsteht anders als bei
der blossen Kenntnisnahme eine politische Verbindlichkeit?. Problematisch
dabei ist, dass das Parlament eine globale Sanktionierung der im Bericht
dargelegten Vorhaben des Bundesrates vornimmt, obwohl es sich zu den
einzelnen Vorhaben gar nicht ausgesprochen hat. Es bleibt unklar, ob bloss
eine positive politische Gesamtwiirdigung vorgenommen wurde oder ob
wirklich die Gesamtheit der einzelnen Vorhaben positiv beurteilt wird. Bun-
desrat und Verwaltung werden bei der spiteren Realisierung eher von der
letzteren Annahme ausgehen und sich darauf berufen, das Parlament habe ja
den Bericht «genehmigty.

()

Allerdings wird auch bei der blossen Kenntnisnahme in der Offentlichkeit haufig der

unzutreffende Eindruck vermittelt, das Parlament habe den Bericht «angenommen» oder

«genehmigty.
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10.054

Die Behorden unter dem Druck der Finanzkrise und der
Herausgabe von UBS-Kundendaten an die USA

Bericht der Geschiftspriifungskommissionen des Nationalrates
und des Stiinderates

vom 30. Mai 2010

2010-1414 3099

)

Bericht
1 Einfiihrung
1.1 Ausgangslage

Als die Geschiftspriifungskommission des Nationalrates und die Geschéftsprifungs-
kommission des Stinderates (GPK) am 18. Mérz 2009 den Handlungsbedarf fiir die
parlamentarische Oberaufsicht im Bereich der Finanzmarktkrise errterten, waren
die Auswirkungen der Finanzkrise in der Schweiz nach wie vor schwerwiegend und
die weitere Entwicklung nur schwer vorhersehbar. Insbesondere zwei Ereignisse
standen damals im Zentrum der 6ffentlichen Diskussion:

Knapp fiinf Monate zuvor musste die Eidgenossenschaft die UBS durch die Uber-
nahme einer Wandelanleihe von iiber sechs Milliarden Franken rekapitalisieren, um
einen Zusammenbruch der UBS und dessen schwerwiegende Folgen fiir den
Finanzplatz Schweiz wie auch fiir die schweizerische Volkswirtschaft zu verhindern.
Gleichzeitig errichtete die Schweizerische Nationalbank (SNB) eine Zweck-
gesellschaft (StabFund) fiir die Verwertung illiquider UBS-Aktiven im maximalen
Umfang von 60 Milliarden US-Dollar und iibernahm mit dem StabFund von der
UBS das Risiko fiir diese Papiere.102 Im Mirz 2009 war noch nicht absehbar, ob und
in welchem Ausmass diese Risiken den 6ffentlichen Finanzhaushalt und die Erfolgs-
rechnung der SNB belasten wiirden.

Die Rettung einer privatrechtlichen Unternehmung durch den Staat, welche auf-
grund ihrer Grosse nicht einfach sich selbst tiberlassen werden konnte, stellte in
verschiedener Hinsicht in der schweizerischen Geschichte ein ausserordentliches
Ereignis dar und wirft bis heute in der Offentlichkeit sowie in der Politik vielfiltige
und grundsitzliche Fragen auf: Wie konnte es tiberhaupt soweit kommen? Warum
hat das Risikomanagementmodell der UBS versagt? Hitte die Bankenaufsicht nicht
frithzeitiger intervenieren miissen und so das Debakel verhindern konnen? Nahmen
die Geschiftsleitung und der Verwaltungsrat der UBS ihre Verantwortung wahr?
War es richtig, dass sich der schweizerische Staat derart fiir die UBS engagierte?

Das zweite wichtige Ereignis, das auch die Diskussion in den GPK prigen sollte, trat
am 18. Februar 2009 ein. An diesem Tag gab die schweizerische Bankenaufsichts-
behorde FINMA bekannt, dass sie gestiitzt auf Artikel 25 und 26 des Bankengeset-
zes im Interesse der Stabilitdt sowohl des schweizerischen als auch des globalen
Finanzsystems gegeniiber der UBS Schutzmassnahmen verfiigt habe. Diese Verfii-
gung sah vor, dass die UBS dem amerikanischen Justizministerium (Department of
Justice, DOJ) und allenfalls weiteren mit der Verfolgung von Steuerstraftatbestéin-
den befassten amerikanischen Behorden Daten von Kunden, bei denen gemiss der
Bank Verdacht auf Steuerbetrug nach schweizerischem Recht bestand, sofort tiber
die FINMA an die amerikanischen Behorden herauszugeben habe. Dieses Vorgehen
diente dem Zweck, eine Anklageerhebung gegen die UBS in den USA und ihre als
schwerwiegend beurteilten Folgen fiir die Finanzmarktstabilitit abzuwehren.!03
Diesem Entscheid der FINMA war ein monatelanges Seilziechen um Informations-
begehren dreier amerikanischer Behérden gegeniiber der UBS vorangegangen, in

102" Vg]. Medienmitteilungen der SNB vom 16.10.2008 und 26.11.2008.
103 Vgl. Medienmitteilung der FINMA vom 18.2.2009.
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dem nebst der UBS und den amerikanischen Behorden auch die FINMA, der Bun-
desrat, das Eidgendssische Finanzdepartement (EFD), das Eidgendssische Departe-
ment fiir auswirtige Angelegenheiten (EDA) und das Eidgendssische Justiz- und
Polizeidepartement (EJPD) involviert waren. Durch diesen Entscheid wurden auch
ein bei der Eidgendssischen Steuerverwaltung (ESTV) hingiges Amtshilfegesuch
des Department of the Treasury, Internal Revenue Service (IRS) vom 16. Juli 2008
sowie die damit zusammenhidngenden Beschwerden an das Bundesverwaltungs-
gericht (BVGer) gegenstandslos.

Pressestimmen in den Tagen nach der Verfiigung der FINMA illustrieren anschau-
lich, welche Fragen nach der Datenherausgabe 6ffentlich diskutiert wurden: «Kapi-
tulation im Steuerstreit»!04, «Bankgeheimnis wird ausser Kraft gesetzt»105, «Politi-
scher Kniefall der Schweiz»106, «Rechtsstaat oder Bananenrepublik» 107, «Bundesrat
kapituliert vor den USA»108, «UBS unter Druck: Wie die USA die Schweiz erpress-
ten»199, «Zu spét: UBS-Akten schon in den USA — Dramatisches Eingreifen des
Bundesverwaltungsgerichtes»!10, «In 10 Tagen wire Urteil erfolgt»!ll, «FINMA
wollte, dass Merz handelt»!12, «Déclaration de guerre au secret bancaire»!13, «La
Suisse léve le secret bancairen!!4, «La Suisse est couchée, les Américains la piéti-
nent»!15, «Comment UBS a voulu berner le fisc américainy!16, «Le secret bancaire
vacille»!17, um nur einige Schlagzeilen der Schweizer Presse zu nennen.

Der Entscheid der FINMA verhinderte zwar eine unmittelbare Anklageerhebung der
USA gegen die UBS. Der Druck auf die Schweiz und die UBS, den amerikanischen
Behorden weitere Kundendaten zu tibergeben, stieg jedoch auch nach diesem Zeit-
punkt weiter an. Parallel zum wachsenden Druck aus den USA wurden auch Forde-
rungen der EU und der OECD laut, und das schweizerische Bankgeheimnis geriet
auf breiter Front unter Druck. Der Bundesrat beschloss in der Folge am 13. Mérz
2009, dass die Schweiz den OECD-Standard bei der Amtshilfe in Steuersachen
gemiss Artikel 26 des OECD-Musterabkommens {ibernechmen werde und zog den
entsprechenden Vorbehalt zum OECD-Musterabkommen zuriick. Am 18. Juni 2009
paraphierten die Schweiz und die USA in Washington ein revidiertes Doppelbesteu-
erungsabkommen (DBA). Vorgéngig hatten sich die beiden Lénder auf technischer
Ebene auf die Ausweitung der Amtshilfe in Steuerfragen nach Artikel 26 des
OECD-Musterabkommens geeinigt.

Die Geschehnisse rund um die finanziellen Schwierigkeiten der UBS im Oktober
2008 wie auch um die Informationsbegehren der amerikanischen Behorden gegen-
iber der UBS bzw. ihre moglichen Konsequenzen weisen verschiedene Gemein-
samkeiten auf: Beide Konstellationen waren fiir den Finanzplatz Schweiz und fiir die

104 Neue Ziircher Zeitung vom 19.2.2009.
105 Tages-Anzeiger vom 19.2.2009.

106 Berner Zeitung vom 20.2.2009.

107" Der Bund vom 20.2.2009.

108 Mittellandzeitung vom 20.2.2009.

109 Dito.

110 NZZ am Sonntag vom 22.2.2009.

11 Basler Zeitung vom 21.2.2009.

112 Sonntags-Blick vom 22.2.2009.

113 La Tribune de Genéve vom 19.2.2009.
114 Le Temps vom 19.2.2009.

115 24 heures vom 19.2.2009.

116 24 heures vom 23.2.2009.

17 Le Matin vom 19.2.2009.
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schweizerische Volkswirtschaft von grosser Bedeutung; sie involvierten beide die
Bundesbehorden und warfen dadurch Fragen zu den Grenzen des staatlichen Han-
delns auf, und in beiden Fillen war die UBS sowohl ein Hauptakteur als auch ein
Hauptobjekt.

Vor diesem Hintergrund stellten die GPK einen klaren Handlungsbedarf seitens der
parlamentarischen Oberaufsicht fest. Sie beschlossen zur Durchfithrung der Inspek-
tion die Einsetzung einer gemeinsamen Arbeitsgruppe, die paritdtisch aus Mitglie-
dern der GPK-N und der GPK-S zusammengesetzt wurde und Vertreter aller Frak-
tionen aufweist.

1.2 Gesetzlicher Auftrag und Untersuchungsgegenstand

Die GPK nehmen im Auftrag der eidgendssischen Réte die Oberaufsicht {iber die
Geschiftsfithrung des Bundesrats und der Bundesverwaltung, der Eidgendssischen
Gerichte sowie anderer Triger von Aufgaben des Bundes wahr. Diese Zustindigkeit
ist in Artikel 169 der Bundesverfassung (BV)''® sowie in den Artikeln 26 und 52 des
Parlamentsgesetzes (ParlG)'"® festgelegt. Die GPK besitzen zur Wahrnehmung ihrer
Aufgabe weitgehende Informationsrechte (Art. 153 ff. ParlG). Gemiss Artikel 52
Absatz 2 ParlG legen sie den Schwerpunkt ihrer Priiftatigkeit auf die Kriterien der
Rechtmissigkeit, Zweckmassigkeit und Wirksamkeit.

Entsprechend ihrem gesetzlichen Auftrag konnten die GPK im Rahmen der vor-
liegenden Inspektion nicht allen bedeutsamen Fragestellungen im Zusammenhang
mit den geschilderten Ereignissen nachgehen. Sie hatten sich vielmehr auf die
wesentlichen Fragen im Kompetenzbereich der parlamentarischen Oberaufsicht zu
beschrinken. Nach diesem Kriterium blieben einzelne Fragen, die von der Politik
und der o6ffentlichen Meinung als ebenfalls bedeutsam oder klarungsbediirftig erach-
tet worden waren, unbehandelt, da sie sich ausserhalb des eigentlichen Untersu-
chungsgegenstandes bewegten.

Die GPK gliederten den Untersuchungsgegenstand in zwei Teile und definierten ihn
wie folgt: Im ersten Teil wird das Verhalten der schweizerischen Behorden bei der
Bekampfung der Finanzkrise untersucht. Im zweiten Teil wird das Behorden-
verhalten im Zusammenhang mit den Ereignissen, die letztlich zur Herausgabe von
Kundendaten der UBS an die amerikanischen Behorden im Februar 2009 fiihrten,
vertieft analysiert.

Im Vordergrund dieser Untersuchung steht die Beurteilung der Zweckmassigkeit
und der Wirksamkeit des behordlichen Handelns. Obwohl sich im Rahmen der
untersuchten Sachverhalte auch Fragen der Rechtmissigkeit stellen, liegt deren
Beantwortung, wie nachfolgend erldutert, nicht bei den GPK, sondern bei den
Gerichten. Soweit sich aus dem Untersuchungsgegenstand rechtliche Fragen erge-
ben, deren Berurteilung in die Zusténdigkeit der GPK fallen, wird darauf im Bericht
eingegangen.

Der Untersuchungsgegenstand beider Teile wird zu Beginn des jeweiligen Berichts-
teils ndher erldutert.

118 Bundesverfassung (BV; SR 101).
119 Bundesgesetz vom 13.12.2002 iiber die Bundesversammlung (Parlamentsgesetz;
SR 171.10).
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1.3 Schranken der Untersuchung

Aufgrund der gesetzlichen Vorgaben musste sich die Untersuchung der GPK auf das
Verhalten der Bundesbehdrden konzentrieren. Das Verhalten der UBS oder der
amerikanischen Behorden ist nicht Teil des Untersuchungsgegenstands der GPK; es
wurde nur soweit einbezogen, wie es notwendig war, um das Verhalten der schwei-
zerischen Behorden beurteilen zu kénnen.

Die Beachtung des Gewaltenteilungsprinzips setzte den GPK ebenfalls Grenzen. So
steht es den GPK nicht zu, Rechtsfragen zu beurteilen, die einer richterlichen Uber-
priifung unterliegen oder iiber welche ein Gericht schon entschieden hat. Auf den
konkreten Sachverhalt bezogen bedeutet dies insbesondere, dass die GPK nicht
befugt sind, sich zu einer allfilligen Verletzung des Bankgeheimnisses zu dussern
oder den Entscheid des BVGer vom 5. Mirz 2009 zur Zuléssigkeit der Amtshilfe!20
inhaltlich zu beurteilen. Daran &ndert auch der Umstand nichts, dass beziiglich
letzterer Frage noch kein rechtskréftiger Entscheid vorliegt. Es versteht sich im
Ubrigen von selbst, dass die GPK in dieser Untersuchung nicht an die Stelle der
Strafverfolgungsbehorden treten kénnen.

Das im Herbst 2008 vom Bundesrat und von der SNB erarbeitete Massnahmenpaket
des Bundes zur Stirkung des Finanzsystems wurde durch die Bundesversammlung
und ihre zustindigen Organe bereits eingehend erdrtert und fand eine Mehrheit im
Parlament. Soweit in diesem Zusammenhang Sachverhalte durch andere zustindige
parlamentarische Organe oder durch das Parlament selbst abschliessend behandelt
wurden, werden sie im Rahmen dieser Untersuchung nicht mehr gesondert tiber-
priift. Die diesbeziiglichen Beschliisse sind fiir die GPK verbindlich.

Schliesslich ist zu erwihnen, dass sich die GPK bei der Uberpriifung und der Beur-
teilung von komplexen Fachentscheiden, die beispielsweise ein spezifisches
Finanzmarktwissen voraussetzen, nicht an die Stelle der untersuchten Behorden
setzen, sondern die massgeblichen Entscheide aus der Warte der parlamentarischen
Oberaufsicht wiirdigen. Das gilt namentlich fiir die von der Eidgendssischen Ban-
kenkommission (EBK) im Jahr 2008 durchgefiihrte Untersuchung zum grenziiber-
schreitenden Geschift der UBS mit den USA, bei der es nicht darum ging, diese neu
aufzurollen. Vielmehr war es Aufgabe der parlamentarischen Oberaufsicht, das
durch die EBK damit verfolgte Ziel, die dafiir eingesetzten Mittel, den Zeitpunkt
ihrer Einleitung usw. im damaligen Kontext zu beurteilen.

14 Zweck der Untersuchung

Die durch die GPK ausgeiibte Oberaufsichtstéitigkeit dient nicht vorab der person-
lichen Schuldzuweisung an Behordenvertreter, sondern bezweckt in erster Linie,
Lehren fiir die zukiinftige Geschéftsfiihrung der Bundesbehorden ziehen zu konnen.
Der Fokus der vorliegenden Untersuchung liegt somit vorwiegend auf der Feststel-
lung und Analyse von systemrelevanten Méangeln und Schwachstellen, insbesondere
im Bereich der Fritherkennung von Krisen und der Wahrnehmung der Fiihrungsver-
antwortung.

120 Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVGer) A-7342/2008 und A-7426/2008
vom 5.3.2009.
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1.5 Vorgehen der GPK

1.5.1 Untersuchungszeitraum und Berichtsstruktur

Der Zeitraum des ersten Teils der Untersuchung, der sich mit der Fritherkennung
und der Bewiltigung der Finanzkrise durch die schweizerischen Behorden beschéf-
tigt, beginnt im Frithjahr 2007, als die Finanzmarktkrise international erkennbar
wurde, und endet im Oktober 2008 mit dem Massnahmenpaket des Bundes zur
Rettung der UBS.

Der Fokus des zweiten Teils der Untersuchung liegt auf der Zeitspanne von Ende
2007, als die EBK durch die amerikanische Bérsenaufsicht (US-Securities and
Exchange Commission; nachfolgend SEC) in Sachen Informationsbegehren der USA
gegeniiber der UBS kontaktiert wurde, bis zum 18. Februar 2009, als die FINMA die
Herausgabe von Kundendaten der UBS an die amerikanischen Behorden verfiigte.

Selbstverstandlich werden in beiden Untersuchungsteilen relevante Ereignisse vor
und nach dem jeweiligen Untersuchungszeitraum miteinbezogen, sofern und soweit
sie dem besseren Verstindnis der Sachverhalte dienen.

Der Bericht gliedert sich in vier Teile: Nach der allgemeinen Einfithrung des ersten
Kapitels widmet sich das zweite Kapitel dem ersten und das dritte Kapitel dem
zweiten Untersuchungsteil. Im vierten Kapitel ziehen die GPK einige Schlussfolge-
rungen im Hinblick auf die Erwartungen an die UBS.

1.5.2 Methodisches Vorgehen

Die GPK beauftragten eine gemeinsame Arbeitsgruppe mit der Durchfithrung der
Inspektion. Diese setzte sich aus folgenden Mitgliedern der GPK-N zusammen:
Pierre-Francois Veillon (Prisident), André Daguet, Corina Eichenberger, Thérese
Frosch, Brigitta M. Gadient und Ruedi Lustenberger. Seitens der GPK-S nahmen
folgende Mitglieder in die Arbeitsgruppe Einsitz: Hans Hess (Vize-Président),
Konrad Graber, Claude Héche, Alex Kuprecht, Helen Leumann und Anne Seydoux.

Die GPK stiitzen ihre nachfolgenden Ausfiihrungen auf Informationen aus den
verschiedensten Quellen: In 30 Sitzungen der Arbeitsgruppe beider GPK wurden
60 Anhorungen mit Vertretern aller betroffenen Behdrden wie auch mit externen
Experten durchgefiihrt. Alle Bundesratsmitglieder, die im Untersuchungszeitraum
im Amt waren, wurden — teilweise mehrfach — angehort.12! Ebenfalls angehort
wurden ehemalige und aktuelle Vertreter der UBS.122

Im Weiteren zogen die GPK eine Vielzahl von Unterlagen der involvierten Behor-
den beil23 und stiitzten sich auf 6ffentliche und nicht 6ffentlich zugéngliche Berichte
dieser Stellen ab. Beigezogen wurden zudem die Protokolle der Finanzkommissio-
nen und der Kommissionen fiir Wirtschaft und Abgaben. Wertvolle Erkenntnisse

121 Dies geschah teilweise auch im Rahmen der Behandlung anderer Geschifte
mit Vertretern des Bundesrats (z. B. bei der Behandlung des Geschéftsberichts 2008
durch die GPK).

122 Die Liste aller angehorten Personen findet sich in Anhang 6.

123 Dabei handelt es sich um E-Mails, Informationsnotizen, handschriftliche Notizen usw.
Ein grosser Teil davon ist vertraulich und somit nicht 6ffentlich zugénglich.
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liessen sich auch aus den Ausfilhrungen des Prisidenten der Finanzdelegation
gewinnen. Die GPK danken diesen Organen fiir ihre Unterstiitzung.

Im ersten Untersuchungsteil wurde ein Teilbereich an zwei externe Experten verge-
ben, die zuhanden der Parlamentarischen Verwaltungskontrolle (PVK)!24 einen
Bericht erstellten, dessen Resultate in den vorliegenden Bericht einflossen. Die PVK
unterstiitzte gemeinsam mit dem Sekretariat GPK/GPDel die Arbeiten der mit der
Untersuchung beauftragten Arbeitsgruppe beider GPK.

Im Rahmen dieser Untersuchung wurde die Geschiftspriifungsdelegation (GPDel)
aufgrund ihrer besonderen Informationsrechte durch die GPK beauftragt, die rele-
vanten Dokumente, die der Orientierung und der Entscheidfindung des Bundesrats
in diesem Dossier dienten, einzusehen. Das Ergebnis dieser Einsicht ist in den
vorliegenden Bericht eingeflossen.

Der Bericht beider GPK stiitzt sich auf die Arbeiten der mit der Untersuchung beauf-
tragten Arbeitsgruppe. Er wurde am 30. Mai 2010 von beiden GPK verabschiedet.

153 Ausiibung der Informationsrechte

Der Bundesrat widersetzte sich in der zweiten Hilfte des Jahres 2009 entgegen der
gesetzlich verankerten Informationsrechte der parlamentarischen Aufsichtskommis-
sionen mehreren Informationsbegehren der GPK.

Dies band unnétigerweise Ressourcen der GPK und ihres Sekretariats und fiihrte zu
einer Verzogerung der Untersuchung von mehreren Monaten. Anfang 2010 und
wohl unter dem zunehmenden politischen Druck zur Einsetzung einer Parlamentari-
schen Untersuchungskommission (PUK) erklédrte sich der Bundesrat schliesslich
bereit, die gewiinschten Informationen den GPK zugénglich zu machen, so dass ab
diesem Zeitpunkt keine Probleme mehr bei der Ausiibung der Informationsrechte
der GPK bestanden.!25

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die GPK im Rahmen dieser
Untersuchung Zugang zu allen von ihr gewiinschten Unterlagen erhielten.

154 Weitere schwierige Rahmenbedingungen
der Untersuchung

Eine weitere Schwierigkeit der Untersuchung lag darin, dass — obwohl die Fiih-
rungsdossiers des EFD wie auch des EJPD (Stellvertretung des Vorstehers des EFD
durch die Vorsteherin des EJPD) beziiglich beider Teile der Untersuchung eingeholt
wurden und der Vorsteher des EFD der Arbeitsgruppe seine persoénlichen Ordner zur
Verfiigung stellte — die GPK von keiner der involvierten Stellen ein vollstdndiges

124" Die PVK besteht aus einem Team von wissenschaftlichen Evaluatoren, welche vorwie-
gend im Auftrag beider GPK Evaluationen durchfiihren. Sie ist dem Sekretariat GPK
administrativ unterstellt.

125 Um in Zukunft solche Verzégerungen von Untersuchungen der parlamentarischen Ober-
aufsicht zu vermeiden, haben die GPK beschlossen, die Informationsrechte im Parla-
mentsgesetz beziiglich der Unterlagen des Bundesrats zu konkretisieren. Zu diesem
Zweck reichte die GPK-S am 26.2.2010 eine parlamentarische Initiative ein
(Pa. Iv. 10.404; Prézisierung der Informationsrechte der Aufsichtskommissionen).
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Dossier mit allen relevanten Dokumenten erhielt. Die Fiihrungsdossiers waren
unvollstdndig. Einzelne Behorden wie die FINMA konnten auf ihrer Stufe alle
relevanten Dokumente liefern, doch hatten sie ausschliesslich Dokumente aus ihrem
jeweiligen Zusténdigkeitsbereich. Dies fiihrte dazu, dass die GPK die erhaltenen
Dokumente erfassen, strukturieren und aufgrund eigener Recherchen und weiterer
Editionsbegehren vervollstindigen mussten.

Die Sachverhaltsfeststellung durch die GPK beziglich der Einschidtzungen und
Handlungen der schweizerischen Behorden wurde teilweise dadurch erschwert, dass
Beratungen beispielsweise des Bundesrats oder der verwaltungsinternen Arbeits-
gruppe, die sich mit der Problematik des grenziiberschreitenden Geschifts der UBS
mit Privatkunden in den USA befasste, nicht systematisch schriftlich festgehalten
wurden.

Innerhalb des Untersuchungszeitraums verzichtete der Gesamtbundesrat wahrend
einer Phase von mehreren Monaten bei den hier untersuchten Sachverhalten bewusst
auf das sonst tibliche Protokoll seiner Sitzungen, wobei die Bundeskanzlei (BK)
entgegen den Anweisungen des damaligen Bundesprisidenten dennoch Notizen
erstellte. Diese Notizen mit dem Titel «Stichwortartige Aufzeichnungen zu den
Verhandlungen zum Thema UBS» wurden dem Bundesrat am 19. Februar 2009 von
der BK zugestellt. Die GPDel konnte im Rahmen dieser Untersuchung Einsicht in
diese Chronologie nehmen.

Bei den Sitzungen der internen Arbeitsgruppe wurden in der Regel keine Protokolle
in irgendeiner Form gefiihrt. Solche Informationsliicken sind im Nachhinein sehr
schwierig zu fiillen, auch von den direkt involvierten Personen.

Diese erschwerenden Rahmenbedingungen der Untersuchung der GPK sind sowohl
fir die parlamentarische Oberaufsicht wie auch fiir ein optimales Funktionieren von
Regierung und Verwaltung von grundsitzlicher Bedeutung und werden deshalb
weiter hinten durch die GPK materiell gewiirdigt.

(69
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01.080

Botschaft
zur Staatsleitungsreform

vom 19. Dezember 2001

Sehr geehrte Frau Prisidentin,
sehr geehrter Herr Président,
sehr geehrte Damen und Herren,

wir unterbreiten Thnen zusammen mit der vorliegenden Botschaft die Entwiirfe zu
einem Bundesbeschluss iiber die Staatsleitungsreform, zu einem Bundesgesetz tiber
die Reform der Regierungsorganisation sowie zu einer Anderung der Verordnung
der Bundesversammlung iiber Besoldung und berufliche Vorsorge der Magistrats-
personen mit Antrag auf Zustimmung.

Wir beantragen Ihnen die Abschreibung folgender parlamentarischer Vorstosse:

1991 M 90.435  Regierungsreform
(N 24.1.91, Freisinnig-Demokratische Fraktion; S 18.6.91)

1991 M 90.401  Bundesrat. Verstirkung der politischen Fithrung
(N 24.1.91, Kiihne; S 18.6.91)

1995 P 94.3448 Erhohung der Zahl der Bundesrite (N 5.10.95, Schmid Peter)

1996 P 96.3252 Bundesrat. Verstirkung der politischen Fithrung
(N 19.9.96, Kiihne)

1996 P 96.3269 Regierungsreform in der Totalrevision der Bundesverfassung
(N 19.9.96, Grendelmeier)

1998 M 97.3029 Stellung und Kompetenz des Bundesprisidenten
(N 20.6.97, Bonny; S 16.3.98)

1998 P 973188 Regierungsreform bis Ende 1998
(N'20.6.97 Staatspolitische Kommission NR 96.422;
S 16.3.98)

2000 P 00.3189 Staatsleitungsreform
(N 20.6.00, Spezialkommission NR 00.016).

Wir versichern Sie, sehr geehrte Frau Présidentin, sehr geehrter Herr Prisident, sehr
geehrte Damen und Herren, unserer vorziiglichen Hochachtung.

19. Dezember 2001 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Der Bundesprésident: Moritz Leuenberger
Die Bundeskanzlerin: Annemarie Huber-Hotz

2001-2473 2095

)
1.2 Griinde fiir die Staatsleitungsreform
1.2.1 Regieren unter schwierigeren Rahmenbedingungen

Nach 1945 haben die an die Regierung gestellten Anforderungen zugenommen.
Seither hat der Bund in ungeféhr dreissig Bereichen neue Kompetenzen erhalten,
so insbesondere auf den Gebieten des Transports, der Raumordnung, des Um-
weltschutzes, der Landwirtschaft, der Forschung, des Konsumentenschutzes, der
Kommunikation, der Energie, der Reproduktionstechniken und der Genmanipula-
tion. Daneben wurden durch Verfassungsrevisionen bereits bestehende Kompeten-
zen erweitert, wie zum Beispiel in den Bereichen der Wirtschaft oder der sozialen
Sicherheit. Diese Entwicklung flihrte trotz Reorganisationen, Ausgaben- und Perso-
nalplafonierungen zwangsldufig zu einem Ausbau der Bundesverwaltung. Es wur-
den neue Verwaltungseinheiten gebildet und das Verwaltungspersonal aufgestockt.
Die Zahl der Regierungsmitglieder blieb demgegentiber seit Mitte des 19. Jahrhun-
derts unverindert. Dadurch wird die Tendenz zur Departementalisierung stirker und
es besteht eine gewisse Gefahr, dass die Sicht auf das Ganze erschwert wird, so dass
die iibergeordnete politische Fithrung an Durchschlagskraft verlieren konnte.
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1.2.2 Steigende Anforderungen beziiglich Information
und Kommunikation

Das zunehmende, manchmal auch kritische Interesse der Biirgerinnen und Biirger
sowie der Medien gegeniiber der Regierungstitigkeit erhoht die Anforderungen an
die Regierung im Informations- und Kommunikationsbereich. Die teilweise bereits
in Angriff genommene, teilweise erst geplante Einfithrung neuer elektonischer In-
strumente bei den Volksrechten, in der Regierung und in der Verwaltung (E-Demo-
kratie, E-Voting, E-Government, Guichet virtuel) tragt einerseits zur Erleichterung
der Kommunikation zwischen Regierung und Bevolkerung bei, fiihrt aber auch zu
einer zeitlich stark ins Gewicht fallenden numerischen Vervielfachung der Kontakte.
Das Gewicht der Medien in der Offentlichkeit ist grosser geworden. Die Regie-
rungsmitglieder miissen verstirkt in die mediale Arena steigen, um iiber die staatli-
chen Massnahmen zu debattieren und den Regierungsstandpunkt zu vertreten. Diese
Uberzeugungsarbeit verlangt personliche Prisenz und beansprucht viel Zeit.

Von grosster Bedeutung ist aber auch der in den letzten Jahren stark ausgebaute und
verfeinerte Dialog mit den Kantonen. Mit dem «Fdderalistischen Dialog» wurde fiir
die Gespriache zwischen dem Bundesrat und den Kantonsregierungen ein institutio-
nelles Geféss geschaffen, das der zweckméssigen Planung und Umsetzung von Bun-
desmassnahmen unter Einbezug der Wiinsche und Interessen der Kantone dient.
Gleiches bezweckt die Mitwirkung des Bundes im Rahmen kantonaler Direktoren-
konferenzen, wo zum Teil auch die Gemeinden einbezogen werden. Mit der Tripar-
titen Agglomerationskonferenz kam schliesslich ein weiteres Instrument fiir die Zu-
sammenarbeit und den Austausch auf allen drei Ebenen unseres Staates hinzu. In all
diesen Fillen wird die Regierung in zeitlicher und persénlicher Hinsicht mehr bean-
sprucht.

Zunehmend wichtiger wird auch, wie die Ereignisse im Zusammenhang mit der
Swissair gezeigt haben, die Kommunikation zwischen Regierung und Wirtschaft.
Diese intensive Kommunikation setzt auch die notwendige zeitliche Verfiigbarkeit
voraus.

1.2.3 Aufwendigere politische Konsensfindung

Die vor allem in jingerer Zeit zu beobachtenden Polarisierungstendenzen in der
Schweizer Politik bedeuten fiir die Regierung einen Zusatzaufwand. Schon in den
Vernehmlassungsverfahren divergieren die Meinungen stirker als frither, und diese
Kontroversen setzen sich auch wihrend den parlamentarischen Beratungen fort.
Volksinitiative und Referendum werden héufiger als frither ergriffen. Die Suche der
Regierung nach einem Konsens bendtigt deshalb zum Teil relativ viel Zeit. Die
langwierigere und kompliziertere Erarbeitung der Entscheidgrundlagen, die Zunah-
me der Dossiers, deren aufwendigere Betreuung in der parlamentarischen Phase
(Kommissionen und Réte) und nicht zuletzt der legitime Wunsch des Parlaments, in
bestimmte Regierungstitigkeiten einbezogen zu werden (z.B. Aussenpolitik, Pla-
nung), bringen den siebenkdpfigen Bundesrat an Kapazititsgrenzen. Es wird
schwieriger, im Entscheidfindungsprozess die iibergeordnete Gesamtsicht zu bewah-
ren. Die sektorielle Unterstiitzung der Bundesritinnen und Bundesrite durch die
Delegierten Ministerinnen und Delegierten Minister schafft mehr Freirdume, die es
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dem Bundesrat erleichtern, iibergeordneten Gesichtspunkten ausreichend Rechnung
zu tragen.

1.2.4 Prospektive Staatsleitung und Fithrung
in besonderen Lagen

Der Bundesrat und jedes seiner Mitglieder sollten sich in erster Linie den zentralen
Regierungsaufgaben widmen konnen. Die dem Bundesrat obliegende iibergeordnete
Staatsleitung erfordert zum einen das rechtzeitige Erkennen gesellschaftsrelevanter
Entwicklungen. Zum andern muss eine effiziente Fithrung in Situationen, die beson-
ders heikle Fragen aufwerfen, nicht voraussehbar sind oder sehr rasche Entscheide
verlangen, sichergestellt werden. Solche «besonderen Lageny, die iiber das Nor-
malmass hinausgehen, jedoch noch keinen eigentlichen Staatsnotstand begriinden,
haben mit der Uberwindung des Kalten Krieges und der fortschreitenden Globalisie-
rung in den letzten Jahren tendenziell zugenommen?, wie Beispiele aus der jiingeren
und jiingsten Vergangenheit (nachrichtenlose Vermogen, Swissair) zeigen. Gerade
weil die Haufigkeit solcher besonderer Lagen zunimmt, ist es wichtig, das normale
Funktionieren der Regierung zu optimieren.

Im Unterschied zu prisidialen oder von Premierministerinnen oder Premierministern
gefiihrten Regierungssystemen ist ein Kollegialsystem von Natur aus langsamer,
weil sein integratives Konzept darauf beruht, dass sich die Mehrheit der Regie-
rungsmitglieder von der Notwendigkeit iiberzeugen lésst, gewisse Massnahmen zu
ergreifen. Der anspruchsvollere Entscheidfindungsprozess in der Kollegialregierung
setzt jedoch voraus, dass die Mitglieder des Bundesrates die erforderliche Zeit fiir
prospektive politische Lagebeurteilungen, vertiefte Problemanalysen und die Be-
wiltigung besonderer Situationen finden. Fehlt den Regierungsmitgliedern diese
Zeit, so beeintréchtigt dies nicht nur die Effizienz der Staatsfithrung, sondern auch
die Integrationsleistung des Kollegialsystems. Stattdessen konnte die Tendenz zur
Departementalisierung gestirkt werden und die Gefahr wichst, dass die politisch
nicht legitimierte Verwaltung eine immer bedeutendere Steuerungsfunktion iiber-
nimmt. Die Ubertragung einzelner Aufgabenbereiche an Mitglieder des zweiten Re-
gierungskreises kann dazu beitragen, den Bundesratsmitgliedern mehr Zeit zur Ent-
wicklung tibergeordneter politischer Zielsetzungen im Sinne einer der Gesamtschau
verpflichteten Staatsfithrung zu verschaffen.

2 Vgl. dazu den Bericht des Bundesrates an die Bundesversammlung iiber die
Sicherheitspolitik der Schweiz vom 7. Juni 1999 (SIPOL B 2000), BBI 1999 7657 ff.,
insbesondere 7720 f. Im Bericht wird unterschieden zwischen der «normalen Lage»
(Situation, in der die ordentlichen Verwaltungsablaufe zur Bewiltigung der anstehenden
Probleme ausreichen), der «besonderen Lage» (Situation, in der die iiblichen
Verfahrensabldufe nicht mehr gentigen, sondern wo es typischerweise eine Konzentration
der Mittel und eine Verfahrensstraffung braucht) sowie der «ausserordentlichen Lage»
(schwerste Krisen oder Naturkatastrophen, die das gesamte Land in Mitleidenschaft
ziechen), BB1 1999 7720 und 7728.
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1.2.5 Starke Zunahme der Aktivititen
auf internationalem Niveau

Seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs wirken internationale Aktivititen zunehmend
in die innerstaatliche Ebene hinein. Seit der definitiven Uberwindung des Kalten
Krieges Ende der Achtzigerjahre des vorigen Jahrhunderts hat sich diese Tendenz
nochmals stark beschleunigt. Die Interdependenz zwischen Staaten, Organisationen
und nichtstaatlichen Akteuren ist in den letzten Jahrzehnten weltweit und vor allem
in Europa massiv gewachsen. Die urspriinglich vor allem wirtschaftlich geprigte
EWG hat sich im Rahmen der EU zu einem breite Rechts- und Politikbereiche erfas-
senden Zusammenschluss mit supranationalen Teilstrukturen entwickelt, dem mit
Ausnahme von Liechtenstein samtliche Nachbarstaaten der Schweiz angehren. Die
UNO umfasst inzwischen 189 Mitgliedstaaten. In ihren zahlreichen Sonder- und
Spezialorganisationen, in denen die Schweiz ausnahmslos vertreten ist, werden
wichtige Beschliisse und Rechtstexte verabschiedet, die sich innerstaatlich auswir-
ken: Nur beispielhaft erwdhnt seien die Minimalstandards im Arbeitsrecht (Interna-
tionale Arbeitsorganisation [ILO]), Kindesschutzmassnahmen (Weltkinderhilfswerk
[UNICEF)), die Gleichstellung der Frau (Aktionsplattform der Weltfrauenkonferenz
von Peking 1995), Kulturgiiterschutz (Organisation fiir Erziehung, Wissenschaft
und Kultur [UNESCOY]), Erndghrung (Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation
[FAO]), Gesundheit (Weltgesundheitsorganisation [WHO]), Fliichtlinge (Hoch-
kommissariat fiir Fliichtlinge [UNHCR]), internationales Recht (Internationale
Rechtskommission [ILC]), internationale Strafgerichtsbarkeit (Aufbau eines inter-
nationalen Strafgerichtshofs [ICC]), internationales Handelsrecht (Kommission fiir
internationales Handelsrecht [UNCITRAL]), Wéhrungs- und Wirtschaftspolitik
(Internationaler Wéhrungsfonds [IMF]), internationale Finanzhilfe (Weltbank
[WB]). Die Schweiz wirkt aber auch im Rahmen anderer multilateraler Vereinba-
rungen aktiv mit, so z.B. in der Welthandelsorganisation [WTO] mit ihren Ver-
tragswerken iiber den Warenhandel (GATT), die Dienstleistungen (GATS) und das
geistiges Eigentum (TRIPS), in den Bereichen des internationalen Umweltschutzes
(Klimarahmenkonvention von Rio, Kyoto-Protokoll) und der friedlichen Nutzung
der Kernenergie (Internationale Atomenergieagentur [IAEA]), aber auch bei der re-
gionalen Friedenssicherung (Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu-
ropa [OSZE]) und bei der Weiterentwicklung des Kriegsvolkerrechts (als Depositar-
staat der Genfer Konventionen von 1949 und der Zusatzprotokolle von 1977).

Als kleiner Binnenstaat mit einer jahrhundertealten demokratischen Tradition und
starker Abhdngigkeit vom Aussenhandel® kann, soll und darf sich die Schweiz
diesen Entwicklungen nicht verschliessen. Die Staatsfiihrung hat den zunehmenden
internationalen Verflechtungen Rechnung zu tragen. Notwendig ist eine kontinuier-
liche Priasenz der schweizerischen Regierung auf der internationalen Ebene. Ange-
sichts seiner zahlreichen anderen, ebenfalls mit Prisenzerfordernissen verbundenen
Regierungsfunktionen stosst das Bundesratskollegium hier an gewisse Disponibili-
titsgrenzen. Wihrend in der Zeit vor dem Zweiten Weltkrieg Aussenkontakte noch
iiberwiegend vom damaligen Politischen Departement (heute: EDA) und allenfalls
vom Bundesprisidium wahrgenommen wurden, sind nun alle Departemente invol-
viert. Fiir Ressorts, die von einer Departementsvorsteherin oder einem Departe-

3 Fiir das Jahr 2000 betrugen die Zahlen in Prozent des Bruttoinlandproduktes (BIP)
35,5% beim Export, 36,6% beim Import (Zahlen gemiss Oberzolldirektion).
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mentsvorsteher betreut werden, sind im Ausland bis zu vier verschiedene Ministe-
rinnen oder Minister zustdndig (so etwa in Deutschland fiir den Bereich des Eidg.
Departements des Innern). Aufgabenbereiche wie etwa die Justiz oder die Bildung
und Forschung sind in den Nachbarstaaten der Schweiz seit langem schon eigene
Ministerien. Internationale Organisationen und Konferenzen werden immer héufiger
auf der Ebene der Fachministerinnen und Fachminister abgehalten. Dies gilt auch
fiir die EU: Der aus den jeweiligen nationalen Fachministerinnen und Fachministern
gebildete Ministerrat, der Rechtsvorschriften erlassen und politische Ziele setzen
kann, tagt gegenwirtig zu mehr als 25 verschiedenen Sachbereichen in stets verin-
derter Zusammensetzung. In Anbetracht der mit den bilateralen Vertrdgen enger
werdenden Zusammenarbeit mit der EU werden intensivere Kontakte auf politischer
Ebene sowohl mit der EU-Kommission als auch mit den einzelnen Mitgliedstaten
gefiihrt werden miissen.

Internationale Kontakte finden hdufig auf Ministerebene statt. Auf dieser Ebene
muss die Vertreterin oder der Vertreter eines Staates Verhandlungen fithren und
unter Vorbehalt der innerstaatlichen Zustimmungserfordernisse Verpflichtungen
eingehen konnen. Deshalb ist die Anwesenheit von Regierungsmitgliedern erforder-
lich. Gegenwirtig sind nur die Bundesratsmitglieder und, in einem gewissen Masse,
die Staatssekretire in der Lage, unser Land zu vertreten. Moglicherweise liessen sich
damit die internationalen Beziehungen auch weiterhin bewéltigen. Als Kleinstaat ist
die Schweiz jedoch in besonderem Masse auf ein funktionierendes internationales
Rechts- und Kooperationssystem angewiesen. Fiir die Schweiz wird es kiinftig be-
sonders wichtig sein, ihre spezifischen Anliegen gegeniiber dem Ausland gezielt
einzubringen und in gewissen Bereichen sogar die Themenfiihrerschaft anzustreben.
Fiir unser Land stellt sich deshalb die Frage, ob die heutigen Kapazititen auf der
Regierungsebene kiinftig noch ausreichen werden, die eigenen, demokratisch und
rechtsstaatlich gepragten Ansichten auf der internationalen Ebene vorausschauend
zu thematisieren, beharrlich zu vertreten und erfolgreich durchzusetzen. Die Zu-
nahme der Kontakte im internationalen Bereich legt es nahe, die Moglichkeit zu
schaffen, dass der Bundesrat gewisse Vertretungs- und Reprisentationsaufgaben an-
deren Personen mit Regierungsstatus anvertrauen kann.

(9]
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zu 10.404

Parlamentarische Initiative
Prizisierung der Informationsrechte
der Aufsichtskommissionen

Bericht vom 3. Dezember 2010 der Geschiiftspriifungskommission
des Stiinderates

Stellungnahme des Bundesrates

vom 2. Februar 2011

Sehr geehrter Herr Stinderatsprésident
Sehr geehrte Damen und Herren

Zum Bericht vom 3. Dezember 2010 der Geschiftspriifungskommission des Sténde-
rates nehmen wir nach Artikel 112 Absatz 3 des Parlamentsgesetzes (ParlG) nach-
folgend Stellung.

Wir versichern Sie, sehr geehrter Herr Sténderatsprisident, sehr geehrte Damen und
Herren, unserer vorziiglichen Hochachtung.

2. Februar 2011 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprisidentin: Micheline Calmy-Rey
Die Bundeskanzlerin: Corina Casanova

2011-0061 1839

Stellungnahme

1 Ausgangslage

Die Bundesverfassung (BV)! sieht vor, dass das Parlament die Oberaufsicht iiber
den Bundesrat und die Bundesverwaltung, die eidgendssischen Gerichte und die
anderen Triger von Aufgaben des Bundes ausiibt (Art. 169 Abs. 1 BV). Die Ober-
aufsicht ist ein wesentliches Element der Gewaltenteilung. Das Parlament nimmt im
Rahmen der Oberaufsicht eine politische Bewertung der staatlichen Aufgabenerfiil-
lung vor und gibt Empfehlungen fiir kiinftiges Handeln ab oder initiiert Gesetzesan-
derungen. Die parlamentarische Oberaufsicht veranlasst die kontrollierten Organe,
die Grinde ihres Verhaltens offenzulegen, durchschaubar und verstindlich zu
machen, die Ergebnisse beziehungsweise das Fehlen von Ergebnissen zu rechtferti-
gen und dafiir Verantwortung zu iibernechmen. Das Parlament kann jedoch nicht
anstelle der zu beaufsichtigenden Organe handeln oder deren Entscheide aufheben.
Damit das Parlament seinen Aufgaben gegeniiber Bundesrat und Bundesverwaltung
nachkommen kann, stellt die BV der parlamentarischen Oberaufsicht Informations-
rechte zur Verfiigung. Den vom Gesetz vorgesehenen besonderen Delegationen von
Aufsichtskommissionen koénnen keine Geheimhaltungspflichten entgegengehalten
werden (Art. 169 Abs. 2 BV). Artikel 153 Absatz 4 BV hilt zudem fest, dass den
parlamentarischen Kommissionen zur Erflillung ihrer Aufgaben Auskunftsrechte,
Einsichtsrechte und Untersuchungsbefugnisse zustehen. Deren Umfang soll durch
das Gesetz geregelt werden.

Im Parlamentsgesetz vom 13. Dezember 20022 (ParlG) sind deshalb die Infor-
mationsrechte der Parlamentarierinnen und Parlamentarier (Art. 7 ParlG), der Legis-
lativkommissionen (Art. 150 ParlG), der Aufsichtskommissionen (Geschiftsprii-
fungs- und Finanzkommissionen; Art. 153 ParlG) und der Delegationen der
Aufsichtskommissionen (Geschiftspriifungs- und Finanzdelegation; Art. 154 ParlG)
sowie der Parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK; Art. 166 ParlG) in
einem Kaskadensystem geregelt. Dabei wird der Umfang der Informationsrechte
aufsteigend grosser. Die Delegationen inklusive PUK, die im Bereich der Oberauf-
sicht Spezialaufgaben wahrnehmen, verfiigen tiber die umfassendsten Informations-
rechte; wie in der BV vorgesehen, haben sie Anspruch auf alle Informationen.

In den vergangenen Jahren sind bei der Ausiibung der parlamentarischen Informa-
tionsrechte durch die Aufsichtskommissionen Meinungsverschiedenheiten zwischen
den Geschiftspriifungskommissionen (GPK) beider Rite und dem Bundesrat tiber
die Auslegung von Artikel 153 Absatz 4 ParlG aufgetreten. Fiir den Bundesrat
umfassen «Unterlagen, die der unmittelbaren Entscheidfindung des Bundesrates
dienen» auch die Antrége, weshalb fiir Letztere kein Anspruch auf Herausgabe
besteht. Die GPK vertreten demgegeniiber die Ansicht, dass der Vorbehalt in Arti-
kel 153 Absatz 4 ParlG lediglich das Kollegialprinzip schiitzen sollte und somit nur
die Mitberichte der anderen Departemente, nicht aber die Antridge an den Bundesrat
inklusive Beilagen umfassen sollte. An ihrer gemeinsamen Sitzung vom 22. Januar
2010 kamen die GPK beider Réte daher zum Schluss, eine parlamentarische Initia-
tive in die Wege zu leiten. Am 26. Februar 2010 verabschiedete die Geschéftsprii-
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fungskommission des Stdnderates (GPK-S) den Initiativtext einstimmig. Die
Geschiftspriifungskommission des Nationalrates (GPK-N) stimmte der Initiative am
30. Mérz 2010 und damit der Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfs einstimmig zu.
Am 3. Dezember 2010 hat die GPK-S den Entwurf zur Anderung des ParlG verab-
schiedet. Mit Schreiben vom 3. Dezember 2010 unterbreitet die GPK-S dem Bun-
desrat den Entwurf zur Stellungnahme.

2 Stellungnahme des Bundesrates

2.1 Allgemeines

Damit der Bundesrat seine von der BV vorgegebenen Aufgaben wahrnehmen kann,
ist es wichtig, dass gewisse Informationen geheim gehalten werden kénnen und nur
einem kleinen Kreis zugénglich gemacht werden. Dies betrifft zum einen Informa-
tionen, die im Interesse des Staatsschutzes oder der Nachrichtendienste nicht 6ffent-
lich gemacht werden. Zum anderen ist es fiir die Meinungsbildung im Kollegium
von zentraler Bedeutung, dass grundsitzlich kein Anspruch des Parlaments auf
Informationen zum Mitberichtsverfahren des Bundesrates besteht. Die Vertraulich-
keit im Bundesrat ist Voraussetzung fiir eine freie und kollegiale Beratung. Andern-
falls besteht die Gefahr, dass das Kollegialprinzip ausgehohlt wird.

Der Bundesrat weist den Vorwurf zuriick, er habe sich bei der Handhabung von
Artikel 153 Absatz 4 ParlG gesetzeswidrig verhalten. Die Befugnis der Aufsichts-
kommissionen, tber die Austibung ihrer Informationsrechte endgiiltig zu entschei-
den, betrifft nur die Bereiche, fiir die ihnen das Parlamentsgesetz Informationsrechte
einrdumt. Artikel 153 Absatz 4 zweiter Satz ParlG schrinkt diesen Bereich ein und
hilt fest, dass die Aufsichtskommissionen keinen Anspruch auf Unterlagen haben,
die der unmittelbaren Entscheidfindung des Bundesratskollegiums dienen oder die
im Interesse des Staatsschutzes oder der Nachrichtendienste geheim zu halten sind.
Der Bundesrat hélt im Lichte des in der Verfassung verankerten Kollegialprinzips
weiterhin an seiner Auslegung von Artikel 153 Absatz 4 zweiter Satz ParlG fest,
wonach mit dieser Bestimmung samtliche Unterlagen des Mitberichtsverfahrens,
mithin auch die Antréige an den Bundesrat und deren Beilagen, gemeint sind. Die
Aufsichtskommissionen haben somit nach geltendem Recht keinen gesetzlichen
Anspruch auf Einsichtnahme in die Antridge, da diese zu den Unterlagen gehdoren,
die der unmittelbaren Entscheidfindung des Bundesrates dienen.

Es hat sich jedoch in der Praxis eingebiirgert, dass der Bundesrat den Aufsichts-
kommissionen einzelfallweise auch Einsicht sowohl in die Antrige wie auch in die
Mitberichte gewihrt.

Angesichts der strittigen Punkte bei der Auslegung der Informationsrechte sowie im
Lichte der Praxis ist der Bundesrat im Grundsatz mit der Anpassung der Informa-
tionsrechte der Ratsmitglieder, der Legislativkommissionen sowie der Aufsichts-
kommissionen und ihrer Delegationen einverstanden. Er beantragt allerdings eine
Reihe von Anderungen gegeniiber der Vorlage der GPK-S.

Die im Bericht der GPK-S neu vorgesehene Ausstandsregelung fiir Mitglieder der
GPK und ihrer Delegation begriisst der Bundesrat. Zu den tibrigen Anderungsvor-
schldgen nimmt er nachfolgend Stellung.
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2.2 Informationsrechte der Ratsmitglieder
und der Legislativkommissionen

Der Bundesrat ist einverstanden mit der neuen Formulierung der Vorbehalte in
Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe a des Entwurfs des Parlamentsgesetzes (E-ParlG) zu
den Informationsrechten der Ratsmitglieder sowie in Artikel 150 Absatz 2 E-ParlG
zu den Informationsrechten der Legislativkommissionen. Er hilt fest, dass der
Begriff Mitberichtsverfahren auch die Antridge an den Bundesrat sowie die Beilagen
zu den Antrigen beinhaltet. Ratsmitglieder und Legislativkommissionen haben
somit keinen Informationsanspruch auf Einsicht in Antrdge an den Bundesrat, Mit-
berichte und Beilagen zu den Antréigen.

Auch gegen eine Uberarbeitung von Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe b E-ParlG hat der
Bundesrat grundsitzlich nichts einzuwenden. Die vorgeschlagene Umschreibung des
Ausschlussbereichs der Informationsrechte der Ratsmitglieder ist indessen zu prizi-
sieren und im Bereich der inneren und &usseren Sicherheit auf nach Artikel 6 der
Informationsschutzverordnung vom 4. Juli 20073 (ISchV) vertraulich klassifizierte
Informationen zu erweitern. Zudem ist sie auf die neue Fassung von Artikel 150
Absatz 2 E-ParlG tiber die Informationsrechte der Legislativkommissionen abzu-
stimmen. Nach dem Bericht der GPK-S gehen die Informationsrechte der Ratsmit-
glieder weniger weit als diejenigen der Legislativkommissionen. Dem wird Rech-
nung getragen, in dem der Ausschlussbereich der Kommissionen geheime und der
Ausschlussbereich der Ratsmitglieder auch vertrauliche Informationen umfasst.

2.3 Informationsrechte der Aufsichtskommissionen

2.3.1 Grundsitzliche Zustimmung zur Ausweitung

Der Bundesrat kann nachvollziehen, dass die Aufsichtskommissionen iiber umfas-
sende Informationsrechte verfiigen miissen, um ihre Aufgaben im Rahmen der
Oberaufsicht fiir das Parlament wahrnehmen zu kénnen. Dazu gehort nicht nur die
Moglichkeit, direkt mit den zu beaufsichtigenden Behérden verkehren zu kénnen
und von ihnen zweckdienliche Auskiinfte und Unterlagen zu verlangen. Vielmehr
muss es auch moglich sein, die Beschliisse des Bundesrats nachvollziehen zu kén-
nen. Nach geltendem Recht kénnen die GPK zwar der Geschiftspriifungsdelegation
(GPDel), der der Bundesrat keine Informationen aus seinem Zustindigkeitsbereich
vorenthalten darf, besondere Auftrige erteilen, womit sie bereits heute indirekt iiber
einen absoluten Informationsanspruch verfiigen. Unter gewissen Voraussetzungen
ist der Bundesrat dennoch mit der Ausweitung der Informationsrechte auf die Her-
ausgabe von Antrdgen an den Bundesrat an die Aufsichtskommissionen einverstan-
den. Zum einen muss jedoch sichergestellt werden, dass keine Unberechtigten
Zugang zu diesen Informationen erhalten. Die Vorlage verpflichtet die Aufsichts-
kommissionen, in ihrem Bereich Weisungen zum Geheimnisschutz zu erlassen. Aus
Sicht des Bundesrates sind dabei insbesondere Sanktionen vorzusehen fiir den Fall
der Nichteinhaltung dieser Weisungen. So ist insbesondere das Amtsgeheimnis nach

3 SR510411
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Artikel 8 ParlG besser zu schiitzen*. Zum anderen sind die Verfahrensrechte des
Bundesrates auszubauen und an seine rechtliche Stellung im Rahmen einer PUK
anzupassen. Namentlich ist ihm das Recht einzurdumen, den Befragungen von
Auskunftspersonen beizuwohnen und dabei Ergidnzungsfragen zu stellen. Auch soll
ihm das Recht zugestanden werden, in die herausgegebenen Unterlagen und in die
Gutachten und Einvernahmeprotokolle der Aufsichtskommissionen Einsicht zu
nehmen. Zudem sollen die Aufsichtskommissionen verpflichtet werden, in ihrem
Bericht Stellungnahmen der betroffenen Behorden im Rahmen des Rechts auf Anho-
rung nach Artikel 157 ParlG auszuweisen. Handelt es sich um eine Stellungnahme
des Bundesrates, so sollen die Aufsichtskommissionen verpflichtet werden, deren
Nichtberiicksichtigung im Bericht zu begriinden.

Nicht einverstanden ist der Bundesrat jedoch damit, den Aufsichtskommissionen
einen Anspruch auf eine Einsichtnahme in die Mitberichte der tibrigen Departe-
mente zum Antrag des federfilhrenden Departments einzurdumen. Sind den Auf-
sichtskommissionen auch die Mitberichte zuginglich, so wiirde der Kreis derjeni-
gen, die Einsicht in die Beratungen des Bundesratskollegiums erhalten, erheblich
erhoht. Die freie Meinungsbildung im Bundesrat wire nicht mehr gewéhrleistet und
das Kollegialprinzip wiirde erheblich belastet. Anhand der Antrige, welchen ein
Beschlussdispositiv beigefiigt ist, sowie der Bundesratsbeschliisse konnen die Auf-
sichtskommissionen ihre Oberaufsicht voll und ganz austiben. Im Sinne einer Prizi-
sierung mochte der Bundesrat ausserdem in Artikel 153 Absatz 6 E-ParlG nicht vom
Ausschluss der «Herausgabey, sondern vom Ausschluss der «Einsichtnahme» spre-
chen. Im Unterschied zu Artikel 154 Absatz 2 Buchstabe a E-ParlG, wo der Begriff
der «Herausgabe» bewusst verwendet wird, weil kiinftig einschrankende Modalité-
ten der Einsichtnahme wie beispielsweise ein Verbot der Erstellung von Fotokopien
gegeniiber den Aufsichtsdelegationen verhindert werden sollen, ist der Begriff hier
sachwidrig. Die Aufsichtskommissionen sollen ndmlich gar keinen Zugang zu den in
Artikel 153 Absatz 6 E-ParlG genannten Dokumenten haben, auch nicht in der Form
einer blossen Einsichtnahme. Die im Bericht der GPK-S zu Artikel 153 Absatz 6
Buchstabe a E-ParlG erwihnte Begriindung, die Verwendung der gleichen Termino-
logie wie in Artikel 154 Absatz 2 Buchstabe a E-ParlG sei konsequent, ist demnach
unzutreffend.

Die Unterlagen, die den Aufsichtskommissionen ausgehindigt werden, werden nur
in Papierform zugestellt. Der Bundesrat bittet die Aufsichtskommissionen, diese
nicht elektronisch zu erfassen und zu verteilen.

Nach dem Entwurf der GPK-S sollen die Aufsichtskommissionen weiterhin keinen
Anspruch auf die Herausgabe von geheimen Unterlagen sowie von Protokollen der
Bundesratssitzungen haben. Unter den Protokollen, die vom Informationsrecht
ausgenommen sind, versteht der Bundesrat alle Dokumente, die Aufzeichnungen der
Verhandlungen des Bundesrates enthalten.

Gegen die Ausweitung der Auskunfts- und Mitwirkungspflicht nach Artikel 156
ParlG auf Personen ausserhalb der Bundesverwaltung, die frither im Dienste des

4 08.447 pa. Iv. Schutz der Vertraulichkeit der Kommissionsberatungen und Anderung der
gesetzlichen Bestimmungen iiber die Immunitit, Bericht vom 19. August 2010 der
SPK-N; BBI 2010 7345; 08.447 pa. Iv. Schutz der Vertraulichkeit der Kommissionsbera-
tungen und Anderung der gesetzlichen Bestimmungen iiber die Immunitit, Stellung-
nahme des Bundesrates vom 20. Oktober 2010 zum Bericht der SPK-N vom 19. August
2010; BB12010 7385.
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Bundes gestanden haben, wehrt sich der Bundesrat nicht. Er geht davon aus, dass
sich die Auskunfts- und Mitwirkungspflicht von solchen Personen sachlich und
zeitlich auf ihre Tétigkeit fiir den Bund beschrinkt. Fiir diesen Bereich kann den von
den Aufsichtskommissionen befragten Personen, die nicht mehr im Dienst des
Bundes sind, keine Amtsgeheimnisverletzung entgegengehalten werden.

Kritisch steht der Bundesrat der neuen Regelung gegeniiber, wonach die Aufsichts-
kommissionen ihrem Sekretariat Sachverhaltsabklarungen und Einvernahmen iiber-
tragen konnen. Nach Meinung des Bundesrates ist lediglich die Ubertragung von
Sachverhaltsabklérungen an die Sekretariate der Aufsichtskommissionen gesetzlich
vorzusehen. Eine Unterstiitzung der Aufsichtskommissionen durch ihre Sekretariate
erscheint durchaus als sinnvoll, weshalb der Bundesrat sich nicht dagegen wehrt.
Hingegen sind die Befragungen weiterhin durch die Mitglieder der Aufsichtskom-
missionen, die fiir das Parlament die von der Verfassung vorgesehene Oberaufsicht
ausiiben, vorzunehmen. Nur sie verfiigen aus Sicht des Bundesrates durch ihre
demokratische Wahl tiber die notige Legitimation. Angestellte der Parlamentsdienste
haben weder diese Legitimation noch die Kompetenz, Bundesangestellte oder
Magistratspersonen zu befragen. Dasselbe gilt fiir die Tatigkeit der Aufsichtsdelega-
tionen. Die Informationsrechte nach Artikel 154 Absatz 1 ParlG und Artikel 154
Absatz 2 E-ParlG konnen nur durch die Mitglieder der Aufsichtsdelegationen wahr-
genommen werden.

Im Ubrigen ist es ein Anliegen des Bundesrates, dass die Mitglieder des Bundesrates
sich inskiinftig besser auf Befragungen durch die Aufsichtskommissionen vorberei-
ten konnen. Er bittet die Aufsichtskommissionen daher, den betroffenen Mitgliedern
des Bundesrats vorgéngig die notigen Angaben iiber den Gegenstand der Befragun-
gen zu machen, damit sie sich anldsslich der Befragung adédquat und vollstindig
dussern kénnen.

2.3.2 Ablehnung der Zwangsmassnahmen

Nicht einverstanden ist der Bundesrat, dass den Aufsichtskommissionen inskiinf-
tig Zwangsmassnahmen zur Vorfihrung von auskunfts- oder zeugnispflichtigen
Personen eingerdumt werden sollen. Problematisch erscheint insbesondere die
Systemkonformitit angesichts der unterschiedlichen Aufsichts- und Uberpriifungs-
befugnisse der einzelnen Staatsorgane. Weiter stellen sich Fragen der Verhiltnis-
missigkeit und der Gewaltenteilung. Das Parlament nimmt nach Artikel 169 BV
gegeniiber dem Bundesrat und der Bundesverwaltung, den eidgendssischen Gerich-
ten sowie den anderen Trigern von Aufgaben des Bundes die Oberaufsicht wahr.
Dabei handelt es sich nicht um eine Aufsicht einer hierarchisch iibergeordneten
Behorde tber eine ihr unterstellte Behorde, sondern vielmehr um eine politische
Kontrolle der vom Parlament und seinen Organen beaufsichtigten Behorden. Die
Aufsichtskommissionen nehmen fiir das Parlament eine politische Bewertung der
staatlichen Aufgabenerfiillung vor und geben Empfehlungen fiir kiinftiges Handeln
ab oder initiieren Gesetzesdnderungen. Die kontrollierten Organe werden veranlasst,
die Griinde ihres Verhaltens offenzulegen und daflir Verantwortung zu tibernehmen.
Die Oberaufsicht ist daher von einer gerichtlichen Uberpriifung durch Justizorgane
sowie von verwaltungsrechtlichen Massnahmen des Bundesrates und weiterer Exe-
kutivbehorden, welche die direkte Aufsicht iiber die ihnen unterstellten Einheiten
wahrnehmen, zu unterscheiden. Der politischen Natur der Oberaufsicht entspre-
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chend sollen auch die dafiir zur Verfiigung stehenden Instrumente und Sanktionen
ausschliesslich politischer Art sein. Aus diesem Grund sind Zwangsmassnahmen im
Bereich der Oberaufsicht systemfremd; ihre Vereinbarkeit mit der BV ist fraglich.
Wie problematisch solche Zwangsmassnahmen in bestimmten Fillen auch mit Blick
auf das Gewaltenteilungsprinzip sein konnten, zeigt sich daran, dass mit der von der
GPK-S vorgeschlagenen Losung kiinftig auch Mitglieder des Bundesrates polizei-
lich vorgefiihrt werden konnten.

Uberdies sieht der Entwurf keine Méglichkeit einer gerichtlichen Uberpriifung der
Verfiigungen tiber die polizeiliche Vorfithrung vor. Eine polizeiliche Vorfithrung
stellt jedoch unbestrittenermassen einen Eingriff in die personliche Freiheit dar.
Entgegen den Ausfiihrungen im Bericht der GPK-S wird damit die Rechtsweggaran-
tie von Artikel 29a BV verletzt. Es trifft zwar zu, dass Artikel 29a zweiter Satz BV
gesetzliche Ausnahmen zulédsst. Von der Rechtsweggarantie sollen jedoch in erster
Linie nicht justiziable Materien und Regierungsakte ausgenommen werden und nicht
Eingriffe in Grundrechte.

Die PUK und die GPDel verfiigen heute bereits iiber die Moglichkeit, Personen, die
ihre Pflichten verletzen, falsche Aussagen machen, die Aussage oder die Herausgabe
von Akten verweigern sowie die Schweigepflicht verletzen, der Strafgerichtsbarkeit
zuzufiihren. Die strafbaren Handlungen werden nicht durch die Aufsichtsdelegatio-
nen oder die PUK geahndet, sondern unterstehen der Bundesgerichtsbarkeit, womit
Artikel 294 BV Geniige getan wird. Aus der Sicht des Bundesrates bestehen somit
ausreichende Sanktionsmdglichkeiten fiir den Fall von Verletzungen der Auskunfts-
und Mitwirkungspflichten.

Aus diesen Griinden spricht sich der Bundesrat fiir einen Verzicht auf die Einfiih-
rung von Zwangsmassnahmen zur Durchsetzung der Befragung von Personen vor
Aufsichtskommissionen aus. Die Absétze 3 und 4 in Artikel 153 E-ParlG sind somit
zu streichen.

2.33 Keine Zeugeneinvernahme
durch die Aufsichtskommissionen

Nach dem Wortlaut von Artikel 153 Absatz 3 E-ParlG sollen die Aufsichtskommis-
sionen offenbar neu auch Zeugen einvernehmen koénnen. Diese Moglichkeit wird
nach dem geltenden Recht aber explizit den Delegationen der Aufsichtskommissio-
nen und der PUK vorbehalten (Art. 154, 155 und 166 ParlG). Eine Anderung der
entsprechenden Bestimmungen wird nicht vorgeschlagen. Der Bundesrat ist der
Ansicht, dass die PUK und die Delegationen fiir Zeugeneinvernahmen die geeigne-
teren Organe sind. Auf ein Recht fiir die Aufsichtskommissionen, Zeugen einzuver-
nehmen, ist daher zu verzichten.

2.4 Informationsrechte der Aufsichtsdelegationen

Nicht einverstanden ist der Bundesrat mit der Ausweitung der Informationsrechte
der Aufsichtsdelegationen in Artikel 154 Absatz 2 Buchstabe a E-ParlG. Er lehnt es
ab, dass den Aufsichtsdelegationen gesetzlich das Recht eingerdumt wird, die Her-
ausgabe von Unterlagen verlangen zu konnen, die der Entscheidfindung im Bundes-
rat dienen oder die im Interesse der inneren und &dusseren Sicherheit geheim zu
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halten sind. Die Verankerung des Rechts auf Herausgabe hitte zur Folge, dass den
Aufsichtsdelegationen hochsensible Dokumente herausgegeben bezichungsweise
solche Dokumente kopiert werden miissten. Bei der Vervielfiltigung und Heraus-
gabe von Unterlagen erhoht sich aber die Gefahr, dass der Informationsschutz nicht
mehr gewéhrleistet werden kann.

Aus der Sicht des Bundesrates hat sich die geltende Regelung bewihrt, wonach die
Aufsichtsdelegationen bei Unterlagen, die der Entscheidfindung im Bundesrat
dienen oder die im Interesse des Staatschutzes oder der Nachrichtendienste geheim
zu halten sind, lediglich tiber ein Recht auf Einsichtnahme verfiigen. Er hilt daher
im Grundsatz daran fest. Gegen eine Anpassung der Formulierungen in Artikel 154
Absatz 2 Buchstabe a E-ParlG hat der Bundesrat hingegen nichts einzuwenden. Die
Einsichtnahme in die Unterlagen des Mitberichtsverfahrens hat in den Raumen der
Bundeskanzlei stattzufinden. Dasselbe gilt analog fiir Unterlagen, die im Interesse
der Staatsschutzes oder der Nachrichtendienste geheim gehalten werden. Sie kénnen
am Ort ihrer Lagerung eingesehen werden. Da es sich dabei um hochsensible Daten
handelt, konnen nur Mitglieder der Aufsichtsdelegationen Einsicht in die Unterlagen
verlangen. Eine Delegation an die Sekretariate der Aufsichtskommissionen und
-delegationen ist nicht moglich.

Der Bundesrat kann es grundsitzlich verstehen, dass die GPDel mit der Finanzdele-
gation (FinDel) beziiglich der automatischen Bedienung mit den Bundesratsbe-
schliissen und den dazugehdrenden Mitberichten durch den Bundesrat gleichgestellt
wird. Er nimmt zur Kenntnis, dass die Bundesratsbeschliisse sowie die Mitberichte
den Aufsichtsdelegationen nach der Behandlung im Bundesrat zugestellt werden.
Um den Informationsschutz weiterhin gewihrleisten zu konnen, ist aber in Arti-
kel 154 Absatz 3 ParlG zu prizisieren, dass die FinDel und die GPDel zu Geschéf-
ten, die im Interesse der inneren oder dusseren Sicherheit als geheim klassifiziert
sind oder deren Kenntnisnahme durch Unberechtigte den Landesinteressen einen
schweren Schaden zufiigen kann, nur die Beschliisse des Bundesrates laufend und
regelmassig erhalten.

Im Weiteren nimmt der Bundesrat zur Kenntnis, dass die Aufsichtsdelegationen in
Erwédgung ziehen, einen gemeinsamen Unterlagenpool mit Bundesratsbeschliissen
inklusive Mitberichten zu schaffen. Dabei ist es dem Bundesrat jedoch ein grosses
Anliegen, dass der Informationsschutz analog den Vorgaben der ISchV sicherge-
stellt wird. Insbesondere bittet der Bundesrat die Delegationen darum, den Grund-
satz, wonach die Aufsichtskommissionen und -delegationen die Unterlagen nur auf
Papier erhalten (vgl. Ziff. 2.3.1 oben), zu respektieren.

2.5 Keine Erweiterung des Tétigkeitsbereichs
der Geschiftspriifungsdelegation

Die in Artikel 53 Absatz 2 E-ParlG vorgesehene Neudefinition der Uberwachungsti-
tigkeit der GPDel, die iiber die Bereiche des Staatsschutzes und der Nachrichten-
dienste hinaus auf den gesamten Bereich der inneren und dusseren Sicherheit aus-
geweitet werden soll, lehnt der Bundesrat ab:

Mit der Einfithrung des sehr offenen Oberbegriffs der inneren und dusseren Sicher-
heit fiir den Tatigkeitsbereich der GPDel anstelle des bisher aufgefiihrten Bereichs
des Staatsschutzes und der Nachrichtendienste wiirden die Kontrolltitigkeiten der
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GPDel stark ausgeweitet. Dies widerspricht dem Bundesgesetz vom 21. Mirz 19975
tiber Massnahmen zur Wahrung der inneren Sicherheit (BWIS): Die Kontrollaufga-
ben der GPDel nach Artikel 25 BWIS sind als ausschliesslich auf die Staatsschutzta-
tigkeit fokussierte Aufsicht zu verstehen. Der Bundesrat verweist diesbeziiglich auf
seine Botschaft vom 7. Mérz 19946 zum Bundesgesetz iiber Massnahmen zur Wah-
rung der inneren Sicherheit und zur Volksinitiative «S.0.S. Schweiz ohne Schniif-
felpolizei» sowie auf die langjahrige Kontrollpraxis der GPDel. Der Gesetzgeber
wollte eine Sonderaufsicht iber den Nachrichtendienst, weil dessen Tétigkeiten
nicht justiziabel sind und keiner Rechtsmittelkontrolle unterstehen. Ganz anders ist
dies in den uibrigen Bereichen der inneren oder dusseren Sicherheit, die vom her-
kommlichen Staatsschutzbegriff nicht ohne Weiteres abgedeckt sind (z.B. Verhinde-
rung von Gewalt bei Sportveranstaltungen nach Art. 2 Abs. 4 Bst. f BWIS). Hier hat
man es mit rechtlich tiberpriifbaren Verwaltungsakten zu tun, die vom Bundesver-
waltungsgericht beurteilt werden kénnen. In diesen der richterlichen Uberpriifung
zugénglichen Bereichen zusitzlich, d.h. neben der ordentlichen departementalen
Aufsicht nach Artikel 38 des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes
vom 21. Mirz 19977, auch noch eine stindige parlamentarische Kontrolltitigkeit
einzufithren, wire deshalb sowohl sachfremd als auch vom Gesetzgeber nicht
gewollt.

Bereits nach geltendem Recht konnen die Aufsichtskommissionen im Rahmen des
von ihnen wahrzunehmenden Oberaufsichtsrechts iiber die Geschiftsfihrung des
Bundesrates und der Bundesverwaltung (Art. 26 ParlG i.V.m. Art. 52 Abs. 1 ParlG)
der GPDel jederzeit besondere Kontrollauftrige im gesamten Bereich der Bundes-
verwaltung erteilen, wenn sie dies zur Abkldrung bestimmter Vorkommnisse fiir
erforderlich halten (Art. 53 Abs. 3 ParlG). Mit der in Artikel 53 Absatz 2 E-ParlG
neu vorgesehenen Regelung wiirde nun aber diese auch in den Bereichen der inneren
und #usseren Sicherheit jederzeit mogliche punktuelle Kontrolltitigkeit der GPDel
in eine stindige flichendeckende Uberwachung der Exekutive in den Bereichen der
inneren und dusseren Sicherheit umgewandelt. Tétigkeiten in diesen Bereichen iiben
heute zahlreiche Departemente und Verwaltungseinheiten aus. Eine solche Erweite-
rung der Kontrolltdtigkeit der GPDel ist nicht nur unnétig und in der Sache sowie
vom Aufwand her unverhéltnismissig, sondern mit Blick auf eine effiziente Arbeit
des Bundesrates und auf die Wahrnehmung seiner politischen Fiihrungsverantwor-
tung auch von erheblicher politischer Tragweite.

Weiter ist dringend davon abzuraten, in Kompetenznormen wie Artikel 53 Absatz 2
ParlG unbestimmte Rechtsbegriffe wie «innere und dussere Sicherheit» oder «insbe-
sondere» einzufithren. Der Begriff der «inneren und dusseren Sicherheit» ist sehr
weit und ldsst sich kaum klar abgrenzen. Kompetenzstreitigkeiten zwischen den
Staatsorganen sind so vorprogrammiert. Dies kann nicht im Interesse dieser Vorlage
sein, deren Ursprung in Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Parlament bezie-
hungsweise seinen Aufsichtsorganen und dem Bundesrat liegt, die in Zukunft gerade
vermieden werden sollen.

()

5 SR120

6 BBI1994 11 1127 ff.
7 SR172.010
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Denk-wurdige Wiederwahl der Bundesrichterinnen
und Bundesrichter

Die Vereinigte Bundesversammlung nahm am 24. September 2014 die Gesamt-
erneuerungswahlen des Bundesgerichts fiir die Amtsperiode 2015-2020 vor. Sie
bestdtigte die 35 sich zur Wiederwahl stellenden ordentlichen Richterinnen und
Richter. Zudem wéhlte sie Monique Jametti und Stephan Haag zu neuen Mitgliedern
und nahm die Wahl bzw. Bestdtigungswahl von nebenamtlichen Richterinnen
und Richtern vor. Die Wiederwahl der ordentlichen Bundesrichterinnen und Bun-
desrichter war von der Gerichtskommission, mit Unterstiitzung samtlicher Frak-
tionen, vorgeschlagen worden. Im Vorfeld gab sie zu keinen 6ffentlichen Diskus-
sionen Anlass.

Die Resultate der Bestatigungswahl der ordentlichen Richterinnen und Richter
im Einzelnenlassen nun allerdings authorchen. Zwar weisen Gesamterneuerungs-
wahlen fiir die einzelnen Mitglieder oftmals unterschiedliche Resultate auf, die
(auch wegen des Wahlgeheimnisses) kaum nachvollziehbar sind. Diesmal sind die
Abweichungen indes dusserst augenfdllig und von ganz besonderer Natur: Die
grosse Mehrheit der Wiedergewdhlten erhielt zwischen 222 und 204 Stimmen.
Klar zuriick blieben zwei Mitglieder mit 198 bzw. 190 Stimmen und vier Mitglie-
der mit Stimmen zwischen 167 und 159. Alle diese sechs am Schluss «rangierten»
Richterinnen und Richter gehoren ein und derselben Abteilung an; sie bilden zu-
sammen die II. 6ffentlich-rechtliche Abteilung.

Dieses Wahlresultat ldsst sich nicht anders denn als «Denkzettel» erkldaren.
Dieser scheint sich nicht gegen einzelne Personen zu richten (im Gegensatz zum
fragwiirdigen Vorgehen bei der Wiederwahl von Bundesrichter Schubarth im
Jahre 1990). Politische Ausrichtungen diirften nicht angesprochen sein, gehoren
die sechs Richterinnen und Richter doch vier unterschiedlichen politischen Par-
teien an. Vielmehr wird eine ganze Abteilung des Bundesgerichts ins Visier ge-
nommen. Das Streichen der sechs Magistratspersonen auf dem Wahlzettel der
Vereinigten Bundesversammlung durch eine beachtliche Zahl von Mitgliedern
stellt offensichtlich eine Missbilligung der Rechtsprechung der Abteilung auf
einem bestimmten Sachgebiet oder in gewissen Einzelfédllen dar. Das Vorgehen
kommt einer eigentlichen Abstrafung der Richterinnen und Richter der Abteilung
gleich.

Diese Form der Kritik an der Rechtsprechung einer Abteilung des Bundes-
gerichts ldsst sich mit der Garantie der richterlichen Unabhéngigkeit nicht verein-
baren. Art. 191c BV bestimmt, dass die richterlichen Behorden in ihrer recht-
sprechenden Tétigkeit unabhdngig und nur dem Recht verpflichtet sind. Die
Verfassungsgarantie wird durch mannigfache Massnahmen sichergestellt (Unver-
einbarkeiten, Immunitét etc.). Sie gebietet, Richterinnen und Richter vor sachfrem-
dem Einfluss auf die Rechtsprechung abzuschirmen, und verlangt von simtlichen
Akteuren im gewaltenteiligen Rechtsstaat, bei der Wahrnehmung ihrer Funktio-
nen die richterliche Unabhdngigkeit zu wahren.
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Vor diesem Verfassungsverstandnis geht es nicht an, die Erneuerungswahl als
Mittel der Kritik an der Praxis des Gerichts zu beniitzen. Die Erneuerungswahl
darf nicht dazu missbraucht werden, Einfluss auf die Rechtsprechung auszuiiben,
indem Magistratspersonen im Laufe der Amtszeit mit Blick auf die Bestatigungs-
wahl «Denkzettel» angedroht werden oder diese wegen missbilligter Urteile gar
zu «freiwilligem» Riicktritt angehalten werden. «Wahltag ist Zahltag» gilt bei
Richterwahlen nicht.

Die Eidgendssischen Rite verfiigen {iber andere Handlungsmdoglichkeiten als
die Abstrafung von Richtern und Richterinnen oder ganzer Abteilungen. Das Par-
lament kann die gesetzlichen Rahmenbedingungen @ndern und Bundesgesetze
revidieren; so ist Art. 16cbs SVG als Reaktion auf ein bundesgerichtliches Urteil
entstanden. Die Geschéftspriifungskommission kann besondere Vorkommnisse
untersuchen, wie etwa im Nachgang zur sog. Spuckaffdare. Im Rahmen der Ober-
aufsicht konnen allgemeine Fragen der Rechtsprechung zukunftsgerichtet errtert
werden. Von besonderer Bedeutung ist schliesslich, dass die Handlungsgrund-
sdtze der Gerichtskommission im Falle von Anstdnden ein Prozedere vorsehen,
das die Nichtwiederwahl von Bundesrichterinnen und Bundesrichtern ordnet,
unter Wahrung eines fairen und offenen Verfahrens gegeniiber der betroffenen
Person und unter Achtung von Ansehen und Unabhéngigkeit der Justiz.

Die Erneuerungswahl vom letzten Herbst gibt zu grundsétzlichen Uberlegun-
gen zur heutigen Ordnung Anlass — ungeachtet des Umstands, dass alle Magistrats-
personen in ihrem Amt bestdtigt worden sind. Diese Ordnung zeichnet sich aus
durch die Wahl der Richterinnen und Richter auf eine relativ kurze Amtszeit, mit
der Moglichkeit bzw. dem Erfordernis der Wiederwahl. Die Amtsdauer fiir das
Bundesgericht und die eidgendssischen Gerichte betrédgt sechs Jahre, fiir viele kan-
tonale Gerichte lediglich vier Jahre. Diese Regelung wird in neuester Zeit ver-
mehrt in Frage gestellt und eine Neuordnung gefordert, die die Unabhédngigkeit
der Justiz stdarken soll. Im Vordergrund stehen einerseits langere Amtsperioden,
etwa von zehn oder neun Jahren wie im Kanton Tessin oder beim EGMR in Strass-
burg, mit oder ohne Wiederwahlmdoglichkeit. Andererseits wird eine Wahl auf
unbestimmte Zeit befiirwortet, mit der Moglichkeit einer Abberufung aufgrund
eines gesetzlich geordneten, fairen und offenen Verfahrens; der Kanton Freiburg
kennt eine solche Ordnung. Diese ermoglicht eine optimale Garantie der Unab-
hédngigkeit der Justiz.

Die Unabhéngigkeit der Justiz ist eine zentrale Forderung im gewaltenteiligen
Rechtsstaat. Sie ist indes eine fragile Pflanze, die sich, einmal verletzt, nur schwer
erholt. Die sog. dritte Gewalt hat nur wenige Moglichkeiten, ihre Unabhéangigkeit
selber zu verteidigen. Umso bedeutsamer ist es, dass auf ldngere Sicht ein System-
wechsel gepriift wird. Vorderhand sind die Eidgendssischen Réite unter dem heu-
tigen Regime gehalten, bei den Erneuerungswahlen die Unabhdngigkeit der Justiz
zu achten und dabei auch die Handlungsgrundsdtze der Gerichtskommission
mitzuberticksichtigen.

Gerold Steinmann
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2. Auszug aus dem Urteil der II. 6ffentlichrechtlichen Abteilung
i.S. A. und Mitb. gegen Regierungsrat des Kantons Basel-
Landschaft sowie Kantonsgericht Basel-Landschaft

(Staatsrechtliche Beschwerde) .
2P.146/2005 vom 17. November 2005

Art. 5, 8 Abs. 1, 9 und 10 Abs. 2 BV; Bewilligungserfordeinis fiir das

. Halten von "potenziell geftihrlichen Hunden".

Konkretisierung des fiir die Bewilligungspflicht massgebenden gesetzli-
chen Begriffes der "potenziell gefébrlichen Hunde" durch den Verord-
nuncsceber (E.2).

Kein Emonff in den Schutzberelch der personhchen Freiheit durch die
blosse Bew1lh°un°spfhcht fiir die Hundehaltung (E. 3).

Verwendung der Rassenzugehérigkeit von Hunden als Kriterium zur Ab-
grenzung der Bewilligungspflicht (E. 4).

Art. 5,8al 1, 9 et 10 al. 2 Cst.; exigence d'une autorisation pour la dé-
tention de "chiens potentiellement dangereux". .

Concrétisation par voie d'ordonnance de la notion légale de "chiens po-
tentiellement dangereux", déterminante quant & lI'obligation de requérir
une autorisation (consid. 2).

Pas d'atteinte 2 la garantie de la liberté personnelle par la simple obligation

" d'une autorisation pour la détention de chiens (consid. 3).

Utilisation de I'appartenance a certaines races de chiens comme critere de

délimitation pour l'obligation de l'autorisation (consid. 4).

Art. 5,8 cpv. 1, 9 e 10 cpv. 2 Cost.; esigenza di un'autorizzazione per la
detenzione di "cani potenztalmente pericolosi".

Concretizzazione della nozone legale di "cani potenzialmente penco-
losi", determinante per l'obbligo d1 autorizzazione, da parte dell'autore
dell'ordinanza (consid. 2).

Nessuna ingerenza nell'ambito tutelato dalla liberta personale mediante il
semplice obbhoo di autorizzazione per la detenzione di cani (consid. 3).
Utilizzo dell'appartenenza a determinate razze di cani come criterio per la

delimitazione dell'obbligo di autorizzazione (consid. 4).

A. Mit Verﬁigungen vom 28. April 2004 l_1ié1t der Kantonstierarzt
des Kantons Basel-Landschaft — unter Hinweis auf Art. 292 StGB
(Ungehorsam gegen amtliche Verfiigungen) — eine Reibe von Hun-

dehaltern dazu an, ihm ein Gesuch fiir das Halten eines potenziell

gefahrlichen Hundes einzureichen; dem Gesuch waren ein Auszug
aus dem Schweizerischen Strafregister, ein Nachweis liber eine
Haftpflichtversicherung in der Hohe von drei Millionen Franken,
ein ausgefiillter Fragebogen sowie ein Beleg iiber die entnchtete
Bearbeitungsgebiihr von Fr. 250.— beizulegen.

Geaen die Verfucunoen wandten sich 23 betroffene Hundehalter
an den Regierungsrat des Kantons Basel- ]_andschaft, der ihre Be-
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8 Verfassungsrecht

schwerden mit Beschluss vom 13. Juli 2004 abwies. Mit Urteil
vom 6. April 2005 wies auch das Kantonsgericht Basel-Landschaft
die von 21 Hundehalterm gegen den Regierungsratsbeschluss erho-
benen Beschwerden ab.

B. Mit staatsrechtlicher Beschwerde vom 25./27. Mai 2005 bean-
tragen 15 der betroffenen Hundehalter dem Bundesgericht, das Ur-
teil des Kantonsgerichts vom 6. April 2005 aufzuheben.

C. Das Bundesgencht weist die Beschwerde ab.

_ Aus den Erwdgungen: .
2. S
2.1 Das kantonale Hundegesetz verpflichtet Hundehalter, ihre Hun-

de der Gemeinde zu melden (§ 4). Es unterstellt dariiber hinaus das .
Halten "potenziell gefdhrlicher Hunde" einer Bewilligungspflicht .

(§ 2a Abs. 1, Erginzung vom 20. Februar 2003, in Kraft seit 1. Juli
2003). § 3a des Hundegesetzes legt die Bewilligungsvoraussetzun-
gen fest. Die nahere Ordnung des Bewilligungsverfahrens tibertragt
das Hundegesetz dem Regierungsrat, der auch zu besimmen hat,
welche Hunde als potenziell gefahrlich einzustufen sind (§ 3 Abs. 3).
Diesem ‘Auftrag ist der Regierungsrat mit der von ihm am 3. Juni
2003 beschlossenen und am 1. Juli 2003 in Kraft getretenen Hunde-
verordnung nachgekommen. Deren § 1 (Marginale "Potenziell ge-
fiahrliche Hunde") lautet: ' _
! Als potenziell gefahrliche Hunde gelten:
a) Bullterrier;
b) Staffordshire Bull Terrier;
* ¢) American Staffordshire Terrier;
d) American Pit Bull Terrier;
e) Rottweiler;
f) Dobermann;’
2) Dogo Argentino;
h) Fila Brasileiro;

i) Kreuzungen mit Rassen gemiss den Buchstaben a bis h sowie

Hunde, die in Bezug auf die dussere Gestalt diesen Rassen und
. Kreuzungen dhnlich sind;

j) andere Hunde, die aufgrund 1h1'es Verhalténs als potenziell gefébr-
lich aufaefallen sind.

2 Im Zweifelsfall entscheidet die Kantonstierirzrin bzw. der Kantonstier-
arzt.
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2.2 Diese Regelung ldsst sich unter dem Gesichtswinkel der ver-
fassunosrechthchen Delegationsschranken bzw. des sinngemiss an-
gerufenen Gewaltenteilungsprinzips — entgegen den Vorbrmoen
der Beschwerdefiihrer — nicht beanstanden. Nach § 36 Abs. 1 der
Verfassung des Kantons Basel-Landschaft vom 17. Mai 1984 darf
die Befugnis zum "Erlass grundlegender und wichtiger Bestimmun-
gen" vom Gesetzgeber nicht auf andere Organe iibertragen wer-
den. Eine entsprechende Schranke fiir die Delegation von Recht-
setzungsbefugnissen ergibt sich aus dem Bundesrecht (BGE 128 I
113 E. 3¢ S. 122 mit Hinweisen). Die in Frage stehende Bewilli-
cruncrspfhcht fiir die Haltung potenziell geféahrlicher Hunde ist in
einem formellen Gesetz vorgesehen, welches zugleich die Bewil-
ligungsvoraussetzungen festlegt. Auch der:Umfang der Bewilli-
gungspflicht — die Haltung "potenziell gefabrlicher Hunde" ~ ist im
Grundsatz auf Gesetzesstufe vorgegeben. Die ndhere Umschreibung
dieses Begriffes durfie der Gesetzgeber zulidssigerweise dem nach-
geordneten Verordnungsrecht iiberlassen. Die erforderlichen Ab-
grenzungen setzen kynologisches Fachwissen voraus, dessen nor-
mative Umsetzung zweclemissigerweise auf den Verordnungsweg
zu verweisen ist. Damit ist auch die erwiinschte Flexibilitt zur An-
passung an die im Rahmen des Vollzuges gewonnenen Erfahrun-
gen und Erkenntnisse besser gewibrleistet, als wenn das Gesetz
selber — zur genauen Bestimmung des Umfangs der Bewilliglings-
pflicht — einen entsprechenden Katalocy von Rassen oder E1°en-
schaften aufstellt.

Es bleibt zu priifen, ob die mit den angefochtenén Verfiigungen zur

Anwendung gebrachte kantonale Regelung inhaltlich vor den von

den Beschwerdefiihrem ancrerufenen Grundrechtsgarantien stand-
halt.

3. : ,

3.1 Die Beschwerdefiibrer erachten das ihnen auferlegte Bewilli-
gungserfordernis mit den damit verbundenen Auflagen als Verlet-
zung ibrer persdnlichen Freiheit (Art. 10 Abs. 2 BV).

3.2 Ob und wieweit das- Verbot, einen Hund zu halten, eine ele-
mentare Moglichkeit menschlicher Entfaltung betrifft, die in den
Schutzbereich dieses Grundrechtes fallen konnte (vgl. dazu Urteil
5C.198/2000 vom 18. Januar 2001, E. 2¢ mit Hinweis auf das Ur-
teil P.23/1977 vom 5. Oktober 1977, publ. in: ZB179/1978 S. 34 f.),

kann im vorliegenden Fall offen bleiben. Denn den Beschwerde- .
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10 Verfassungsrecht

fithrern wird das Halten von potenziell gefdhrlichen Hunden durch
die beanstandete Regelung — soweit sie die fiir die sichere und kor-
rekte Haltung solcher Hunde erforderlichen personlichen Voraus-
setzungen erfiillen und gewisse selbstverstdndliche oder -relativ
leicht erfiillbare Auflagen in Kauf nehmen — keineswegs verun-
moglicht, weshalb von einem Eingnff in den Schutzbereich der per-
sonlichen Freiheit schon aus diesem Grunde nicht gesprochen wer-
den kann.

4.

4.1 Die Beschwerdefiihrer erblicken in der in § 1 der Hunde verord-.

nung vorgenommenen Umschreibung der bewilligungspflichtigen
Hunde eine Verletzung des Rechtsgleichheitsgebotes (Art. 8 BV)
sowie des Willkiirverbotes (Art. 9 BV). Sie sind der Auffassung,
es gebe keine verniinftigen Griinde, zwischen den in der Hunde-
verordnung aufgefiibrten acht Hunderassen, die per se als poten-
aiell gefdhrlich gilten, und Hunden aller iibrigen Rassen, die nur
aufgrund ihres tatsdchlichen Verhaltens als potenziell gefahrlich
eingestuft werden konnten, einen Unterschied zu machen. Das ab-
strakte Gefihrdungspotential eines Hundes ergebe sich unabhéin-
gig von der Rasse aus seiner Grosse und seinem Gewicht. Es gebe
keine gefahrlichen Hunderassen, sondemn nur gefahrliche Hunde-
individuen. Die vom Bundesamt.fiir Veterindrwesen eingesetzte

Arbeitsgruppe "Gesetzgebung betreffend gefahrliche Hunde" rate -

- dementsprechend davon ab, auf beswmmte Hunderassen bezogene
Restriktionen anzuordnen. Der basel-landschaftliche Verordnungs-
geber habe mit der Hundeverordnung rechtliche Unterscheidungen
zwischen verschiedenen Hunderassen getroffen, die sich sachlich
nicht begriinden liessen, indem eine Reihe von weiteren gleich-
artigen Rassen wie beispielsweise Cane Corso, Rhodesian Ridge-
back, Bordeaux Dogge, Englische Bulldogge, Deutsche Dogge und
Mastino Napoletano nicht auf der Liste figurierten. Der Kanton
Basel-Landschaft kdnne sich fiir seine Regelung sodann auf keine

entsprechende Beiss-Statistik stiitzen. Die willkiirliche Einfilhrung - -

einer Bewilligungspflicht fiir acht Hunderassen sei nicht geeignet,
~ die Gefahr, von Hunden gebissen zu werden, abzuwehren. Nach
Erhebungen im Kanton Neuenburg bestehe vor allem bei Berner
und Appenzeller Sennenhunden sowie bei Schéferhunden ein dop-
pelt so grosses Risiko von Bissverletzungen. Auch andere Erhe-
bungen zeigten, dass Deutsche und Belgische Schifer sowie weni-
ger verbreitete Rassen wie etwa Bernbardiner und Tibet Terrier

Schuw; vor Willkiir— 13217 11

signifikant haufiger an Bissverletzungen beteiligt seien. Eine Ras-
senliste sei deshalb zur Gefahrenabwehr nicht geeignet und verletze
das Verhiltnismassigkeitsprinzip.

4.2 Die Beschwerdefiihrer heben an sich zu Recht hervor, dass die
Rassenzugehorigkeit eines Hundes fiir sich allein noch keinen zu-
verldssigen Aufschluss iiber die Gefahrlichkeit des Tieres gibt. Das
Wesen eines Hundes wird, wie die in den Akten befindlichen Aus-
serungen in der Fachliteratur belegen, in wesentlichem Ausmass
auch durch die Erziehung (Soaialisation) und durch Umwelteinfliis-
se geprégt (in diesem Sinn auch Urteil des deutschen Bundesverfas-
sungsgerichts vom 16. Mi#rz 2004 zuam Bundesgesetz zur Bekimp-
fung geféhrlicher Hunde, BVerfG 1 BvR 1778/01, E. C.1.1c/bb/4, mit

Hinweisen auf zwei Urteile des deutschen Bundesverwaltungsge-

richts vom 18. Dezember 2002). Zudem kann es innerhalb der glei-
chen Rasse Zuchdinien mit erhéhter oder geringer Aggressivitit ge-
ben. Es trifft auch zu, dass die vorhandenen statistischen Unterlagen
iiber die Beisshaufigkeit gewisser Rassen die vom basel-landschaft-
lichen Verordnungsgeber getroffene Auswahl bewilligungspflich-
tiger Hunde an sich nicht stiitzen kénnten. In einer im Jahr 2002 er-
schienenen (Berner) Dissertation (UrsuLa HorisBERGER, Medizinisch
versorgte Hundebissverletzungen in der Schweiz, Opfer-Hunde-Un-
fallsituationen, S. 51) wird festgestellt, dass neben Rottweilern ge-
wisse andere, nicht auf der vorliegend streitigen Liste stehende Ras-:
sen oder Rassegruppen (Schéferhunde) ebenfalls signifikant haufiger
Bissverletzungen verursachen, als dies ihrem Anteil an der Hunde-
population entsprechen wiirde. Auch die statistischen Zahlen des
Kantons Neuenburg fiir das Jahr 2003 belegen die hohere:Beiss-
haufigkeit anderer Rassen. Schliesslich weisen die Beschwerde-
fiihrer mit Grund darauf hin, dass gewisse grosse Molosser Hunde
(so etwa Cane Corso, Bordeaux Dogge, Mastino Napoletano), die
nach dem Konzept des Verordnungsgebers wohl ebenfalls als po-
tenziell geféhrlich gelten miissten, nicht auf der Liste der bewilli-
gungspflichtigen Hunde stehen. All dies begriindet in der Tat ge-
wisse Zweifel an der Richiigkeit und Wirksamkeit der getroffenen
Regelung. Den Einwendungen der Beschwerdefiihrer l4sst sich je-
doch entgegenhalten, dass die meisten der in § 1 Abs. 1 der Hunde-
'verordnung aufgezzhlten Hunderassen in den vergangenen Jahren
durch Beissvorfélle mit schweren Folgen fiir die Bewoffenen aufge-
fallen sind, was ein entsprechendes Echo in den Medien gefunden
hat. Auch wenn andere Rassen oder Rassengruppen ebenfalls hau-
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12 Verfassungsrecht

fig oder noch héufiger an Beissunfillen beteiligt sein mégen, sind

die Folgen — wovon der kantonale Verordnungsgeber zumindest
ohne Willkiir ausgehen durfte — in der Regel weniger schwer als
bei Verletzungen durch die hier ins Auge gefassten Hunderassen
(vgl. auch das erwzhnte Urteil des deutschen Bundesverfassungs-
gerichts). Zu beachten ist sodann, dass die in § 1 Abs. 1 lit. a-h der
Hundeverordnung enthaltene Aufzihlung bewilligungspflichtiger
Rassen nicht abschliessend ist. Nach § 1 Abs. 1 lit. i derselben Be-
stimmung fallen — nebst den Kreuzungen zwischen den genannten
Rassen — auch sonstige Hunde, welche in Bezug auf die dussere

Gestalt diesen Rassen und Kreuzungen zhnlich sind, unter die Be- -

willigungspflicht. Gestiitzt darauf konnen auch in der Aufzahlung
nicht ausdriicklich aufgefiihrte Hunderassen der Bewilligungspflicht
unterworfen werden, sofern sich dies aufgrund ihrer dusseren
Eigenschaften aufdrangt. Der Einwand der Beschwerdefiihrer, es
wiirden innerhalb der Gruppe der Molosser Hunde sachlich nicht
begriindbare Unterschiede gemacht, erscheint insoweit nicht stich-

haltig. Dass der Verordnungsgeber fiir die Bewilligungspflicht tiber- -

haupt an die Rasse der Hunde ankniipft, mag diskutabel sein, ent-
behrt indessen nicht jeglicher sachlichen Berechtigung. Es entspricht
einer Erfahrungstatsache, dass gewisse Rassen, worunter auch die
in"§ 1 der Hundeverordnung aufgezihlten, von ihrer genetischen
Anlage her (Korpergrosse, Korperbau sowie urspriingliche Zucht-
ziele fiir bestimmte Einsatzzwecke wie Grosswildjagd, Bewachung
von Herden vor Raubtieren oder Hundekdmpfe [vgl. dazu auch Ur-
teil des deutschen Bundesverwaltungsgerichts vom 18. Dezember
2002, BVerwG 6 CN 3.01, E. I. und II.1.a/bb)) eher zu Aggressivi-
tit neigen oder zu entsprechendem Verhalten abgerichtet werden
konnen als andere (vgl. dazu auch Urteil des deutschen Bundes-
verfassungsgerichts vom 16. Marz 2004, E. C.I.c/bb/4). Die Rasse

ist damit nicht ein zum vornherein verfehltes und geradeza willkiir-

liches Abgrenzungskriterium, auch wenn, wie aus den Stellungnab-
men der Fachleute hervorgeht, eine differenziertere Betrachtungs-

weise dem Problem von gefshrlichen Hunden besser gerecht wiirde..

Bis zu einem gewissen Grad durfte der Verordnungsgeber fiir die
Bestimmung des Umfangs der Bewilligungspflicht auch das sub-
jektive Sicherheitsbediirfnis der Bevélkerung mitberiicksichtigen.
Nachdem es in jlingster Zeit immer wieder zu schweren Beissun-

fdllen insbesondere mit Hunden der in § 1 Abs. 1 der Hundeverord- -

nung erwihnten Rassen gekommen ist, lassen sich sachliche Griin-
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de dafiir anfiihren, die Haltung von Hunden dieser Rassen zur Ge-
wihrleistung besserer Sicherheit generell einer Bewilligungspflicht
zu unterwerfen und im Ubrigen die Bewilligungspflicht auf solche
Hunde zu beschrianken, welche aufgrund ihres individuellen Ver-
haltens als potenziell gefahrlich aufgefallen sind. Die Beschrédnkung
des praventiven Kontrollverfahrens auf einige bestimmte Hunde-
rassen erscheint unter dem Gesichtswinkel des Gebotes der rechts-
gleichen Behandlung nach dem Gesagten zwar nicht unbedenklich.
Die vom Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft gewihlte
Losung lasst sich als Sofortmassnahme zur Verbesserung des Schut-
zes des Publikums vor gefihrlichen Hundeattacken aber solange
vertreten, als die ihr zugrunde liegenden Annahmen nach den bis-
herigen Erfahrungen einigermassen plausibel erscheinen. Falls die
der Hundeverordnung zugrunde liegende Risikobeurteilung, sei es,
was die poténzielle Gefzhrlichkeit der explizit erfassten Hunde-
rassen bzw. die Einstufung nicht erfasster anderer Rassen oder aber

die Tauglichkeit des Kriteriums der Rassenzugehdrigkeit iiberhaupt.

betrifft, durch neue zuverldssige und aussagekraftige Erhebungen
widerlegt werden sollte, wire die jetzige Regelung diesen Erkennt-
nissen anzupassen.
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Einleitung

Liebe Leserinnen und Leser

Vor Ihnen liegt die kommentierte Fassung des Flyers «Das Schweizer
Parlament in Grafiken — Uberblick, Ausgabe 2023». Darin wird Bilanz
der 51. Legislaturperiode (2019-2023) in Form von Grafiken gezo-
gen. Darlber hinaus wird veranschaulicht, wie sich das neue Parla-
ment der 52. Legislaturperiode (2023-2027) zusammensetzt.

Fur jene, die sich eingehender informieren mochten, gibt es den Flyer
«Das Schweizer Parlament in Grafiken — Vertiefung, Ausgabe 2023>».
Darin werden die Verfahren und Ergebnisse der parlamentarischen
Arbeit wahrend der 51. Legislaturperiode eingehend analysiert.

Auf der Website des Parlaments unter der Rubrik Fakten und Zahlen
werden zudem die aktuellsten Statistiken prasentiert. Darlber hinaus
beantwortet das Parlamentsworterbuch Fragen zur Arbeitsweise des
Parlaments.

Wir winschen Ihnen gute Lektdre.

Die Parlamentsbibliothek

Quellen: Parlamentsdienste und Bundesamt fUr Statistik (Kandidatin-
nen und Kandidaten, Wahlbeteiligung, Bevolkerung)

Stichtag: 6. Dezember 2023. Ab diesem Datum war die Zusammen-
setzung der Fraktionen endgultig.


https://www.parlament.ch/centers/documents/_layouts/15/DocIdRedir.aspx?ID=DOCID-1-11916
https://www.parlament.ch/de/%c3%bcber-das-parlament/fakten-und-zahlen
https://www.parlament.ch/de/%c3%bcber-das-parlament/parlamentsw%c3%b6rterbuch
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Bilanz der 51. Legislaturperiode
(2019-2023)

Die 51. Legislaturperiode auf einen Blick

Neue Ratsmitglieder
1939 im Nationalrat: 68 Nationalrat* | Standerat*
Kandidatinnen 2893 im Standerat: 22 a -
° 9 Kandidaten “ 83 12
ﬂ\ e Frauen Frauen
m 117 |i|34
Méanner Méanner
Nationalrat* Standerat*
Die Mitte-Fraktion. Die Mitte. EVP.
16 55 5 B FDP-Liberale Fraktion
29 pe o ~ 13 B Sozialdemokratische Fraktion
9 7_, B Fraktion der
30 Schweizerischen Volkspartei
« 39 9 , 12 B Grlne Fraktion
3_1/ = B GrUnliberale Fraktion

11682 eingereichte Vorstodsse (sieche mittlere Seite)
286 vom Bundesrat iberwiesene Vorlagen
119 von den Kantonen tberwiesene Initiativen

15 zur Beratung an das Parlament Uberwiesene Volksinitiativen

Ratssitzungen:
an 21 6 Tagen, verteilt auf 22 Sessionen

Kommissionssitzungen: Q
fast © 000 stunden (ca. 125 stunden pro Monat) {]

8354 Abstimmungen

In 4 davon lehnte die Stimmbe-
volkerung die Entscheidung des
Parlaments ab.

203 neue oder abgeénderte 17 takultative Referenden
Gesetze und Verordnungen

313 weitere Beschlisse
(Finanzen, internationale T
Vertrage usw.)

* Situation zu Beginn der 51. Legislaturperiode

Gut zu wissen
Die bekannteste Aufgabe des Parlaments ist die Gesetzgebung. Mit anderen Worten: Das Parlament erlésst Rechts-
normen in Form von Bundesgesetzen oder Verordnungen der Bundesversammlung.

Neben der Ausarbeitung von Gesetzen hat das Parlament andere Aufgaben, wie Finanzbeschlisse zu fassen, inter-
nationale Vertrage zu genehmigen, Volksinitiativen fur gultig zu erklaren und zur Abstimmung zu bringen usw. Das
Parlament tut dies durch besondere Rechtsakte, die die Form eines Bundesbeschlusses oder eines einfachen Bun-
deschbeschlusses haben kdnnen.



https://www.parlament.ch/de/%C3%BCber-das-parlament/parlamentsw%c3%b6rterbuch/parlamentsw%c3%b6rterbuch-detail?WordId=26
https://www.parlament.ch/de/%C3%BCber-das-parlament/parlamentsw%c3%b6rterbuch/parlamentsw%c3%b6rterbuch-detail?WordId=226
https://www.parlament.ch/de/%C3%BCber-das-parlament/parlamentsportraet/aufgaben-der-bundesversammlung
https://www.parlament.ch/de/%C3%BCber-das-parlament/parlamentsw%c3%b6rterbuch/parlamentsw%c3%b6rterbuch-detail?WordId=23
https://www.parlament.ch/de/%C3%BCber-das-parlament/parlamentsw%c3%b6rterbuch/parlamentsw%c3%b6rterbuch-detail?WordId=44
https://www.parlament.ch/de/%C3%BCber-das-parlament/parlamentsw%c3%b6rterbuch/parlamentsw%c3%b6rterbuch-detail?WordId=44
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Nutzung der parlamentarischen Instrumente

Wie oft wurden die parlamentarischen Instrumente eingesetzt?
(Vorstbsse und parlamentarische Initiativen)

Total Pro Ratsmitglied

Frageninder Fragestunde NN = IESESSSE

Kurze Fragen an den Bundesrat”
nur Nationalrat

Anfragen und Interpellationen
Ausflhrlichere Fragen
an den Bundesrat®

Postulate
Auftrage an den Bundesrat*, Massnahmen oder
rechtliche Anpassungen zu prifen

Motionen
Auftrége an den Bundesrat®, Massnahmen
oder rechtliche Anpassungen auszuarbeiten

Parlamentarische Initiativen
Auftrdge an eine Kommission des Parlaments,
rechtliche Anpassungen auszuarbeiten

* Die Vorstosse kdnnen sich auch an andere 0 2000 4000 0 10 20

Bundesbehdrden (z. B. Ratsbiros) richten.
B Nationalrat
Standerat

Lesebeispiel: Im Nationalrat wurden in vier Jahren rund 1800 Motionen eingereicht, im Standerat waren es rund 400
(Grafik links). Allerdings z&hlt der Nationalrat wesentlich mehr Mitglieder als der Standerat. Berlcksichtigt man dies,
stellt man fest, dass die Unterschiede zwischen den beiden Kammern des Parlaments weniger gross sind: In beiden
Réten entfielen auf ein Ratsmitglied etwa 9 Motionen (Grafik rechts). Bei den Anfragen und Interpellationen ist der
Unterschied zwischen den beiden Raten grosser: Pro Mitglied des Nationalrates wurden durchschnittlich 17 Inter-
pellationen eingereicht, pro Mitglied des Standerates nur deren 7. Eine Fragestunde kennt nur der Nationalrat.

Gut zu wissen

Das Parlament befasst sich einerseits mit Geschéften, die ihm vom Bundesrat (Geschafte des Bundesrates), von den
Kantonen (Standesinitiativen) und vom Volk (Volksinitiativen) zur Behandlung Uberwiesen werden. Auf der anderen
Seite behandelt es auch Vorstosse und parlamentarische Initiativen, mit denen die Ratsmitglieder, Kommissionen
oder Fraktionen selbst Anstésse geben oder Informationen anfordern kénnen.

Unter den Vorstdssen gibt es einerseits solche, mit denen Informationen verlangt werden kdénnen: Interpellationen,
Anfragen und die wéhrend der Fragestunde im Nationalrat behandelten Fragen. Auf der anderen Seite gibt es Vor-
stdsse, mit denen Auftrage erteilt werden, indem der Bundesrat dazu verpflichtet wird, einen Bericht zu erstellen
(Postulate) oder einen Erlassentwurf auszuarbeiten beziehungsweise eine Massnahme zu ergreifen (Votionen).

Im Falle einer parlamentarischen Initiative schliesslich Gbernimmt das Parlament selbst die Aufgabe, einen Erlassent-
wurf auszuarbeiten.



https://www.parlament.ch/de/%C3%BCber-das-parlament/parlamentsw%C3%B6rterbuch/parlamentsw%C3%B6rterbuch-detail?WordId=345
https://www.parlament.ch/de/%c3%bcber-das-parlament/parlamentsw%c3%b6rterbuch/parlamentsw%c3%b6rterbuch-detail?WordId=212
https://www.parlament.ch/de/%c3%bcber-das-parlament/parlamentsw%c3%b6rterbuch/parlamentsw%c3%b6rterbuch-detail?WordId=231
https://www.parlament.ch/de/%c3%bcber-das-parlament/parlamentsw%c3%b6rterbuch/parlamentsw%c3%b6rterbuch-detail?WordId=238
https://www.parlament.ch/de/%C3%BCber-das-parlament/parlamentsw%C3%B6rterbuch/parlamentsw%C3%B6rterbuch-detail?WordId=166
https://www.parlament.ch/de/%c3%bcber-das-parlament/parlamentsw%c3%b6rterbuch/parlamentsw%c3%b6rterbuch-detail?WordId=116
https://www.parlament.ch/de/%c3%bcber-das-parlament/parlamentsw%c3%b6rterbuch/parlamentsw%c3%b6rterbuch-detail?WordId=60
https://www.parlament.ch/de/%c3%bcber-das-parlament/parlamentsw%c3%b6rterbuch/parlamentsw%c3%b6rterbuch-detail?WordId=83
https://www.parlament.ch/de/%C3%BCber-das-parlament/parlamentsw%C3%B6rterbuch/parlamentsw%C3%B6rterbuch-detail?WordId=177
https://www.parlament.ch/de/über-das-parlament/parlamentswörterbuch/parlamentswörterbuch-detail?WordId=146
https://www.parlament.ch/de/%C3%BCber-das-parlament/parlamentsw%C3%B6rterbuch/parlamentsw%C3%B6rterbuch-detail?WordId=166
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Erfolgsquote der Vorstosse und parlamentarischen Initiativen

Mit der Einreichung eines Vorstosses oder einer parlamentarischen Initiative wird noch kein Auftrag erteilt. Dazu muss
das Parlament den Vorstoss annehmen bzw. der Initiative Folge geben

Wie viele Vorstosse und Initiativen waren erfolgreich?

Motionen Postulate Parlamentarische Initiativen
(©) angenommen () angenommen (©) Folge gegeben
17% 45 % 24%
® &
nicht angenommen nicht angenommen keine Folge gegeben
83 % 55% 76 %

Lesebeispiel: 17 Prozent der Motionen und 45 Prozent der Postulate, deren Beratung wahrend der 51. Legislatur-
periode abgeschlossen wurde, hat das Parlament angenommen. Zudem gab es 24 Prozent der parlamentarischen
Initiativen Folge.

Gut zu wissen
Es gibt verschiedene Grinde, warum ein Vorstoss nicht angenommen wird oder einer parlamentarischen Initiative
nicht Folge gegeben wird:

e Das Parlament unterstitzt das Anliegen nicht.

e Die Urheberin oder der Urheber zieht den Vorstoss oder die Initiative zurtck.

e Die Urheberin oder der Urheber scheidet aus dem Rat aus und kein anderes Ratsmitglied Ubernimmt den
Vorstoss oder die Initiative.

e Der Vorstoss wird abgeschrieben, da der Rat den Vorstoss nicht innerhalb von zwei Jahren nach der Ein-
reichung abschliessend behandelt hat.
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VorstOsse zu Krisenthemen

Die 51. Legislaturperiode war von vier Krisen gepragt: Covid, Ukrainekrieg, Energie und Credit Suisse. Wie
schlagt sich das in den Themen der Vorstdsse nieder?

700

600
500 /\ /\/ \\‘ P / B Ohne
400 //\ \/ V \t/ Krisgnbezug
300 \ / / \ - SE:;?ne
200 \!/ \ /\\ A B Energie
// V \3/ \ /c\ Credit Suisse

Anzahl Vorstosse und
parlamentarische Initiativen

Lesebeispiel: In der Sommersession 2020, wenige Monate nach dem Ausbruch der Covid-19-Pandemie, wurden
fast 500 Vorstdsse und parlamentarische Initiativen im Zusammenhang mit der Pandemie eingereicht. In der Frih-
jahrssession 2022 waren es nur noch deren 54. DemgegenUber wurden 173 Vorstdsse und parlamentarische Initia-
tiven im Zusammenhang mit dem Krieg in der Ukraine eingereicht. Dennoch hatte in allen Session eine Mehrheit der
eingereichten Vorstdsse keinen Krisenbezug.

Methodik: Die wahrend der Sondersessionen oder wahrend der ausserordentlichen Sessionen eingereichten Vor-
stdsse werden in der Grafik oben zusammen mit den in der darauffolgenden Session eingereichten Vorstdssen ge-
zahlt.
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Dauer der Debatten

Wie lange dauerten die Ratsdebatten?

Pro ordentliche Session debattierten die Ratsmitglieder durchschnittlich 113 Stunden — 67 Stunden im Nationalrat,
45 Stunden im Standerat und 1 Stunde in der Vereinigten Bundesversammiung. Insgesamt entspricht dies der Dauer
von etwa 75 Filmen von je 1,5 Stunden Lange.

Verteilung der Redezeit nach Sprache Hauptsprachen der
Schweizer Biirgerinnen
Nationalrat Standerat und Biirger*
Italienisch [talienisch
Franzosisch 2% Franzosisch 29, Deutsch 71,6 %
24 % Vo 22 % Vo Franzésisch 23,8%
~ ~ Italienisch 6,1%
Ratoromanisch 0,7 %
Andere 11,0%
Deutsch Deutsch
~ 4% . 6% *Mehrere Hauptsprachen

pro Person moglich

Lesebeispiel: Die Grafiken zeigen die Aufteilung der Redezeit in den beiden Réten nach Sprache. Rechts sieht man
zum Vergleich, welche Sprachen die Schweizer Blrgerinnen und Burger 2019 als Hauptsprache angegeben haben
(mehrere Hauptsprachen pro Person mdéglich).

Methodik: In den Grafiken nicht berlcksichtigt sind die Reden der Bundesratsmitglieder, des Bundeskanzlers, der
Berichterstatterinnen und Berichterstatter der Kommissionen sowie der Mitglieder des Ratsprésidiums, da diese
Reden nicht in der Rolle als individuelles Ratsmitglied gehalten werden.

Gut zu wissen
Jedes Ratsmitglied hat das Recht, sich in der eigenen Muttersprache zu dussern, sofern diese eine der Landesspra-
chen ist. Die Debatten werden nur im Nationalrat gedolmetscht, nicht aber im Stéanderat.

Um zu verhindern, dass die Debatten zu lange dauern, sind die Redezeit sowie das Recht auf Wortmeldung im Na-
tionalrat begrenzt. Wer das Recht hat, das Wort zu ergreifen, und wie lange sie oder er sprechen darf, hangt von der
Kategorie ab, in welcher das Geschaft behandelt wird. Nur bei der Behandlung von Volksinitiativen haben alle Rats-
mitglieder das Recht, sich zu Wort zu melden. Bei anderen Geschéften dirfen nur die Kommissionsberichterstatte-
rinnen und -berichterstatter, die Fraktionssprecherinnen und -sprecher oder die Antragstellerinnen und Antragssteller
eine bestimmte Zeit lang das Wort ergreifen.

Im Sténderat ist weder die Redezeit noch das Recht auf Wortmeldung begrenzt.
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Das neue Parlament

(52. Legislaturperiode, 2023-2027)

Die 52. Legislaturperiode auf einen Blick

0 o 46,6 %
[IIOP {} HIOP Wahlbeteligung Durchschnittsalter
Kandidati 6092’ . . im Nationalrat: 49,3 Jahre
SIS : " im Standerat; 55 Jahre
Kandidaten %
34,8 % E 38,5 %
Frauen im Standerat ¢ ez ® ‘e Frauen im Nationalrat

Neue Ratsmitglieder
im Nationalrat: 54
im Standerat: 13

Gut zu wissen

Die eidgendssischen Wahlen finden alle vier Jahre im Oktober statt. Sieben Wochen nach den Wahlen nimmt das
neue Parlament seine Arbeit auf. Im Dezember 2023 begann die 52. Legislaturperiode des Nationalrates. Bis 1931
wurden die Nationalréte fur 3 Jahre gewahit.

Da sich die Standeratswahlen nach kantonalem Recht richten, kennt der Standerat keine Gesamterneuerung und
damit auch keine Legislaturperioden. In der Praxis werden die Standeratsmitglieder aber zum gleichen Zeitpunkt ge-
wahlt wie die Nationalratsmitglieder, mit Ausnahme des Kantons Appenzell Innerrhoden, der seine Standeréatin oder
seinen Standerat an der Landsgemeinde im April vor den eidgendssischen Wahlen wahlt.
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Grosse der Fraktionen

Wie verteilen sich die Ratsmitglieder auf die sechs Fraktionen?

Standerat

B Sozialdemokratische Fraktion
B Grine Fraktion
Die Mitte-Fraktion. Die Mitte. EVP.
B GrUnliberale Fraktion
B FDP-Liberale Fraktion
B Fraktion der Schweizerischen Volkspartei

Nationalrat

Lesebeispiel: Auf dem ausseren Halbkreis ist die Anzahl Ratsmitglieder pro Fraktion im Standerat zu sehen, auf dem
inneren die Anzahl Ratsmitglieder pro Fraktion im Nationalrat. Die Darstellung entspricht nicht genau dem Sitzplan in
den Ratssélen.

Gut zu wissen

Eine Fraktion vereint die Ratsmitglieder einer Partei oder von Parteien mit einer &hnlichen politischen Gesinnung. So
gibt es zum Beispiel in der Fraktion der Schweizerischen Volkspartei auch ein Mitglied der Lega. Zur Bildung einer
Fraktion ist der Zusammenschluss von mindestens funf Mitgliedern eines Rates erforderlich.

Die Mitglieder einer Fraktion treffen sich vor jeder Session, um Ratsgeschéfte vorzuberaten und eine gemeinsame
Position festzulegen. Ein Mitglied ist jedoch nicht an die Parole der Fraktion gebunden. Die Fraktionen k&nnen auch
parlamentarische Initiativen und Vorstosse einreichen.

Die Zusammensetzung der Kommissionen wird nach der zahlenmassigen Starke der Fraktionen bestimmt. Ein Rats-
mitglied, das keiner Fraktion angehort, kann nicht Mitglied einer Kommission sein. Der Einsitz in Kommissionen ist
jedoch von entscheidender Bedeutung, da die parlamentarische Arbeit zu einem grossen Teil in den Kommissionen
stattfindet.
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Alter der Ratsmitglieder

Wie alt sind die Ratsmitglieder nach Fraktion?

Alters-

gruppe
0 bis 9
10 bis 19
20 bis 29
30 bis 39
40 bis 49
50 bis 59
60 bis 69
70 bis 79
80 bis 89
uber 90

Bevdlkerung CH
(in Millionen) | Parlament
0,9 0
0,9 I 0
1,0 I 3|

1,0 I | 37 .
1,2 N | /C .
1,3 I | 73 .
10N 56
0,8 . 1]
0,4 0

o110 0

11
10 .
13 .
10
10
0
0
0

cm
12 .
5M
31
0
0
0
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17
19

Fraktionen

0
0
0
11

5n
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11
31
12 .
14 .
ol

11

] |

27 I
22 .
15
11

Lesebeispiel: In der Schweizer Bevolkerung gibt es etwa 1 Million Menschen im Alter von 20 bis 29 Jahren (zweite
Spalte). Im Parlament ist diese Altersgruppe mit nur 3 Ratsmitgliedern proportional untervertreten (dritte Spalte).
Allerdings gibt es erhebliche Unterschiede zwischen den Fraktionen, wie die Spalten 4 bis 9 zeigen.
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Geschlecht der Ratsmitglieder

Wie hoch ist der Frauenanteil in den sechs Fraktionen?

.
63, 6% 60% 577% 333% 32,6 % 17,6%“

Lesebeispiel: Die Kreise zeigen, dass je nach Fraktion der Frauenanteil zwischen einem guten Sechstel (Fraktion der
Schweizerischen Volkspartei) und mehr als der Halfte (Grinliberale, Sozialdemokratische und Grine Fraktion) liegt.
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Wie hat sich der Frauenanteil im Laufe der Jahre verandert?

2022: Rekord
45% im Nationalrat
40% mit 42,5 %
35%
30%
25%
20%
15%

10% M Nationalrat
5% Standerat
0%

A
©
N

2023: Rekord
im Standerat

1971: Einflhrung des mit 34,8 %

Frauenwahlrechts

Anteil Frauen

~ o o e A SN S S o A ~ o > O
L - <« S S SN 2 &
Q2 2 2 9 v 9 % S § §F§ £ & £ &

Lesebeispiel: Seit der Einflhrung des Wahl- und Stimmrechts flir Frauen auf Bundesebene 1971 ist der Frauenanteil
im Parlament mehr oder weniger stetig gestiegen und erreichte im Nationalrat 2022 mit 42,5 Prozent einen Rekord-
wert. Im Sténderat wurde der Rekord nach den eidgendssischen Wahlen 2023 mit 34,8 Prozent erreicht, wobei die
Schwankungen aufgrund der geringeren Anzahl Mitglieder im St&nderat grosser sind als im Nationalrat. Eine Frau
mehr oder weniger wirkt sich im Stéanderat mit +2,17 Prozent auf den Frauenanteil aus, im Nationalrat nur mit +0,5
Prozent.

Gut zu wissen
Die Zusammensetzung des Parlaments kann sich im Laufe einer Legislaturperiode verandern.

Im Nationalrat gilt: Wenn ein Mitglied vor Ablauf seines Mandats zurtcktritt, riickt eine andere Person nach von der
Liste, auf der das abtretende Ratsmitglied gewahlt wurde (Proporzwahl). Dies war wahrend der letzten Legislaturpe-
riode 18 Mal der Fall. Eine Frau kann also durch einen Mann ersetzt werden und umgekehrt. Die Grosse der Fraktio-
nen bleibt jedoch gleich.

Dagegen bedarf es im Standerat, flr welchen die meisten Kantone die Majorzwahl ' kennen, einer Neuwahl, wenn ein
Ratsmitglied zurlcktritt. Es kann also sein, dass eine Fraktion im Laufe einer Legislaturperiode Sitze gewinnt oder
verliert. Wahrend der letzten Legislaturperiode traten 4 Mitglieder des Standerates zurick.

1 Mit Ausnahme der Kantone Jura und Neuenburg.
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Amtsdauer

Wie lange sind die Ratsmitglieder schon im Amt?

Neu‘3>

s

3 N R

12 s o S

2 7
I | | | | | | |
1999 2003 2007 2011 2015 2019 2023 2027

Lesebeispiel: Von den 246 bei den eidgendssischen Wahlen 2023 gewahlten Ratsmitgliedern ziehen 58 neu ins
Parlament ein. 78 traten bereits zu Beginn oder wéhrend der vorangegangenen Legislaturperiode (2019-2023) ein,
53 zu Beginn oder wéhrend der vorletzten Legislaturperiode (2015-2019) usw.

Methodik: Bei Ratsmitgliedern, die vom Nationalrat in den Standerat gewechselt haben, zahlt die Amtszeit ab dem
Eintritt in den Nationalrat (und umgekehrt). Bei Ratsmitgliedern, die zwischenzeitlich aus dem Parlament ausgetreten
sind, zahlt die Dauer seit dem Wiedereintritt.

Gut zu wissen
Das Schweizer Bundesrecht legt keine Amtszeitbeschrankung fur die Mitglieder des Nationalrates fest. Hingegen
beschranken einige kantonale Parteien in ihren Reglementen die Amtsdauer ihrer Nationalratsmitglieder.

FUr den Sténderat gelten die kantonalen Gesetze. Nur der Kanton Jura begrenzt die Amtszeit seiner Standeratinnen
und -réte auf hdchstens 3 Amtszeiten, also maximal 12 Jahre.
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Vorstosse und
parlamentarische Initiativen

Abbildung 2: Wie hat sich die Anzahl der eingereichten Vorstésse und parlamentarischen Initiativen ent-

wickelt?
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Lesebeispiel: Im vierten Jahr der 51. Legislaturperiode (28.11.2022-03.12.2023) wurden 973 Fragen flr die Frage-
stunde eingereicht.

Im Laufe der Zeit nahm vor allem die Anzahl Fragen der Fragestunde sowie die Anzahl der Interpellationen zu. So
wurden bei diesen Geschéftstypen in der 51. Legislaturperiode neue Rekorde erreicht. Auch Motionen und Postulate
wurden in der 51. Legislatur knapp mehr eingereicht als in allen Legislaturperioden zuvor. Allerdings wurde bei den
Motionen bereits 2009 ein Hochststand erreicht, danach ging die Anzahl bis 2016 wieder zurick.

Methodik: In dieser Auswertung wurde mit «Legislaturjahren» gerechnet. Ein Legislaturjahr beginnt mit der Winter-
session und endet am Tag vor Beginn der Wintersession des Folgejahres.
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Abbildung 3: Wie sieht die Bilanz der eingereichten und erledigten Motionen, Postulate und parlamen-
tarischen Initiativen aus?

héngﬁg: 1409 héngig.: 1222
Vor der 51. Leg. eingereicht und in der 51. Leg. erledigt
In der 51. Leg. eingereicht und erledigt :
In der 51. Leg. eingereicht und am Ende der 51. Leg. hangig
Vor der 51. Leg. eingereicht und am Ende der 51. Leg. hangig 0,9% -
Beginn 51. Leg. Ende 51. Le;.

Lesebeispiel: Die Zahlen am oberen Rand der Grafik zeigen, dass am Ende der 51. Legislaturperiode rund 200 Mo-
tionen, Postulate und parlamentarische Initiativen weniger hdngig waren als am Anfang der Legislatur. Aus der Grafik
gehen zudem folgende Details hervor: 27 Prozent der Geschéafte wurden aus der vorangegangenen Legislaturperiode
Ubernommen und in der 51. Legislaturperiode erledigt, 49 Prozent wurden in der 51. Legislaturperiode eingereicht
und erledigt, 23 Prozent wurden in der 51. Legislaturperiode eingereicht und an die nachste Legislaturperiode Uber-
geben. 0,9 Prozent der Motionen, Postulate und parlamentarischen Initiativen wurden bereits vor der 51. Legislatur-
periode eingereicht und waren am Ende der Legislatur noch immer hangig.

In der Grafik oben sind Motionen, Postulate und parlamentarische Initiativen zusammengefasst. Flr die einzelnen Ge-
schaftstypen sieht die Bilanz folgendermassen aus:

Motionen Postulate  Parlamentarische

Initiativen

Vor der 51. Leg. eingereicht und in der 51. Leg. erledigt 28,4 % 20,4 % 32,4 %
In der 51. Leg. eingereicht und erledigt 46,7 % 58,8 % 40,3 %
In der der 51. Leg. eingereicht und am Ende der 51. Leg. héngig 24,4 % 20,7 % 231 %
Vor der 51. Leg. eingereicht und am Ende der 51. Leg. hangig 0,4 % 0,2 % 4.2 %

Methodik: In der Grafik nicht berticksichtigt sind Interpellationen, Anfragen sowie Fragen der Fragestunde. Die meis-
ten davon wurden in der Legislaturperiode erledigt, in der sie eingereicht wurden. Bei angenommen Motionen und
Postulaten zahlt das Datum der Annahme, nicht jenes der spéateren Abschreibung.
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Abbildung 4: Inwiefern hangt die Erfolgsquote von Motionen davon ab, wo und von wem sie eingereicht
wurden?

Geschlecht der Fraktion der
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T ¥ ** Ohne Kommissionsvorstosse

Lesebeispiel: Die Grafik zeigt, dass die Erfolgschancen von Motionen stark davon abhangen, wo und von wem sie
eingereicht wurden. So waren im Standerat eingereichte Motionen mehr als dreimal haufiger erfolgreich als solche,
die im Nationalrat eingereicht wurden (40,6 % gegenutber 12,1 %). Zwischen den Geschlechtern ist der Unterschied
bei der Erfolgsquote hingegen weniger gross (10,7 % bei den Frauen und 12,9 % bei den Mannern). Deutlicher sind
die Unterschiede bei den Urhebertypen: Kommissionsmotionen haben eine rund viermal héhere Erfolgsquote als
Motionen von einzelnen Ratsmitgliedern und eine siebenmal héhere Erfolgsquote als Fraktionsmotionen (52,2 %
gegentber 12,1 % beziehungsweise 7,2 %). Auch zwischen den Fraktionen unterscheiden sich die Erfolgsquoten:
Motionen der Griinen Fraktion sind beispielsweise zu 5,6 Prozent erfolgreich, Motionen der FDP-Liberalen Fraktion zu
25 Prozent.

Anzumerken ist zudem, dass die verschiedenen Merkmale der Urheberinnen und Urheber in der Grafik nicht unab-
hangig voneinander sind, d. h., dass sich beispielsweise die beiden Réate bezlglich Fraktionszusammensetzung
unterscheiden oder die Geschlechteranteile zwischen den Fraktionen variieren.

Methodik: Die Erfolgsquote ist der Anteil der in der 51. Legislatur angenommenen Motionen an allen in der 51. Le-
gislatur erledigten Motionen (Summe der angenommenen, abgelehnten, zurlickgezogenen und ohne Ratsbeschluss
abgeschriebenen Motionen). Bei angenommen Motionen zahlt somit das Datum der Annahme, nicht jenes der spé-
teren Abschreibung.

Obwohl es die BDP-Fraktion in der 51. Legislaturperiode nicht mehr gab, ist sie in der Grafik noch zu finden, weil in
dieser Legislatur auch Motionen erledigt wurden, die in der vorherigen Legislaturperiode, als es die BDP-Fraktion
noch gab, eingereicht worden waren.
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Abbildung 5-7: Wie wurden Motionen, Postulate und parlamentarische Initiativen erledigt?

Die folgenden Grafiken zeigen, was aus den zahlreichen Motionen, Postulaten und parlamentarischen Initiativen
geworden ist. Wie viele davon waren erfolgreich, wie viele wurden zurtickgezogen, wie viele wurden abgeschrieben
usw.?

Abbildung 5: Postulate

Zuriickgezogen 88 “

Abgesohrieben
(> 2 Jahre hangig) 209 —
Erledigt
984 *— Angenommen 445
Abgeschrieben

(Urheber/in ausgeschieden) 20

Abgelehnt 222

Lesebeispiel: Von allen 984 erledigten Postulaten (Zentrum der Grafik) wurden 445 angenommen und 222 abge-
lehnt (Ring). Der Rest wurde ohne Ratsbeschluss erledigt.

Abbildung 6: Motionen
Angenommen 398
Zurlickgezogen 366 7 /_
Abgeschrieben /"~ & ‘ Abgelehnt 969
Erledigt
2342

(Urheber/in ausgeschieden) 58

Abgeschrieben
(> 2 Jahre hangig) 551

Vom Einreichungsrat
abgelehnt 674

Vom Zweitrat abgelehnt 291 —/ \— Kein Konsens tber Anderungen 4

Lesebeispiel: In der 51. Legislaturperiode wurden 2342 Motionen erledigt (Zentrum der Grafik). 969 davon wurden
abgelehnt (innerer Ring, rechts). Von diesen wiederum wurden rund zwei Drittel (674) bereits vom Einreichungsrat ab-
gelehnt, das restliche knappe Drittel (291) vom Zweitrat (Ausserer Ring). Vier Motionen scheiterten, weil sich die Réte
nicht tiber Anderungen einigen konnten.
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Abbildung 7: Parlamentarische Initiativen

Abgeschrieben e Erlassentwurf beraten 68

(Urheber/in ausgeschieden) 9 \

INY%

Erledigt
497

s Zuriickgezogen 8

Zuriickgezogen 108 —— Abgeschrieben 41

Folge gegeben 117

Keine Folge gegeben 263 -

0 Lesebeispiel: Insgesamt wurden 497 parlamentarische Initiativen erledigt (Zentrum der Grafik). 117 davon wurde in
der Vorprufung Folge gegeben (innerer Ring). Daraufhin wurde in 68 Fallen mindestens ein Erlassentwurf beraten
(&usserer Ring). Dies bedeutet nicht, dass alle 68 Entwirfe zu einem Erlass gefuhrt haben.

@ Methodik: In den Grafiken werden alle Motionen, Postulate und parlamentarischen Initiativen dargestellt, die in der
51. Legislaturperiode erledigt wurden. Es sind somit auch Geschafte darunter, die schon vor der 51. Legislaturperio-
de eingereicht wurden. Bei angenommenen Motionen und Postulaten z&hlt das Datum der Annahme, nicht jenes der
spéateren Abschreibung.
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Schweizerische Eidgenossenschaft
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

20.483

Parlamentarische Initiative
Nationalratsmitglieder,

die wegen der COVID-19-Krise verhindert sind:
Teilnahme an Abstimmungen in Abwesenheit

Bericht der Staatspolitischen Kommission des Nationalrates

vom 1. Dezember 2020

Sehr geehrter Herr Préasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit diesem Bericht unterbreiten wir Thnen den Entwurf zu einer Anderung des
Parlamentsgesetzes. Gleichzeitig erhélt der Bundesrat Gelegenheit zur Stellung-
nahme.

Die Kommission beantragt, dem beiliegenden Entwurf zuzustimmen.

1. Dezember 2020 Im Namen der Kommission

Der Prasident: Andreas Glarner

2020-3675 9271


Clio Zubler
Bericht SPK-N: Parl Iv., Dringliche Gesetzgebung ParlG - Dokument 16
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Ubersicht

Angesichts der anhaltend schwierigen Situation aufgrund der Corona-Pandemie
wird eine dringliche und befristete Anderung des Parlamentsgesetzes vorgeschla-
gen, welche es von Covid-19 betroffenen Mitgliedern des Nationalrates erméglichen
soll, von zu Hause aus an den Abstimmungen des Rates teilzunehmen.

Da im schweizerischen Parlamentsrecht eine Teilnahmepflicht besteht und fiir eine
Teilnahme an Abstimmungen ausserhalb des Ratssaals weder eine Verfassungs-,
noch eine gesetzliche Grundlage besteht, soll diese Moglichkeit nur fiir eine kurz
befristete Zeit, namlich bis und mit Herbstsession 2021 vorgesehen werden. Ziel der
Vorlage ist es, die Reprdsentativitit der Entscheide des Nationalrates zu gewdhr-
leisten, auch wenn mehrere Mitglieder aufgrund behérdlicher Weisung im Zusam-
menhang mit Covid-19 nicht physisch an den Ratssitzungen teilnehmen konnen.
Aufgrund des Proporzwahlrechts ist die parteipolitische Reprdsentativitdit im Natio-
nalrat von grosserer Bedeutung als im Stinderat, so dass die vorgeschlagene Notlo-
sung nur im Nationalrat gelten soll.

Die Teilnahmepflicht gilt weiterhin und die Grundsdtze des schweizerischen Parla-
mentarismus verlangen die physische Anwesenheit der Ratsmitglieder. Fehlen eine
beachtliche Zahl Ratsmitglieder wird wahrscheinlich die Frage nach einem Unter-
bruch bzw. einer Verschiebung der Session zu stellen sein. Um eine Verschiebung zu
beschliessen, braucht es die Zustimmung beider Rdte. Dies wird in den vorgeschla-
genen Bestimmungen so festgehalten.
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Bericht
1 Entstehungsgeschichte
1.1 Von der parlamentarischen Initiative 20.475

zur Initiative 20.483

Im Oktober 2020 stieg die Anzahl der an Covid-19 erkrankten Personen in der
Schweiz markant an. Dies bedeutet, dass sich nicht nur immer mehr Infizierte in
Isolation befinden, sondern dass auch immer mehr Personen aufgrund von Kontak-
ten mit infizierten Personen sich aufgrund einer behordlichen Weisung in Quaranté-
ne begeben miissen. Es ist anzunehmen, dass auch vermehrt Mitglieder der Bundes-
versammlung von einer solchen Weisung betroffen sein konnten.

Vor diesem Hintergrund hat die Staatspolitische Kommission des Nationalrates am
22. Oktober 2020 mit 12 zu 7 Stimmen die Ausarbeitung einer Kommissionsinitiati-
ve (20.475) beschlossen. Danach sollen die Voraussetzungen geschaffen werden,
dass Mitglieder der Bundesversammlung, welche aufgrund einer Quarantine- oder
Isolations-Anordnung nicht physisch an den Sitzungen ihres Rates teilnehmen
konnen, ihre Stimme trotzdem abgeben konnen. Diese Regelung soll befristet gelten.

Die Staatspolitische Kommission des Stidnderates hat diesem Vorhaben am
9. November 2020 mit 7 zu 6 Stimmen nicht zugestimmt.

Die Staatspolitische Kommission des Nationalrates hat sich am 20. November 2020
wieder mit dem Vorhaben befasst. Da die Debatten im Stidnderat weniger von den
Fraktionen geprégt sind, kann die SPK-N verstehen, dass die Mitglieder des Stédnde-
rates weniger Handlungsbedarf sehen. Um der Stinderatskommission entgegen
zu kommen, schlug die SPK-N deshalb mit einer neuen parlamentarischen Initiati-
ve (20.483) vor, eine Regelung nur fiir den Nationalrat vorzusehen.

Da aufgrund fehlender Grundlagen in Verfassung und Gesetz zwingend eine gesetz-
liche Grundlage geschaffen werden muss, braucht es auch fiir die Umsetzung dieses
Vorhabens die Zustimmung der Standeratskommission. Die Kommission hat diese
Zustimmung am 30. November 2020 mit 8 zu 4 Stimmen erteilt.

1.2 Ausarbeitung einer Vorlage durch die SPK
des Nationalrates

Am 1. Dezember 2020 lag der Kommission ein Entwurf fiir ein dringliches Bundes-
gesetz vor, mit welchem bis und mit Herbstsession 2021 wegen Covid-19 abwesen-
den Mitgliedern des Nationalrates die Mdglichkeit gegeben werden soll, ihre Stim-
me ausserhalb des Ratssaals abzugeben. Die Kommission hat diesen Entwurf
beraten und mit 18 zu 7 Stimmen zuhanden des Rates verabschiedet. Die Ratsbiiros
und der Bundesrat erhielten Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 4. Dezember
2020, damit die Vorlage von den Riten in der zweiten Sessionswoche behandelt und
verabschiedet werden kann.
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Die Kommissionsminderheit lehnt die Vorlage ab. Sie ist der Ansicht, dass der
Grundsatz der physischen Teilnahme an den Ratssitzungen nicht in einem uniiber-
legten Eilverfahren ausser Kraft gesetzt werden soll.

Ausgangslage

2.1 Der Grundsatz der physischen Teilnahmepflicht
der Ratsmitglieder

Gemaiss Artikel 159 Absatz 1 der Bundesverfassung (BV) konnen die Rite nur
giiltig verhandeln, wenn die Mehrheit ihrer Mitglieder anwesend ist. So wird sicher-
gestellt, dass die Beratungen und Beschliisse der Réte demokratisch legitimiert
sind.! Damit dieses Quorum zustande kommt, miissen die Mitglieder der Bundes-
versammlung im Ratssaal physisch anwesend oder in dessen Néhe sein. Dieses
Quorum muss nicht nur bei Abstimmungen, sondern auch bei allen Beratungen
gegeben sein, auch wenn diese Regel flexibel angewendet wird. Die Pflicht zur
Sitzungsteilnahme nach Artikel 10 des Parlamentsgesetzes (ParlG) steht in engem
Zusammenhang mit dem Quorum gemédss Artikel 159 BV. Das Verbot der stellver-
tretenden Stimmabgabe, das in Artikel 56 Absatz 3 des Geschéftsreglementes des
Nationalrates (GRN) ausdriicklich vorgesehen ist, ist eines der wichtigsten Instru-
mente fiir die Umsetzung dieser Teilnahmepflicht.

2.2 Individualistisches Reprisentationsverstindnis
und Unmittelbarkeitsprinzip

Aus dem individualistischen Représentationsverstdndnis und dem fehlenden Frakti-
onszwang im schweizerischen Parlamentarismus ergibt sich, dass — anders als dies
zur Zeit in gewissen europdischen Parlamenten beobachtet werden kann — nicht ein
Teil einer Fraktion stellvertretend fiir einen abwesenden Teil der Fraktion im Parla-
ment agieren kann. Die Ratsmitglieder sind alle gleichberechtigt und haben das
Recht, unabhingig von der Meinung ihrer Fraktion im Rat abzustimmen.

Gemaiss dem Prinzip der Unmittelbarkeit ist es zudem unabdingbar, dass das Rats-
mitglied physisch an der Ratsdebatte anwesend ist, da es ansonsten an seiner unver-
falschten Meinungsbildung gehindert sein kann. Anders als dies in parlamentari-
schen Demokratien bisweilen der Fall ist, laufen im schweizerischen Parlament die
Debatten nicht nach einem strikten Drehbuch ab, gemiss welchem auch die Ab-
stimmungsresultate bereits vorgegeben sind. Zwar miissen die Antrdge vorher einge-
reicht werden. Es ist jedoch immer moglich, dass ein Antrag zuriickgezogen wird,
was Auswirkungen auf die nachfolgenden Antrage hat. Es konnen zudem Ordnungs-
antrage gestellt werden, welche das Abstimmungsverfahren dndern. In solchen und
auch anderen Fillen wird bisweilen unter den Ratsmitgliedern diskutiert, wie sie
sich verhalten wollen. Ein abwesendes Ratsmitglied kann so wesentliche Elemente

1 v. Wyss, Kommentar zum ParlG, Art. 10, Ziff. 5; sieche auch St-Galler Kommentar,
Art. 159 BV, Ziff. 2.
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der Meinungsbildung verpassen, welche im schweizerischen Parlament auch noch
kurzfristig wihrend der Ratsdebatte stattfinden kann. Daran &@ndert auch nichts,
wenn das Ratsmitglied die Debatte elektronisch verfolgen wiirde und seinen Ab-
stimmungsentscheid auch kurzfristig mitteilen konnte.

Wenn dennoch die Moglichkeit des Abstimmens ohne physische Prisenz geschaffen
werden soll, dann ist sicher eine Losung, wonach das Ratsmitglied seine Stimme
ausserhalb des Ratssaals abgeben kann, einer Stellvertretung vorzuziehen. Voraus-
setzung fiir ein Abstimmen ohne physische Priasenz ist jedoch, dass das Ratsmitglied
seinen Entscheid moglichst gleichzeitig mit den anderen Abstimmenden kundtun
kann.

Obwohl die Stimmabgabe ohne physische Pridsenz in mancherlei Hinsicht etwas
weniger problematisch ist als die stellvertretende Stimmabgabe, wird dadurch eine
Kategorie von Ratsmitgliedern geschaffen, die iiber weniger Rechte verfligen als
thre anwesenden Kolleginnen und Kollegen. Sie hétten z. B. nicht die Mdglichkeit,
den Rednerinnen und Rednern Fragen zu stellen oder Antridge und Vorstdsse einzu-
reichen.

2.3 Das Schutzkonzept der Bundesversammlung

Im Oktober 2020 stieg die Zahl der mit Covid-19 infizierten Personen markant an.
Aufgrund des in der Bundesversammlung geltenden Schutzkonzepts sollte es mog-
lich sein, dass die Bundesversammlung auch bei weiter steigenden Fallzahlen in
jedem Fall tagen kann. Mit dem Schutzkonzept konnen Ansteckungen wihrend der
Parlamentstitigkeit vermieden werden. Kernstiick des Schutzkonzeptes sind die
durch Plexiglasscheiben abgetrennten Sitzpldtze in den Ratssédlen und Sitzungszim-
mern. Dadurch kann verhindert werden, dass ein Ratsmitglied in Quarantine muss,
wenn sich sein Sitznachbar infiziert hat. Wenn die Ratsmitglieder nicht am Platz-
sind, dann miissen sie eine Maske tragen. Auch damit kann verhindert werden, dass
sie aufgrund von Kontakten ausserhalb des Ratssaals in Quarantine miissen. Somit
sollte das in Artikel 159 Absatz 1 BV vorgesehen Quorum fiir die Verhandlungsfa-
higkeit gewéhrleistet sein.

Es ist aber zu befiirchten, dass inskiinftig mehrere Ratsmitglieder von einer behdrd-
lichen Weisung, sich in Isolation oder Quarantine zu begeben, betroffen sein wer-
den, da sich in ihrem Umfeld infizierte Personen befinden. Auch wenn die Verhand-
lungsfahigkeit kaum gefdhrdet sein wird, besteht doch die Gefahr, dass das
Erreichen des absoluten Mehrs geméss Artikel 159 Absatz 3 der Bundesverfassung
oder insbesondere bei mehreren Abwesenheitsfillen innerhalb einer Fraktion die
Reprisentativitit der Entscheide in Frage gestellt werden konnte.

9275



Dokument 16

BBI 2020

Grundziige der Vorlage

3.1 Eine befristete und beschrinkte Ausnahme von der
Teilnahmepflicht fiir Mitglieder des Nationalrates

Wie oben dargelegt ist eine nicht physische Teilnahme von Ratsmitgliedern an den
Verhandlungen und Abstimmungen nur schwer mit den Prinzipien des schweizeri-
schen Parlamentarismus vereinbar. Allerdings geht es auch darum, dass im Falle
steigender Fallzahlen die Weiterfiihrung eines reprdsentativen Parlamentsbetriebs
gewihrleistet werden kann. Es soll deshalb eine zeitlich kurz befristete Losung
vorgesehen werden, wonach es von Covid-19 betroffenen Mitgliedern des National-
rates in den kommenden Sessionen moglich sein soll, ihre Stimme ausserhalb des
Ratssaals abzugeben. Dabei geht es nur um die Teilnahme an Abstimmungen. Eine
Zuschaltung fiir die Abgabe von Voten ist nicht vorgesehen, ebenso wenig das
elektronische Einreichen in Abwesenheit von Antrdgen, parlamentarischen Initiati-
ven, Vorstdssen und Fragen flir die Fragestunde. Das einzige Recht, welches die
Ratsmitglieder somit aus Distanz wahrnehmen konnen, ist das Abstimmen, die
ibrigen parlamentarischen Rechte konnen nur im Ratssaal ausgeiibt werden.

Ebenfalls nicht vorgesehen ist die Teilnahme an Wahlen. Das Wahlgeheimnis kénn-
te bei einer Teilnahme an der Wahl in Abwesenheit nicht gewahrt werden.

Die Moglichkeit des Abstimmens in Abwesenheit soll nur im nach Proporzwahlsys-
tem gewihlten Nationalrat gegeben sein. Hier sind die Anforderungen an die partei-
politische Représentativitit hoher als im Stdnderat. Kommt hinzu, dass im Standerat
die Diskussionskultur eine andere ist: Die Debatten sind offener, da sie nicht nach so
strikten Regeln erfolgen wie die Nationalratsdebatten, so dass ein auf das Abstim-
men beschrinkte abwesendes Ratsmitglied noch stiarker gegeniiber den Anwesenden
benachteiligt wiirde, als dies im Nationalrat der Fall ist. Vor diesem Hintergrund
rechtfertigt sich in dieser Ausnahmesituation die zeitlich und inhaltlich beschriankte
unterschiedliche Behandlung der Mitglieder der beiden Raite.

Es wird vorgeschlagen, das Parlamentsgesetz mit einem neuen Artikel 10a zu ergin-
zen, welcher diese Moglichkeit nur fiir die Mitglieder des Nationalrates bis und mit
Herbstsession 2021 vorsieht.

3.2 Voraussetzungen fiir eine Teilnahme an
Abstimmungen ausserhalb des Nationalratssaals

Die Teilnahme an Abstimmungen, ohne physisch anwesend zu sein, soll nur Mit-
gliedern des Nationalrates erlaubt sein, die von Covid-19 betroffen sind. Dabei
definieren die Ratsmitglieder nicht selber, ob sie von Covid-19 betroffen sind. «Von
Covid19 betroffen» heisst, sich gemédss behdrdlichen Weisungen in Isolation oder
Quarantidne begeben zu miissen. Eine Quarantdne entspricht behordlichen Weisun-
gen, wenn sie geméss den Grundsitzen des BAG erfolgt. Gemiss diesen Grundsat-
zen muss eine Person in Quarantéine, wenn ein «enger Kontakt» mit einer infizierten
Person bestanden hat. Ein «enger Kontakt» hat dann bestanden, wenn sich die Per-
son langer als 15 Minuten ohne Schutz (Hygienemaske oder physische Barriere wie
Plexiglasscheibe) in einer Distanz von weniger als 1,5 Metern zu einer infizierten
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Person aufgehalten hat. Betroffene Ratsmitglieder melden dem Ratssekretariat,
wenn sie diese Bedingungen erfiillen und sich in Quaranténe zu begeben haben. Auf
Verlangen miissen sie eine behordliche Bestdtigung vorlegen.

Aus Transparenzgriinden muss bekannt sein, wenn die Stimme eines Ratsmitglieds
auf der Abstimmungstafel erscheint, ohne dass es im Nationalratssaal anwesend ist.
Mochte ein von Covid-19 betroffenes Ratsmitglied also ausserhalb des Ratssaals
abstimmen, dann muss dies bekannt gegeben werden konnen. Wenn das Ratsmit-
glied seine Isolation oder Quarantine fiir sich behalten mochte, dann gilt es als
abwesend aufgrund von Krankheit und ihm steht die Moglichkeit der Teilnahme an
der Abstimmung in Abwesenheit nicht offen.

Nationalratsmitgliedern, welche andere Erkrankungen aufweisen, verunfallt oder im
Mutterschaftsurlaub sind, kann die Moglichkeit der nicht physischen Teilnahme an
Abstimmungen nicht gewéhrt werden. Diese Ungleichbehandlung rechtfertigt sich
mit dem Ausnahmecharakter der vorliegenden Regelung: Am Grundsatz der physi-
schen Teilnahme soll festgehalten werden. Die Ausnahme ist nur im Zusammenhang
mit der vorliegenden Pandemie gerechtfertigt. Es sollen denn auch nur Fille im
Zusammenhang mit dieser Pandemie erfasst werden. Von Covid-19 betroffene
Ratsmitglieder sind aufgrund behdrdlicher Vorgaben an der Teilnahme an den
Ratssitzungen verhindert. Bei Krankheit und Unfall hingegen handelt es sich um
hohere Gewalt. Allenfalls bestehen mithilfe von Medikamenten doch gewisse Teil-
nahmemoglichkeiten. Noch einmal anders sind Abwesenheiten aufgrund von Mut-
terschaft zu beurteilen: Diese Ratsmitglieder haben einen gewissen Spielraum, doch
an fur sie wichtigen Abstimmungen teilzunehmen.

Die Stimmabgabe aller Abstimmenden wird mit einer elektronischen Abstimmungs-
anlage erfasst. Von Covid-19 betroffene Nationalratsmitglieder sollen die Mdglich-
keit erhalten, auf einer dafiir eingerichteten Website an den Abstimmungen teilzu-
nehmen, wenn sie sich vorher angemeldet haben. Die Ratsmitglieder erhalten fiir
jede Abstimmung eine Link zugeschickt. Wird dieser gedffnet, dann kann die Stim-
me abgegeben werden, welche dann auf der Anzeigetafel des Abstimmungssystems
im Rat erscheint.

Schliesslich ist die Frage zu stellen, ob es ab einer bestimmten Anzahl aufgrund von
Covid-19 abwesender Ratsmitglieder noch sinnvoll ist, wenn die Rite weiter tagen.
In diesem Fall konnte es angezeigt sein, die Session zu unterbrechen oder zu ver-
schieben. Dabei kann es sich auch nur um die Unterbrechung fiir ein oder zwei Tage
handeln oder die Verschiebung um eine Woche. Da die beiden Rite ihre Tatigkeiten
aufeinander abstimmen miissen (z.B. im Hinblick auf die Vornahme der Schlussab-
stimmungen), braucht es fiir eine Verschiebung die Zustimmung beider Réte. Die
entsprechenden Bestimmungen werden in einem neuen Artikel 105 festgehalten.
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Erlauterungen zu einzelnen Artikeln

4.1 Bundesgesetz iiber die Bundesversammlung
vom 13. Dezember 2002 (Parlamentsgesetz ParlG)

Art. 10a Teilnahme an Abstimmungen im Nationalrat in Abwesenheit
wegen Covid-19

Artikel 10 des Parlamentsgesetzes hilt die Pflicht zur Sitzungsteilnahme fest. Es
wird nun in einem neuen Artikel 10a eine Ausnahmenbestimmung eingefiigt, welche
befristet ist. Der Grundsatz, dass die Stimmabgabe von Pult aus mit der elektroni-
schen Abstimmungsanlage zu erfolgen hat, gilt weiterhin. Die Ausnahmebestim-
mung gilt nur fiir Abstimmungen im Nationalrat, nicht jedoch fiir Abstimmungen in
den Kommissionen. Artikel 46 Absatz 1 des Parlamentsgesetzes kommt hier also
nicht zur Anwendung. Ebenso wenig gilt die Regelung fiir Abstimmungen in der
Vereinigten Bundesversammlung sowie bei Wahlen im Rat und in der Vereinigten
Bundesversammlung. Bei der Vereinigten Bundesversammlung handelt es sich um
ein eigenes Organ, dem die Mitglieder des Nationalrates und des Stdnderates ange-
horen. Es konnen nicht fiir die verschiedenen Angehorigen eines Organs unter-
schiedliche Regelungen gelten.

Abs. 1

In Absatz 1 soll festgehalten werden, fiir welchen Zeitraum die Ausnahmeregelung
gilt und unter welchen Voraussetzungen. Es wird vorgeschlagen, die Ausnahme
einer Stimmabgabe durch abwesende Mitglieder des Nationalrates bis Ende Herbst-
session 2021 zu ermoglichen. Mit dieser kurzen Zeitspanne wird der Ausnahmecha-
rakter der Bestimmung betont. Bis Ende der Herbstsession 2021 ist man immer noch
innerhalb der Jahresfrist geméss Artikel 165 BV.

Es ist vorgesehen, dass nur in Abwesenheit abstimmen kann, wer gemiss behordli-
chen Weisungen im Zusammenhang mit Covid 19 in Isolation oder Quarantine ist.
Als «behordliche Weisung» gelten hier die Kriterien des BAG. Aktuell gilt: Eine
Quarantidne kann behordlich nur dann angeordnet werden, wenn sich eine Person
ohne Schutz (Hygienemaske oder Plexiglasvorrichtung) in weniger als 1,5 Meter
Distanz zu einer infizierten Person aufgehalten hat. So muss z.B. nicht in Quaranti-
ne gehen, wer sich in einem Sitzungszimmer authielt, in welchem die Absténde
gewahrt wurden oder Hygienemasken getragen wurden oder Plexiglaseinrichtungen
vorhanden waren, auch wenn sich dort gleichzeitig eine infizierte Person aufgehalten
hat. Ebenso wenig hat sich eine Person in Quarantéine zu begeben, wenn ein Famili-
enmitglied in Quaranténe ist.

Wer aufgrund sonstiger Krankheit, Unfall oder Mutterschaft entschuldigt ist, ist
ohne physische Teilnahme nicht zur Abstimmung berechtigt. Dies gilt auch dann,
wenn ein Ratsmitglied sich freiwillig in Quaranténe begibt.

Abs. 2

Absatz 2 hilt fest, dass die Mitglieder des Nationalrates, die aufgrund von Covid 19
an der Sitzung ihres Rates nicht teilnehmen konnen, das Ratssekretariat am Vortag
entsprechend zu informieren haben, um ihre Stimmen ohne physische Pridsenz
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abgeben zu konnen. So wird sichergestellt, dass das Ratssekretariat frith genug tiber
die notwendigen Informationen verfiigt. In seiner Meldung an das Ratssekretariat
muss das betreffende Ratsmitglied die Dauer der Quarantdne oder Isolation angeben.

Abs. 3

In Absatz 3 wird das Verfahren zur Stimmabgabe in Abwesenheit festgehalten.
Nachdem die betroffenen Mitglieder des Nationalrates am Vortag der Sitzung dem
Ratssekretariat ihre Abwesenheit aufgrund von Covid19 gemeldet haben, erfasst das
Sekretariat die zur Abstimmung in Abwesenheit zugelassenen Ratsmitglieder im
Abstimmungssystem. Sobald der Prisident das Abstimmungsverfahren im Rat
eroffnet hat, erhalten die im System entsprechend erfassten Ratsmitglieder einen
Link. Diesen konnen sie 6ffnen und ihre Stimme abgeben. Es wird hier davon aus-
gegangen, dass die Ratsmitglieder die Sorgfaltspflicht beachten und den Link nur
eigenhdndig 6ffnen und selber die Stimme abgeben werden. Eine entsprechende
Kontrolle ist, wie bei elektronischen Systemen {iiblich, nicht moglich. Das Ergebnis
auf der Anzeigetafel leuchtet auf, wenn alle Abstimmenden erfasst sind.

Zu Beginn jeder Ratssitzung wird bekannt gegeben, welche Ratsmitglieder in Abwe-
senheit an den Abstimmungen teilnehmen werden.

Eine Wiederholung der Abstimmung aus technischen Griinden soll ausgeschlossen
werden. Aufgrund der Verletzlichkeit elektronischer Ubermittlungssysteme kann es
passieren, dass es einem Ratsmitglied nicht gelingt, sein Stimmverhalten zum erfor-
derlichen Zeitpunkt zu iibermitteln. Die Ratsverhandlungen werden auch fortgesetzt,
wenn das System fiir alle in Abwesenheit Stimmenden ausfillt. Es kann nicht in
Kauf genommen werden, dass dadurch die Ratsverhandlungen verzégert werden.
Auch wiirde es das Vertrauen in die Ratsarbeit nicht stirken, wenn dauernd Ab-
stimmungen wiederholt werden miissen.

Art. 10b Unterbruch oder Verschiebung der Session
Abs. 1

In Absatz 1 wird vorgesehen, dass ein Rat seine Session unterbrechen kann, wenn
z.B. die Zahl Abwesender zu gross wird. Solange das verfassungsmaéssig vorgesehe-
ne Quorum erreicht ist, handelt es sich um eine politische Ermessenfrage, wann eine
Sitzung unterbrochen werden soll. Dabei ist denkbar, dass nur ein Rat seine Session
vielleicht um einen Tag oder zwei Tage unterbricht. Ein Rat kann fiir sich die Unter-
brechung der Session im Rahmen der vorgesehenen Kalenderwochen beschliessen.

Abs. 2

Denkbar ist auch, dass die Session nach hinten verschoben wird, dass also die Sessi-
on z.B. in der Kalenderwoche nach der ordentlichen Session oder noch spéter fort-
gesetzt wird. In diesem Fall braucht der Beschluss eines Rates, die Session zu ver-
schieben, die Zustimmung des anderen Rates, ausser es handelt sich um die
Sondersession eines Rates. Die Arbeit der beiden Rite muss aufeinander abgestimmt
sein, damit z.B. Differenzbereinigungen und Schlussabstimmungen vorgenommen
werden konnen. Somit macht eine Verschiebung nur Sinn, wenn dies beide Rite
beschliessen. Haben beide Réte einer Verschiebung zugestimmt, liegt es an der
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Koordinationskonferenz, den Zeitpunkt und die Dauer der verbleibenden Session
festzulegen.

5 Finanzielle Auswirkungen

Die Kosten fiir Entwicklung, Installation und Betrieb der technischen Vorkehrungen
fiir das Abstimmen ausserhalb des Ratssaals werden auf 100 000 Franken geschitzt.

6 Rechtliche Aspekte

6.1 Verfassungsmissigkeit

Die Teilnahme an Abstimmungen des Parlamentes bei Abwesenheit ist weder von
der Verfassung noch vom Parlamentsgesetz vorgesehen. In Artikel 159 Absatz 1 BV
ist von der «Anwesenheit» der Ratsmitglieder die Rede. Die Bestimmung konnte so
ausgelegt werden, dass dies nur fiir die 101 bzw. 24 Ratsmitglieder notwendig ist,
welche es braucht, damit das Kriterium der «Mehrheit» erfiillt ist. Allerdings ist eher
nicht davon auszugehen, dass der Verfassungsgeber der Meinung war, dass 101
bzw. 24 Ratsmitglieder vor Ort sein miissen und die anderen sich elektronisch zu-
schalten konnen. Eine klare Verfassungsgrundlage fiir das hier vorgesehene Vorha-
ben liegt deshalb nicht vor. Die von den beiden Staatspolitischen Kommissionen am
22. Oktober 2020 durchgefiihrten Anhorungen haben gezeigt, dass in diesem Fall
das dringliche Bundesgesetz ohne Verfassungsgrundlage wohl die geeignete Erlass-
form wiére.

6.2 Erlassform

Es wird hier deshalb vorgeschlagen, ein dringliches Bundesgesetz gemiss Arti-
kel 165 Absatz 3 BV vorzusehen, wonach keine Verfassungsgrundlage notwendig
ist. Das Gesetz wird bis am 1. Oktober 2021 befristet. Somit ist die Geltungsdauer
kiirzer als ein Jahr und das Gesetz ist dem obligatorischen Referendum nicht unter-
stellt (Art. 140 Abs. 1 Bst. ¢ BV e contrario). Sollte die Koordinationskonferenz
es nicht mehr als wiinschenswert oder sinnvoll erachten, dass die Moglichkeit des
Abstimmens in Abwesenheit weiterhin besteht, dann kann sie die vorzeitige Aufhe-
bung des Gesetzes beschliessen.
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Schweizerische Eidgenossenschaft
Confédération suisse
Confederazione Svizzera
Confederaziun svizra

Verordnung 2
iiber Massnahmen zur Bekimpfung des
Coronavirus (COVID-19)

(COVID-19-Verordnung 2)

vom 13. Mirz 2020

Der Schweizerische Bundesrat,

gestiitzt auf die Artikel 184 Absatz 3 und 185 Absatz 3 der Bundesverfassung!
und auf die Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe b, 41 Absatz 1 und 77 Absatz 3 des
Epidemiengesetzes vom 28. September 20122,

verordnet:

1. Abschnitt: Gegenstand und Zweck

Art. 1

! Diese Verordnung ordnet Massnahmen gegeniiber der Bevolkerung, Organisatio-
nen und Institutionen sowie den Kantonen an zur Verminderung des Ubertragungsri-
sikos und zur Bekdmpfung des Coronavirus (COVID-19).

2 Die Massnahmen dienen dazu:

a. die Verbreitung des Coronavirus (COVID-19) in der Schweiz zu verhindern
oder einzudimmen;

b. die Hiufigkeit von Ubertragungen zu reduzieren, Ubertragungsketten zu un-
terbrechen und lokale Ausbriiche zu verhindern oder einzuddmmen;

c. besonders gefahrdete Personen zu schiitzen;

d. die Kapazitiaten der Schweiz zur Bewiltigung der Epidemie sicherzustellen,
insbesondere zur Aufrechterhaltung der Bedingungen fiir eine ausreichende
Versorgung der Bevolkerung mit Pflege und Heilmitteln.

1 SR 101
2 SR 818.101
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2. Abschnitt: Aufrechthaltung der Kapazititen in der
Gesundheitsversorgung, Einschrinkungen beim Grenzverkehr

Art. 2 Grundsatz

I Um die Kapazititen der Schweiz zur Bewiltigung der COVID-19-Epidemie auf-
rechtzuerhalten und um insbesondere die Bedingungen fiir eine ausreichende Ver-
sorgung der Bevolkerung mit Pflege und Heilmitteln zu gewéhrleisten, miissen
Massnahmen zur Einschriankung der Einreise von Personen aus Risikoldndern oder -
regionen getroffen werden.

2 Als Risikoldnder oder -regionen gelten namentlich Lander und Regionen, die {iber
eine gemeinsame Grenze mit der Schweiz verfligen und deren Behorden ausseror-
dentliche Massnahmen zur Verhiitung und Bekdmpfung der COVID-19-Epidemie
angeordnet haben. Die Liste der Risikoldnder oder -regionen wird im Anhang dieser
Verordnung verdffentlicht. Das Eidgendssische Departement des Innern (EDI)
erstellt die Liste und fiihrt sie laufend nach nach Riicksprache mit dem Eidgendssi-
schen Departement flir auswirtige Angelegenheiten (EDA).

Art. 3 Grenziibertritt und Kontrolle

I Die fiir die Grenzkontrolle zustindige Behorde verweigert allen Personen aus
einem Risikoland oder aus einer Risikoregion die Einreise in die Schweiz, sofern sie
nicht eine der folgenden Voraussetzungen erfiillen:

a.  Sie verfligen liber das Schweizer Biirgerrecht.

b. Sie verfiigen iiber ein Reisedokument und einen Aufenthaltstitel gemiss Ab-
satz 2, namentlich eine schweizerische Aufenthaltsbewilligung, eine Grenz-
gingerbewilligung, ein von der Schweiz ausgestelltes Visum oder eine Zusi-
cherung der Aufenthaltsbewilligung.

c. Sie haben einen beruflichen Grund fiir die Einreise in die Schweiz und besit-
zen eine Meldebescheinigung.

d. Sie flihren einen gewerblichen Warentransport aus und besitzen einen Wa-
renlieferschein.

e. Sie reisen lediglich zur Durchreise in die Schweiz ein mit der Absicht, direkt
in ein anderes Land zu reisen.

f.  Sie befinden sich in einer Situation der dussersten Notwendigkeit.

2 Die betreffenden Personen miissen glaubhaft machen, dass sie eine der obenge-
nannten Bedingungen erfiillen. Die Beurteilung der Notwendigkeit nach Absatz 1
Buchstabe f liegt im Ermessen der fiir die Grenzkontrolle zustandigen Behorde.

3 Entscheide der zustindigen Behorden konnen sofort vollstreckt werden. Allfallige
Beschwerden gegen diese Entscheide haben keine aufschiebende Wirkung. Arti-
kel 65 des Auslidnder- und Integrationsgesetzes vom 16. Dezember 20053 (AIG) gilt
sinngemass.

3 SR 142.20
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4 Die Strafbestimmungen von Artikel 115 AIG gelten sinngemaiss. Bei Verletzung
der Einreisebestimmung kann zudem ein Einreiseverbot ausgesprochen werden.

5 Einreisen von Ausldnderinnen und Ausldndern tiber die Schengen-Binnen- und
-Aussengrenzen an den Flughéfen konnen ebenfalls verweigert werden, wenn keine
der Voraussetzungen geméss Absatz 1 Buchstaben a-e erfiillt ist. Das EDI bestimmt
nach Riicksprache mit dem EDA, bei welchen Risikoldndern und -regionen diese
Massnahme erforderlich ist. Die Absétze 2—4 werden diesfalls analog angewendet.

Art. 4 Einschrankung des Luftverkehrs

Das EDI kann den Luftverkehr aus Risikoldndern und -regionen nach Artikel 2
Absatz 2 in die Schweiz aussetzen.

3. Abschnitt:
Massnahmen gegeniiber der Bevolkerung, Organisationen und
Institutionen

Art. 5 Schulen, Hochschulen und weitere Ausbildungsstétten

I Prasenzveranstaltungen in Schulen, Hochschulen und {ibrigen Ausbildungsstitten
sind verboten.

2 Priifungen, fiir die bereits ein Termin festgelegt wurde, konnen unter Einhaltung
geeigneter Schutzmassnahmen durchgefiihrt werden.

3 Fiir die Grundschule konnen die Kantone Betreuungsangebote vorsehen.

Art. 6 Veranstaltungen und Betriebe

I Es ist verboten, offentliche oder private Veranstaltungen, bei denen sich gleichzei-
tig 100 oder mehr Personen aufhalten, durchzufiihren.

2 Veranstaltungen unter 100 Personen diirfen durchgefiihrt werden, wenn folgende
Praventionsmassnahmen eingehalten werden:

a. Massnahmen zum Ausschluss von Personen, die krank sind oder sich krank
fihlen;

b. Massnahmen zum Schutz von besonders gefdhrdeten Personen;

c. Massnahmen zur Information der anwesenden Personen {iiber allgemeine
Schutzmassnahmen wie Handehygiene, Abstandhalten oder Husten- und
Schnupfenhygiene;

d. Anpassung der rdumlichen Verhiltnisse so, dass die Hygieneregeln einge-
halten werden konnen.

3 Die Absitze 1 und 2 gelten gleichermassen fiir Unterhaltungs- und Freizeitbetrie-
be, namentlich Museen, Sportzentren, Fitnesszentren, Schwimmbéder und Well-
nesszentren.
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4 Restaurations- und Barbetriebe sowie Diskotheken und Nachtclubs diirfen ein-
schliesslich des Personals nicht mehr als 50 Personen gleichzeitig aufnehmen. Die
Empfehlungen des Bundesamtes fiir Gesundheit betreffend Hygiene und sozialer
Distanz miissen eingehalten werden.

Art. 7 Ausnahmen

Die zustindige kantonale Behorde kann Ausnahmen von den Verboten nach den
Artikeln 5 und 6 bewilligen, wenn:

a. Uberwiegende 6ffentliche Interessen dies gebieten, beispielsweise fiir Veran-
staltungen zur Ausiibung politischer Rechte oder zur Bildung; und

b. von der Ausbildungsinstitution, der Veranstalterin oder dem Betreiber ein
Schutzkonzept vorgelegt wird, das die Praventionsmassnahmen nach Artikel
6 Absatz 2 umfasst.

Art. 8 Kontrollen der Vollzugsorgane und Mitwirkungspflichten

I Die zustéindigen kantonalen Behorden konnen in den Betrieben und an Ortlichkei-
ten jederzeit unangemeldet Kontrollen durchfiihren.

2 Die Betreiber und Veranstalter haben den zusténdigen kantonalen Behérden den
Zutritt zu den Raumlichkeiten und Ortlichkeiten zu gewéhren.

3 Die Anordnungen der zustidndigen kantonalen Behorden bei deren Kontrollen vor
Ort sind unverziiglich umzusetzen.

Art. 9 Vollzug

Die Kantone tiberwachen die Einhaltung der Massnahmen nach den Artikeln 5 und 6
auf threm Gebiet.

4. Abschnitt: Meldepflicht betreffend die Gesundheitsversorgung

Art. 10

Die Kantone sind verpflichtet, dem Koordinierten Sanitdtsdienst regelmassig Fol-
gendes zu melden:

a. Gesamtzahl und Auslastung der Spitalbetten;

Gesamtzahl und Auslastung der Spitalbetten, die fiir die Behandlung von
COVID-19-Erkrankungen bestimmt sind;

c. Gesamtzahl und Auslastung der Spitalbetten der Intensivpflege;

Gesamtzahl und Auslastung von Gerdten zur extrakorporalen Membran-
oxygenierung (ECMO);

e. Menge an personlichem Schutzmaterial, namentlich Hygienemasken, Atem-
schutzmasken, Handschuhe, Uberschiirze und Schutzbrillen;

776



Dokument 17

COVID-19-Verordnung 2 AS 2020

f.  Angaben zur Verfiigbarkeit von Medizinal- und Pflegepersonal in Spitélern;

g. maximale Kapazitit, namentlich Gesamtzahl aller Patientinnen und Patien-
ten und Gesamtzahl von COVID-19-Patientinnen und Patienten, die von ih-
ren Spitdlern unter Beriicksichtigung der verfiigbaren Betten und des ver-
fiigbaren Personals behandelt werden konnen.

5. Abschnitt: Schlussbestimmungen

Art. 11 Aufhebung eines anderen Erlasses

Die Verordnung vom 28. Februar 20204 iiber Massnahmen zur Bekdmpfung des
Coronavirus (COVID-19) wird aufgehoben.

Art. 12 Inkrafttreten und Geltungsdauer

I Diese Verordnung tritt unter Vorbehalt von Absatz 2 am 13. Mérz 2020 um 15.30
Uhr in Kraft.>

2 Artikel 5 tritt am 16. Mérz 2020 um 06.00 Uhr in Kraft.

3 Diese Verordnung gilt unter dem Vorbehalt der Absitze 4 und 5 so lange wie
ndtig, hochstens jedoch fiir die Dauer von 6 Monaten ab Inkrafttreten. Der Bundes-
rat hebt sie ganz oder teilweise auf, sobald die Massnahmen nicht mehr nétig sind.

4 Artikel 5 gilt bis zum 4. April 2020.
5> Die Artikel 6-9 gelten bis zum 30. April 2020.

13. Mirz 2020 Im Namen des Schweizerischen Bundesrates

Die Bundesprésidentin: Simonetta Sommaruga
Der Bundeskanzler: Walter Thurnherr

4 AS 2020573

5 Dringliche Veroffentlichung vom 13. Mérz 2020 im Sinne von Art. 7 Abs. 3 des Publika-
tionsgesetzes vom 18. Juni 2004 (SR 170.512). Infolge technischer Probleme erfolgte
diese als ausserordentliche Verdffentlichung im Sinne von Art. 17 Abs. 1 der Publikat-
ionsverordnung vom 7. Oktober 2015 (PublV, SR 170.512.1) auf den Internetseiten
www.ch.ch und bag-coronavirus.ch/downloads/ sowie durch Ubermittlung an die
Einsichtnahmestellen nach Art. 18 PublV.
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Anhang
(Art. 2 Abs. 2)

Liste der Risikolinder und -regionen

Italien

778



iative und BB Gegenentwurf - Dokument 18

ini

BB Volks

Ausschaffungsinitiative

(4444

erey oroidd ¢
"130108)s9) Sunwiwunsqe
-SY[OA JOP YOrU PIIM [OX[MY USPUISIILIOA WNZ FUNWWNSIQSTULSIOQ() 1OP JOPIZ A

ZOYOQ[OI] QAIOH-OIIdI] :IBI0Iyos Jo( qemyog oddiyg Iejenes Qg
SSAA\ Jo1opnIg d[eosed [UNupIseld oI TUTUUR A -19)SI0 ] BYLIT (UNUPISEI] (]

010C tunf "8 “JeI[euoneN 010C unf g JeIopuels

"UQWIYOUNZUE JINM)USUITOD) Uap pun
USUYRINZQe QANRNIUL AP ‘UdpuUp)S pun N[oA Iyoiyduwd Sunjwmuesioasopung d1( ¢

"10)101qI03UN Sunw
-wmsqy Inz SunssejroAsopung Iop ga¢l [Ny SSRWOS UOIYBRJIOA WP Yoeu udp
-uglS pun Y[oA (SunssejioAsapung JIop USWIYRY WI ISPUR[SNY PUN USUULIOPUR[SNY
Jo[[ouIwLy] SunsIom39A\ pun -sny Ip Ioqn ¢01QZ unf ‘0] WoA gg) JINmjuouaFon
WOP W USWIWESNZ TS PIIM “PIIM U2S0ZoSNONINZ JYOTU JABIIIUISY[OA OIP UISJOS |

My

‘UQSSEB[Id NZ 9 ZJesqy [ 7] [0
-V OBU OSIAIUTH JO[RSS[[I oI[SNzoq UdSunuwiunsaqyens OIp pun USZURSId nz
pun udIAIUOP NZ ¢ ZJesqQy [Z] [NV [OBU OpUB)SIqIR], 1P OPUBIS pun J[0A YyaInp
0—¢€ 97)BSqQV ] [OIMY UOA SWYBUUY 1S UAIYE( Junj 1IdUul jey 10qagz)9sen 10
(UAPUDISIY PUN UDUULIDPUD]SHT

UOA SUnssplapaIN pun jIpyaudfity) 171 1y nz Sunuiuijsoqssunsiaqn) g

(nou) 9 fiz 161 1y

:MopUEag 13[0f A1 USPIOM SUNSSELIdASOpUNY 0P UASUNWIISSIuLsIdq() A

1I

‘uoSunuunsag udpuaydIds)ud AIp ISSE[I 10qo5Z10son) 19 “Teqjens YdIs jyoeu
SIOIUID ZIOMUDS OIP Ul [eSQ[[I 91MISUOS JOPO JO)YOLSSIW JOGIOAISIOIUIT SEP JOM o

"UdZ)dsSNZUe Il 07
JNe J0qQIOASIIUTY Sep IS [[BJSSUN[OYIopaIAy W] 'UaSo[oq NZ UAIYE[ G]—G UOA JOGIOA
-9SIOIUTH WAUIS JIW PUN USSIOMNZSNE ZIOMUOS Iop she opIouag uaSipupisnz 1op
UOA PUIS ‘UQISI[IOA ZISMUDS JOp UI J[BYIUINY Jne dyonidsuesiyoay] d[[e d1mOs Jyoal
-S)[EYIUSINY IYI  PUN ¢ USZJPSqY USP [OBU AP ‘IOPUBR[SNY PUN USUULIOPUR[SNY ¢

1¥2h 2801-600C

L60S 6007 199 ¢
Lcol g0z 1dd ¢
101 IS I

"UOZUESIO OPUBISOqIE ], A1) TOM
wn 9IS uuey I JOYRU ¢ ZJesqy UOBU dpUBISOqie], Ip 1QIIYISWn 10qa5Z)esan) 1o 1
‘uaqey] ued0zaq
JJIYeIZOS IOp IOPO UASUNISUDISIOA[RIZOS JOP UOSUMSIOT [YOIUONBIqSST  °q
IOpO ‘puUIS UIPIOM JISMINIOA S1JRINSIYIL SII[OP
-SUONIQUIF SOUId IOPO S[OPUBYUASOI( ‘S[OPUBYUAYISUIJN UdSom ‘qney omm
SII[OPI[EMAD) UAIOPUE SOUIY UITOM ‘SII[OP[ENXAS UOIOMYOS UIIOPUE SIUID
19p0 Sun3nN[emoSIo A Iouro uafom ‘SPI[ops3un)Q ], USYOI[ZIBSIOA SOUIO UdFom B
101S UUOM “ZIOMUOS JOp Ul J[ey
-uoyny Jne oUonIdsuesjyooy d[[e AIMOS JYODISHBYIUJNY IYI SMIB}S UOYOI[IYIALIOP
-ug[sne WoIYT UoA SISURYQeRUN UAIAIIOA (IOPUR[SNY PUN USUULISPUR[SNY AP =) IS ¢

(nau) 9—¢ "sqy [Z] My

:110puga3 )3[0J AIM pIim SunssejIAsapung a1

B0 A\ USPUIT[OJ 1By JIS ¢

*193101GI9)uN SUNWIWITSQY

InZ uopuplS pun Y[OA pim pun Fnns st «(oAnenuIs3unjyeyossny) Iopug[sny
Iofjouruuiyy Funjjeyossny dIp Ig» §00T IBNIGI] ‘G WOA SANBNIUISY[OA DI( |

13V

:]8821]Y252q

‘c600 TUN{ "7 WOA SdjeIsopung sop Jeyosjog oIp Ul JYOISUI [oru
‘«(oAnEnIUISSUNIJRYOSSNY) JOPUR[SNY JO[[QUITULIY SUNJJeyossny a1p In»
QAIIRIIUISY[O A UOIIOSUIO ;8007 Jeniqo ] "G We Jop Sunynid yoeu

‘| SunssejIASIpuUng 9P G ZJBSQVY (€1 [ONIY Jne 1Z3msad
YbYOSUISSOUIIPIT UYISIADZIDMYIS AP SURJUUIDSA2ASIPUNG d1(]

d9g “«(eanentuisdunjjeyossny)
IOpUE[SNY JO[[OUILLY SUNJJFEYOSSNY SIp INJ» SATETIUISY[OA

010 tunf "g] WoA

«(2ApENIUISSUNIJRYISSNY) JOPUB[SNY II[[QUIUILIY
Sunyyeyassny AIp ANg» IABEHIUISH[OA 1P 19qN
sSn[yIsaqsapung




iative und BB Gegenentwurf - Dokument 18

ini

: BB Volksi

tive

initua

Ausschaffungs

1244

ZOUO[I] QAIOH-OLIdI] IBIOINoS Jo(g qemyog addifiyg Ieenes g
SSAA\ JoIOpNIg d[eOSEJ [UITUOPISEI] I TUTUUR A -19)S10 ] BYLIT UNUpIseId A1

010 tunf Q[ ‘yeareuoneN 010 1unf "0 JeI0puLIS

"10)101qI9JUN Sunwwnsqy Iz
uopug)S pun oA Sunsseyroasopung I9p gE1 [ONIMY SSEWOS USIYBIOA WP Yoru
QATJENIUISY[OA JOP JIW USWIWESNZ I3 PIM ‘PIIM UT0ZoTyonInz jyoru «(dAneniur
-sSunjyeyossny) JIOpug[sny JOJ[UIWLD] SUNJJeyossny dIp INj» OANRNIUISY[OA JIp
UI9JOS 10)IAIQIANUN SUNWWISqQY INZ UPURIS pPun J[OA PIM JINMIUSUITOD) I19S2I(]

1I

"UQYOBAQ NZ YIONSISSLWISIUBYID A ISP Z)BSPUNID) JOP IOPUOSASUI “SIYIALIN[Q A
sop pun Sunssejioasopung Jop udidizuudpunin) a1p pun JYOIPUNID) JIP PUIS SHYII
-S)[epuURINY SAP FnZjug udp 1MOs FunseM3o A\ pun -sny AP 1N proydsjuyg wieg ¢

"UIPINM J[TO}INIOA
S1JRINSIYOSI USIYR[ UYOZ UOA q[eUIOuUl udzjessoSe] Iopo udfe], 07/ Su)
-SOpUIl JUIESTSUI UOA UQJeNSP[On) JOPO UQJLI)SSHOYIOL] USIQIYOW NZ IOPO
UQIUE[ [9MZ SUDISOPUIL UOA 9JBINISS)IOUIAL] IOUId NZ JeljenS AI9pue duld 1y 9

IOPO UOPINMA J[10}INIAA STJRISIYOAT USJEUOIA ST
SUQ)SOPUIW UOA JJLIISS)IAYIAI] IOUId NZ JeydsHIpy JOp Yorarag wr Snnog
UQUIR 1N I3PO UaqeSqy USYDI[IYII-UDI[JUALJQ I3P JOPO UISUNIOYIISISA[RIZOS
Iop ‘QJ[IY[EIZOS IO [YOTIAIdg WI jeyenS dI9pue UM IOpo Snijeg Uaure mj  °q

‘uopInm
JIOUNIOA FJRDSIYIAI INJep pun uoqey udfuedoq jeyens yoipaq Iyef
WIDUID SUIISIPUIUT UOA 9JRNSSIOYIAL] JOUID JIW AIIPUL JUID JOPO Z)dSIF[onIw
-s3unqneglog sep U303 SSOISIOA USIOMIDS USUID TOPUBYUIYISUIIA USLIIIZIY
-1[enb uSUId ‘QWIYRUISIAN UId ‘qney UdlLIZII[enb usuld ‘Funz)o[roAradiQy]
Q10MUDS duId ‘Sun3nemaSIoA QuId ‘BuniQ], AYOIJZJBSIOA JUID ‘PIOJA USUID B
:OIS UUOM ‘UISAIM
-033oM UAPIOM PUN JYOAISIBYIUINY YT USISI[IOA IOPUR[SNY PUN USUULIOPUR[SNY ¢
“USPIYRJOS SOPURT SAP HAYIDYIIS AP IS UUIM
‘UOPIOM UISAIMIZSNE ZIOMUDS 9P SNB UQUUQY IOPUR[SNY Pun USUULIOPUB[SNY |

Junsiom3op\ pun -sny  (nau) GIz[ MY

"UQSSBID UQYLIYOS
-I0A UASIPUOM)OU TP dUOUEY JOPp SUNIQUUY [OBU pung IOp Uuey 0S ‘[NJId JYdIu
SuniopigjsuoneiSoiu] 10p usSoIUY AIP USPIOA\ UONEISAU] IOP puel§ udp [osIp
-ouod USPUIOWIAD) puUN UAUOJUET] USP JTW JIdqIeusurtesny ur ynidioqn pung 1o( o

"UQYLI(J UOA PUN USPUIDWAL) ‘QUOIUL] ISP USWIYEU
-SSEWISUOT)BISAU] 1IOPIQJ Pun }s9f uoneISou] I9p ozjgspuniny o1p 339] pung 1o( ¢

YTy 19$1-010¢

Lol g0z 1dd ¢
101 dS 1

“IOUOIS UOIIeIZIU] 1O Ud3aI[uy Jop Sun3nyors
-onIog A1p uaqesyny Joxyr Sunjnyrg 19q US[[O}S USPUIAWAL) PUN dUOUELY ‘pung

"U9Qo T US[[INI[NY PUN UD[BIZOS ‘UYDI[JLYISHIM
we JunId[QAdg UQUOSIpUB[SNE IOp 9qeY[ID], AYOId[SUdduLyd JIp INJ uddunduipaq
-uowyey uaSnsungd uoA Junyeyog QIp 0aMzdq uoneioju] Iop Sunidplog A1( ¢

“JJBYOS[[9SD) IOp I SUNSIPUBISIOA AP AIMOS SUNIYNISUIGT IOYOI[II0OMJUBIIATITIO
nZ UD[[IA\ U9 ‘Sunupip pun NOYIOYIIS USYDIIUAJQ 1P pun Funssejroasopung Iop
opompunIn) 19p Sunionyadsay aIp uSI11og US[[e UOA JPIOLId UONRIZAU] A1( ¢

‘Sunioy[QAdg Uayos
-IpUE[SNE JOP pun USYOSIWIOYUID JOP [BYUATUWESNZ JOP IST UOT)RISAU] JOp [A1Z Se(T |

uoneI3uy  (nou) iz MY

uaqoyasfiny ¢
[Asy pun Sunsse[IopaIN ‘Yeyuany

7'SqV pun yfinyss12qnyons [7] My

JYIIIASY pUn -I9PURISNY :PIUYISQY °6
[Z1 MY 104 [2)11S3UN.1opalln)

:110pugd3 )3[0J AIM pIIm SunssejIdAsapung a1

(1SS21]Y252q
‘«(oATENIUISSUNIFRYISSNY) JOPUR[SNY J[[OUIULL SUNJJeyossny o1p In»
QATIETIIUISY[O A USIYOTAITUIS ;800 TENIQO] "G W Iop Sunjnid yoeu

‘| SunssejroAsapung Iop ¢ Ziesqy ¢ [OIIY Jne jzynysos
UYPYosuasSousSPIT UdYISIAIZIDNYIS AdP SUNJUUUDSIdASIPUNG d1(]

d9g “«(eanentuisdunjjeyossny)
IOpUE[SNY JO[[OUILLY SUNJJFEYOSSNY SIp INJ» SATETIUISY[OA

010c tunf Q[ woA

(«[oApenIuIsSungyeydssny| J9pug[sny JS[[oUILIY
Sunyjeyossny AP NP> IANLHIUISY[O A INZ LINMIUIUIFID))
SunssepIdAsIpung J9p UdWYey WI JIPUR[SNY pun
UQUULIIPUR[SNY JI[[QUIWLIY SUNSIOM3IA\ pun -sny dIp 1aqn

sSNyIsagsapung




BB Notenaustausch (biometrische Passe) - Dokument 19

01¢€s

Ievlds ¢

"97[9)S QUDIIIOMIUBIOA UISIOMSNY
uoA Sunj[essny OIp INJ QUID IO JWWINSIQ OS ‘UIPIQUIE OPUD[[OISSNE QIOIYIW JoqN
uojuey U0 ISNJIOA USUYDIOZOq US[[}S OI0)IOM UUEY JeIsopung Io(] "USUYIIOZAq
ouojuey OIP AUO[OM “)[[9ISeTSnE US[[O)S USP UOA PUB[U] WI UOPIOM OSIOMSNY |

[ Sqy ¢ My

SISIOMSNY SIP ISNLId A pun $nzjuy ‘Sungnaaysny ‘sunyoissny
MUYISQV g

# MY A0A [2111SUNLPALID)

"UQSI NZ AONIpqeIaul,] uejdydradsod
drg) wop ne o1p ‘woSnyorwId nzep ‘vossnu uoynId UOSIOJ IOUTO JBIIIUOP] AP AP
‘uo[[eIs 9)ouSIeas a1opue pun IoqronequajeysSny] ‘uowyoursjunirodsuel] uuey Iq ¢

IS S1IOMUDIIS UQYISLIOZIOMYDS WP AP ‘USTNJIOA ZINYISUdJe(] UdUId
Iogn udJee)S USPULJJONOQ OIP UIJOS ‘UISSAIYOsSNZqe ajonipqerofur] udloyoradsad
dryD wr 1op u9soT sep Joqn o3I A USJREIS UAISPUE JIW )3NnJaq ISI jeIsapung Io(J ¢

"USUNIOPIOJUY USYISIUYDA) USPUAYDIRISIUD JIP JWWSA] JeIsopung
19 "ULZINYOS NZ U2 $93131YdaIaquUN pun udFunydsie] uagas st diyousreq 10( |

sdryoudje( sop UAS9[SNY pun JIOYIOYIIS g My

‘uQ)eyIuS 9jejue[dw] JOpo UASAYI0I ‘UdSunIopuIyey AIm
UQUOIOZUUSY] 2IOPUO0SAq IoqN UOqeSUY OIMOS UOWERUS)RYISIdUMEJ JOPO -IO[ISUN]
‘-SUOpIQ) “-ZUBI[Y SIOMSNY IOp UUEY UOSIoJ UOPUd[[aIsSenue 10p UoSUB[IOA JNV 4

*U9)[BYIUS USUOIUNYSSUN[ISSN[YISIOA pun -Injeudi
-s3unIsnUAYINY INJ UIBINUSP] JYISIUOII[d WPNZ UURY SIOMSNY  I3(T sopenbg

‘purs uIdyorads nz ynerep uoye( SYI[OM pun
uopIom UQYesIoA dIyD) WOUIS I USLIESIOMSNY OUd[oM s9) 139 Jersopung 19( sz

‘uop1om 1oyoradsas diy)
WP JNB USUUQY § PUN { ‘¢ ‘] USZIBSQY USP [OBU UJJBPSIOMSNY UdSLIqN dIp Yony
"UQJ[BYIUS SIOQRYU] SIP JOPO ULIGRYU] Jop 3INIPqeIdSul] dIp pun PlIgsiyorsan) uro
uuey diouoie 1o "UOpIOM UdYISIOA dIYouo)e( WIS JIW UULY SIOMSNY IO siqg

1X2 [ UDYISISQZUDAf UdP Anu JfJLIjg e
(UQ)[BYIUS UDJB(] SPUIF[OJ SSNW SIOMSNY JOPI[ |
b PUN ionbT—siq7 "SqY D IS [ "SqY T MY

<1007 TUNL *TT WOA Z)oSIFSIOMSNY *|

1110puEas )S10F O1M USPIOM 9Z}0seFsopung UIPUIYDISYORU dI(]

My

60¢S 1890-L00T

1'897°09¢°0 US

1°S ‘Y007 T1'6T WoA G8€ 1719V
6S1S L00T 199

101 dS

— N en <t

"UQIQTULIOJUT

Nz | zJesqQy [OBU [OSNBISNeudjoN usp jne Snzag ur usSunzjossneio USYDI[IYIaI
-sSunssejroa 1op SunjnjIg QIp Ioqn SpPuBISZISOG-UaSusyoS sop Sunpomjug pun
Sunpuomuy ‘Sunzjoswi) I9p 19q $OJeL)S SISAIP JUNIANZOSSY P IOqN JLYoSuIouan
uayostedoiny Iop pun uoru() uayosiedoing Iop ‘JJeyosuassoudspry USYOSLIOZIOMYDIS
IOp UDYOSIMZ 4007 19QOP[O ‘97 WOA SUWWONQY SOP qoqeisyong ¢ Zjesqy
L TOIIY [oru jJeyosurowen) oyodsiedoinyg o1p 9SnyopwiId pIm jersopung 1o( ¢
1S1IUYoUa3 paIm UjUOWINY

-OpaSIaY PUN UASSEJ USI[[9ISaFsne udjee)SpaI[SHJA USP UOA UI UdJe(] OUISLIIOWOIq
pun Q[RUD[IOWISIOYIAYDIS INJ USULION Ioqn ¢007 JOqUIdZOJ "€] WIOA Sjey Sop
$007/27STZ AN (D) Sunupioio A I9p SWYLUIA]() SIP PUILIIIQ JJRYOSUIOWAL) USYIS
-1edoIng I19p pun Zromyos I9p USYISIMZ Q00T ZIBJ\ 'S WOA [OSNEISNBUSloN IO I

MV

:1SS21]Y252q
‘2L00T Tunf ‘g WIOA SdjeIsapung sop Jeyosjog oIp Ul JYDISUlT [oeu
‘| SunssejroAsapung Iop 7 Ziesqy 99 pun | zjesqy S [OYNIY JIp Jne 1Z)n1sos
‘YPYoSuasSSoUdIPIT UdYISIIIZIZNYIS A2P SUNJUIUUDSAIASIPUNG 21(]

800 tunf "¢ WoA

(SPUR)ISZIISAG-UIGUIYIS SIP SUNPIIIMIUIIIIIAN)
JJUIWNOPISINY pun ISSEJ

AYISLNIWOL] 19qN $00T/TSTT “IN (DF) SUNUPIOIdA I9P SWYEUId() P
PURJJI.133q JRYISURWIN) UdYISIEdoan]] Jop pun ZIdMydS I9p UIYISIMZ

SYISNEISNEBUIION SOP SUNZIISUI() AP PUun SUNFIWYIUIL) 1P 1IN
SSN[YISagsopung

g4 SpueISz)isog-uoFuoyog Sop SUN[OIMIUIINII AN

800T 4290PIO T “ISHfsunpua.afay 42p fnvjqy




BB Notenaustausch (biometrische Pésse) - Dokument 19

cles

PoTLdS o

“uros
YOI[PUNSIJUSI|ILIRY SSNW UAIYNQOD) U0)30]051sa) jeisopung uap yoinp Iop oyQH oI ¢

Zsqy 6 MY

"asIaMSNESUONBWNIS] pun -SJg)uap| Iy sopung sap
J[[eIsyoR,] A1p udSunwiunsaqerzodg I9pusyolamMqe J[eYoqIoA Jdjun Jyny sg S

"2STOMSNY JOZIOMTYDS 1T (T3[d) «eImonmseryuy Ao or[qng» o1p Myny sy J

"SPIEPUE)S US[BUONBUIONUI JOP SUNZ)AsuI() 9Ip INJ YOI[II0OMIULIOA ISI pun
U LIYISSIOMSNY 9P UII219g Wil SunyoImjus d[euoneutour orp 13[0J10A s 2

‘wouoney1zads 10p Sumeyury a1p JYOeMIoqN PUN JOWYUIAIUN[EISUAD)
pun uo[o)ssSunSnIgysny AIp Uk UASUNSIOMUY pun dPunysny rope sy p

"uQUOS
-1odjeAld ue Sun[[oISSNY UQISP PUN JSTOMSNY IOZIOMUDS PUSJFOIRQ AJuny
-SNy ‘UQ)EYOQIOA UISSAINUIZINYOSUB(] pun -sSUMeYUWIOYSD) IO sg

"US[[A}S YISIp
-Ug[SNE pun -ul Ue ISIOMSNY JOZIOMYOS PUJJoIeq uaSunsiomuy pun ajuny
-SNYy ‘UQ)EYOQIOA UISSAINUIZINYOSUB(] pun -sSUMequIoyen) Jroue sg  °q

"D TONIIY SSBUWOS UQYLIYISIOA Jop Sunjjequr a1p jyoemIoqn sy e

1B U9qe3Jny 9puog[of 19Z1]0d I Jwesapung Sep JWWIU ‘Uoqesiny ud}
-uueud3 UOSUNWWIISIqSSUNIYNISNY USP Pun z3dsor) WISAIP Ul UAIOIOM UIP UGN

10ZI]0J I Sejuresapung sop uaqesjny q9 1y

*}SOJ UQJUBIDJAIT AP pun JOFULIGIISTUNISIONISULL(T 1P “TOWYOUIOIUN[BIOUIL)
AIp “ua[A)ssSunSnIaFsSNy OIp UE USSUNIOPIOFUY USISNOM OIp 130T jersopung Io( ¢

"purs Sunyo)sIoYSIoMSNY JIp InJ
Sumnopog I10puogoedssewl UOA USSUNISIOT UAIYOBIGIO OIP UUOM ‘IBQPUOMUE USJUBI
-9JorT pun 108urIqIOsSUNISIONSUAIJ Jne PUIS ¢—] 9Z)esqy Jop udSunwwumnsdg a1

‘oddnigs3unwyourojun ojwesod d1p Inj udSunIopIojuy
9sa1p u9)[a3 os ‘addniFsSunwyouIoju ) JOUId [19], 9[[9)SSSuNSIYSNY 1P S| “UIPIOM
JSUBLIOAUIR 319Z10pal 1971104 INJ JWESOpUng WOA UdUUQY UdSUNIOPIOJUY UNUULRUIT
7 pun [ udzigsqy USp ur 19p Jumynidisq() Inz udSeprojun) udSIpuamiou dI( ¢

‘uoplom
1Ynyo3yoInp  udSunynIdsIIOYIOYOISUSUOSIdd AP QN o[0T IOqUIZO( ‘6] WOA
SUNUPIOIOA IOp 9 [V UOA QuuI§ Wl udSunynidioqnsioyioyors usuuQy sq ‘ud3d
-NJIOA JIY UINS UQUIO JOgN USSSNWU ‘USUUQY UdQRY IOpO Uaqey uonynpoidsiomsny
9Ip JOPO SUNWIYIUIAIU( 1P JNe SSN[Julg UOPUSqIZSSEW UdUID AP ‘USUOSIO dIopue
pun SumIo[SyeYOSon) Iop IOPAISHIA ‘SueSIO UQIBqUOIO[SIOA UQIOpUE SOUID IOPO
SORISTUNI[BMII A SIP JOPAISUA ‘US[IUY UOA Idqeyu] ‘93Nyo31dg YOI[IFRYISHIM ¢

g4 SpueISz)isog-uoFuoyog Sop SUN[OIMIUIINII AN

1res

“UOSNJIOA [ONIA 9[[o1zueul) puadnuod qn  p
pun ‘uoISIONIYEMAS SOZINYISUIR(J SAp Sunyeyurg arp 0

‘uoronueresd uonynpoidsiomsny opuayodIdsjus uou
-oney1j1zodg uop pun 9)yoa1oSUINLIS) ‘OPUSYQIS Yooy Anelifenb ‘1oyols ouro  °q

‘uodny
-IoA TouoneNIEnd) usSIPUIMIOU AP PUN UISSIMYOE,] 0SIPUIMIOU SEpP Ioqn "B

1918 ssep ‘UoSULIQIO SIOMUOEBN] USD USSSNU JOUWIYIUIOIUN[EIUSD)
u9)31[10J2q Q1P puUN UD[[A)S UINBNIQ UISIOMSNY UOA Fundnioysny Iop juwr A |

UQJUEIOJAIT pun
105ULIqIOSTUNISIONISUAL ‘IOWIOUIOIUN[BIOUAL) ‘US[[IssSunSIofsny D9 LIy

IST TequIaIoAun d1jqnd oIpIQ) UYISLIOZIOMTOS

Wop JIW Sep ‘OpInm ULIYNJ SIUqASIH WAUId NZ UOIUeS d)yoIpaSue 9Ip UUIM
‘uoyosnzqe 3s1 SunIoSIoMId A JOp UOA ‘[[IM USYQIZJud Snz[joAjens wop 1opo Sungjoy
-I0AJENS JOP OIS 9IS SSep ‘Uoye)sdq SWBUUY JNZ SPULNID) UUSM pun ‘JJ[oisiep udy
-0810 JOPO UYIAIQIdA UID JYOY WIAYDSLIOZIOMIDS [OBU P ISI UOPIOM J[IOJINIOA
IOpO paim 13[0JIOA Je)eNS JOUI UoToM puB[SNY WI PUN }[[9)S YONSIO) UL pue[sny Wil
U0SIoJ OPUS[[ISTeljue 1P UUIM UIOSIOMIOA PIIM SOSIOMSNY Sould Jun[alssny a1 ¢
‘u9je( USSIPUIMIOU 1P IYI J[ONIWIdQN IS “SunFIoJsnesomsny Inz

Sengny uop 9[01S udINeNoq SUNSNIAYSNY IOp JIUW IAP 2TIS 1qIS 0S ‘NZ SISTOMSNY SIP
Sunjoissny Jop 9IS Jwwng “Senuy Uop I9qn JopIoydsiud apIoyog dpudj[eissne a1 ¢
“1BIUIP] Aydewos pudes arp ynidiogn

pun purs SIPUBIS[[OA PuUn }JALI0Y Udqesuy 2Ip qo ‘Ynid opiQuag Spud[aIssne A |

cpung ‘[ Sqy 9 My

"UQYOSIOA
wporFdsSunuroyosrg uoyorugsiod IOp UOA USWIYRUSNY UONYIISOIN USYOSIUTYID)
Iop pun Ueqe3I0A US[EUOTIEUIUI Jop SunSnyorsyoniog Iojun uuey jersopung 19(J ¢

“INPNISRIU] SYOSIUYI AP D
‘UOpIQUOY USPUR[AISSNE 9Ip ue udSunIopIojuy aIp  °q

‘uaqjonbuareq
JIp pun U UOPUIPUIMIIA NZ USSIOMSNY UOA Jun[oissny oIp Inj ap e

:PUSJFOINAQ YII[JUSWEU
‘uoIyejIoAS3uUN[[eISSNY pun -sSenuy Wnz udSunwiwunsag 1SS0 jeisopung Io(J ¢

‘UNANId A USYDI[Z)2s3
Jo1y1 SunJI[Imury QUOIIJLIYIS 1P UdFNQUIQ USUOSIOJ AIFIPUNUIUS pun dFIpunwiu)
"UQUOIINZUIO SASIOMSNY SOUId Fun[[o)ssny jne Senuy uop wn ‘uoyoardsioa yoi|
-ugs1od puesny wr SunjonIo A USYOSLIdZIOMIDS T3P 19q JOPO J[[)S U)UYDIIZdq UO)
-UBYZ)ISUYOA\ WOA IOP 10q ZIOMUOS IOP UI SSNU ‘[[IM U)[BYID SIOMSNY USUIO IOA |

un[ssny jne Jenuy S My

g9 SpueISZ)Isog-uoFudyog SOp SUN[OIMIUIINII A\




BB Notenaustausch (biometrische Passe) - Dokument 19

14539

01€58007 194 ‘T'€F1 US g
[Lrard 4 B NI

‘puIS WIdYD

-19ds nz jnerep usje SYO[OM pPuUN USPIOM UIYDSIdA dIYoud)e( WoUId W USUOSIdJ
QUOSIPUR[SNE INJ UJUIWNYOPISIOY UOA UMY OUd[om s9) 130] jersopung 1o( o
‘sspwouuls (18 [0(7 TUNf "7 WOA $3Z)2SIZSIOMSNY SIP v [ “UdP

-IoM 119yo1adsad diy) wop Jne uduuQy 9 pun o ‘e udqeISYONg ¢ Z1esqy 11 [V
[OBU UDJBPSIOMSNY UISLIQN AIP YoNy "U[BYIUS SIOQRYU] SOP IOpO ULIDQRYU] Iop
OYonIpqeIdsur,] AIp pun PlIqsHYOISID) sAIAISILISIP uro uuey dryoudie 1o "UIpIOM
udyasIoA dIyousie WoUId JIWI USUUQY USUOSIdJ AYISIPUR[SNE INJ 9JUSWUNNOPISIDY ¢
*SSRWASUUIS I[13 [0 TUN[ 77 WIOA SIZJISOTSIOMSNY SIP 1g [ONIIY

UOPIOM UdFenIoqn USNLI(] OSIOM[I9) IOpO ZueS uduuQy 9[[o)S opuddniojsne dIp
Ue UdJEpSIomsny 1op SUmIo[Id)Io | dIp pun uje( UaYIsLIowolq 1op Sunssejaq a1 4
9=¥ Sq¥ 6§ MY

Japug[sny pun

USUULIIPUR[SNY AP J3qN ;ST IqUIDZI( ‘9] WOA Z)I$d3sapung *7

"UAUUQY USPIOM JTeNUBOq UOPIQUOE USPUI[[A)SSNE USP 19q Yoou
INU UQIENS)BIUSP] UUBM (B ‘USWIWIISOq QUOJUBY OIP ‘UopIom )Senuedq opurowod
-Z)ISUYOA\ JOp UI IOUSIq OIM QIe[ IOI0MZ SU0ISIUL| PUSIYEM [OOU SUNIOPUESOZ)SID)
JOSQIp UdJoNeINU] WOP YorU pueu] wir uduugy diyousied Suyo ULIENSIEIIUSP]

800 1Ny "¢ [ WoA SUNapuy A9p SUNuuiISaqssups.12q,)

"as1aMSNY 13qN (OVD]) UOTeSTueSIQ-1YBJYN[[IATZ US[RUONBUION] I3P SPIELPUR)S
pun uadunyyoydwig arp pun uorun) udyodsiedoinyg 1op uoSunwiwnsdg o1p Spuomjou
JI0MOS Toqep ISYDISIONIAQ I "SOZJSor) sasaIp Snz[[oA Uop I[oSa1 jersopung Id(

3nz[joA 91 My

"UIo sopung sop WoISASSUOT)BUWIIOJUT SUT UdJB(T 1P 1qIS opIQUog SpUA[d)ssne dI( ¢

‘ssnyosogq
UQUOI[PIQYA] YOINP IOPO USSOM SOZJISO) UOA SIYILIOTING SOp JSN[IOA USp P

‘Sunqayyny udIOp 91MOS ‘USYRIZOq SUN[[AISSNESIdIMSNY JIP Jne
OIS AP ‘UOUOSIOJ )SIPUNUWIUS JOPO SFIPUNWIUN INJ USWIYRUSSLWZINYIS AP O

‘3ungayyny udIop A1mos JunJopIuIysIoMsSny Ap  °q
‘Sunqoyyny udIop AIMOS 2110dsSueYLIYoS Jould SundnjIdA AIp e
:9pIQUA UAPUS[[eISSNE UASIPULISNZ IOP JOP[OW IPIQUSY IPUISNJIdA (T |

ya1FdopIN §1 MY

gles

‘uuey uago[
-IOA SIOMSNY UQUISY 9SOIP UIOJOS ‘UdSeIJqe UAILJIOAJNIQY WI UOSIOJ UOPUSJJOIRq
Iop udje(] UOUOSLI}OWIOI IOP pun SUSWEN SOp PUBUUE [one Wo)SASSUOIIBULIOJU]
Wl udje(] dIP USUUQY P Pun d udqeIsyong g ziesqy Yoreu uapioyag uadipueisnz a1 4

YISy Iop
UQZJESPUNID) USP [OBU [OIS UIJYOLI UIPIQUAY dI)IoM U AJUISNY TUOPIoM UdqoS
-0310)10M WOISASSUOT)BULIOJU] WP SNE Ud)E(] UJINP USUOSIDJ UAJSSIULIOA UOA AIMOS
uojep[eman) pun uoydonsejesnieN ‘uo[ejun uoA uioydQ UOA UOHENLHUOP] INZ ¢
‘Suniepqesie)
-JUAPT INZ [OI[SSII[YOSSNE ‘Sapung Sop O[[9ISIAZI[0J djouydrezoeq Sipurisnz
sie Sunigpiqesjginuep] Jnz usSenuy opudyeSuld pue[sny Wop sne Inj ap  J
‘uddunprounsn|
-I0A UOA QWBUJNY INZ US[[AISIOZI[OJ USIAUYOIOZAQ USUOIULS] USP UOA 9Ip "0

‘SUNIE{QES)BINUOP] INZ YOI[SSOI[YOS
-SNe ‘UQ[[AISIOZI[0 USIOUYDIOZOQ USUOJUEY USP UOA pun pung WOA JIp

e

‘SunIep[qes)BINUOP] INZ YOI[SSIATYOSSne ‘SdIONIYoeMZUDIL) SEp

S

Eogoaomnovsu:mﬁmgo%.@
‘10Z1]0J JNJ Juesopung sep ‘e

‘udSeIjqe UIRJISAJNIQY W UdJe(]
uaqesyny uoyoI[z}esag oIyl SunjnjIg INZ USUUQY UL[[A}S JOPO UIPIQUeg opuaSo] ¢

‘ud[[oIsssundnioysny a1p
UOPIQUY UIPUI[[AISSNB AP °q
1971[0 INJ Jwesopung sep ‘e

:U9QO3UId WRISASSUONBULIOJU] SUT I[P udje
uaqesdiny udyo1[Z)esad JaIyl SunjnyIg INZ UduuQy U[[A}S IOPO UapIQYg dpuad[o] |

aqeSiuuexoquaje( pun SunraqIeaquAe I My

‘SunpusmIa A I9YdI[YoNeIq

-SSTWI SUNIOPUIYIOA IOP OIMOS SOSIOMSNY Sourd Sun[aissny u)SnydaIoqun Iurd

SUNISPUIYIo A IOp ‘USSIOMSNY UOA Sunjossny Jop Jualp Sumjroqreaquaje( A1 ¢
‘o[[1sSSUNS1)I0JSNY 1P AIMOS SPIQUY SPU[[A)SSNE AP B

udreq

opuaS[0J YOI[Z)eShZ PUN UOSIO JOUId UdJe(] UMAYoradseS pun usyynjosne srom

-Sny Wl 9Ip J[BYIUS ST "WAISASSUONBUWLIONU] UId YN 19ZI[0J In jwesepung se(

7 ZIpSqy pun v “iSg ‘zipsSSUnj1ajuly [ SqQy [ My

g4 SpueISz)isog-uoFuoyog Sop SUN[OIMIUIINII AN

g9 SpueISZ)Isog-uoFudyog SOp SUN[OIMIUIINII A\




BB Notenaustausch (biometrische Passe) - Dokument 19

Sles

60¢S 8007 1dd ¢

800 1990MQ T :ISLJSWNPULIJY 10p JNe|qy
6800 TUN[ "p7 :SUNYOIPUJFOIA I9p wnjeq

ZOY0Q[o1,] QATOH-OLIAL] IAIYNJ[[0N0)0I] 19T qemyog oddifiyq Ie1en|es
uouSng 9Ipuy JUOPISEIJ 1 I[pueIq [9H0ISLIY)) JUIPISLIJ 10

800T Tun( "¢ ‘yeIeuoneN 800C Tunf "¢ ‘jeIopuel§

'9710893

-sopung uoMynjeSyne ¢ [Ty Ul IOp UJNJen[u] Sep JUINSAq jersopung Io(J ¢

‘Sunssejroasopung Jop g zjesqy P[] pun ¢ Q17 p oq
-epsyong [ Z1esqQVy [ URIMY UOP [YOBU IOPIOJId USZ)dsagsopung UOA SSe[Ig udp
Sunzjoswi) UAIOP IOPO ULJBIIUD UOSUNWIWINSOE IPUSZIOSIYORT A5NYoIMm dIp ‘05en
-I0A INJ WNPUSISJAISSEIIOASIER)S USATIBI[NYE] WP JYISIOIUN SSNYIsoq JOsAI(T |

€My

JX3[ UdYISISQZUD.A[ UdP AnU Jffiigog "o pun -q
JX3,] UDYISIUDIID]I UBP pUn UdYISISQZUDL[ UdP Anu Jffiijag e

:u931QuUaq udqesyny Joayl Sunjnyiy Inz udyeq
AIp 3SAIP JOMOS ‘USYOBW [OI[SULSNZ ULIYBJIOAJNIQY UId [OINp UL[[A)S IOPO UIP
-IQUog UOpUAS[O] Uje(] UQISSBJIO 7 Zjesqy Jne )zjmsasS oIp uuey jwesopung se( ¢

"19J19G1BAq ‘PUIS ISSBJIQ ISIIUIIIPAIA INZ UdSUNJI[[IMAg pun uAJudw
-NYOPISIOY USYISLIOZIOMIDIS UOA SUN[[ISSNY JOp JW 2P ‘sajuiesapung S UINIoq
-IEJIJA| PUN UQUULISNOQIR)IJA UOA USPIOM UDJB(] UQISSEId 7 Z)esqy Jne 1zimsag a1( 4
JElittiingliteieli(oN
194 QIMOS JOWWNUIAISSO ‘YLYOSINUN ‘UIN[H JOp WeuFIpd] ‘UId)yg Iop
UOWERUIOA PUN QWEN ‘ONOonIpqeroSur] ‘PlIqsiyoIsan) ‘9ssQi) ‘9ssaIpy 910y
-3uQuaduesieelS 1I0SHUNQID) ‘WNIEPSHINGID) WYIO[YOSID) ‘USWEBUIOA ‘OQWEeN ‘B
:uoje( 9puds[0J IBYIUd YS] sed ¢

“(ISD epugsny
pUN USUULISPUR[SNY UB OSIQIUIQIOPAIAN INZ UaSUNSI[[IMOg pun UJUIWNNOPISINY

UQUOSLIOZIOMUDS UOA SUNJ[O}sSNy INZ WoISASSUONBUWLIOFU] UIO 1Y) Juresopung se(]

Spunyp vIsg [ SqQy I11 My

g9 SpueISZ)Isog-uoFudyog SOp SUN[OIMIUIINII A\




	9011ac09-2fac-4029-87f8-0b803c75195a.pdf
	Dokument 6
	Dokument 7
	Dokument 13


